
Landesrechtsprechung Baden-Württemberg
In der Landesrechtsprechungsdatenbank stehen Ihnen die Entscheidungen der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften in Baden-Württemberg im Volltext zur Verfügung. Der kostenfreie Abruf der 
Entscheidungen zur eigenen Information - einschließlich der Nutzung zur individuellen Rechtsberatung, 
insbesondere durch Rechtsanwälte - ist zulässig. Nicht gestattet ist die Weiterverarbeitung zur darüber 
hinausgehenden gewerblichen Nutzung. Bitte beachten Sie dazu die besonderen Verwendungshinweise .
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VGH Baden-
Württemberg Urteil
vom 2.3.2016, 11 S 
1389/15
Ausweisung wegen Unterstützung der 
terroristischen PKK

Leitsätze

1. Die PKK ist eine terroristische bzw. den 
Terrorismus unterstützende Vereinigung (in
Fortführung der Senatsrechtsprechung: 
VGH Bad.-Württ., Urteil vom 13.01.2016 -
11 S 889/15 -, juris).

2. Das organisierte, vorsätzlich 
verbotswidrige und unter Einbindung in 
die Strukturen der PKK vorgenommene 
Sammeln von Spenden für diese, sowie 
über Jahre hin (hier: bis 2011) erfolgte 
Teilnahmen an PKK-nahen 
Veranstaltungen stellen 
Unterstützungshandlungen im Sinne des § 
54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG dar und können 
auch die Ausweisung eines anerkannten 
Flüchtlings rechtfertigen.

3. Dies gilt auch dann, wenn in den letzten 
Jahren keine weiteren Aktivitäten mehr 
entfaltet wurden, eine glaubhafte und 
erkennbare Distanzierung von den früheren
Aktivitäten aber nicht erfolgt ist.

Tenor

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil
des Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom 7. 
August 2012 - 1 K 929/12 - wird 
zurückgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des 
Berufungsverfahrens.

Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand

 1 

Der Kläger wendet sich gegen seine
Ausweisung, eine ihm auferlegte 
räumliche Aufenthaltsbeschränkung
und eine Meldeauflage sowie gegen
die im Laufe des 
Berufungsverfahrens getroffene 
Befristungsentscheidung des 
Beklagten.

2 

Der 1956 geborene Kläger ist 
türkischer Staatsangehöriger 
kurdischer Volkszugehörigkeit. Er 
lebt seit 1989 mit seiner Ehefrau 
und mit inzwischen acht 
gemeinsamen Kindern, von denen 
sieben die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen und 
zwei - beide deutsche 
Staatsangehörige - noch 
minderjährig sind, in der 
Bundesrepublik Deutschland. Auf 
seinen Asylantrag wurde er am 24. 
Juni 1993 als Asylberechtigter 
anerkannt. Außerdem wurde 
festgestellt, dass die 
Voraussetzungen des - damals 
geltenden - § 51 Abs. 1 AuslG 
(Flüchtlingsschutz, § 60 Abs. 1 
AufenthG) vorliegen. Die 
Anerkennung wurde mit den 
exilpolitischen Aktivitäten des 
Klägers in der Bundesrepublik 
Deutschland und der ihm deshalb 
bei einer Rückkehr in die Türkei 
drohenden politischen Verfolgung 
begründet (vgl. VG Minden, Urteil 
vom 08.02.1993 - 5 K 2522/91.A 
-). Der im Wesentlichen mit 
geänderten Verhältnissen in der 
Türkei begründete Widerruf der 
Asylanerkennung und der 
Feststellung des Vorliegens der 
Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 
AuslG durch Bescheid des 
Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge vom 21. August 2006 
wurde mit Urteil des 
Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom
30. November 2007 (- A 7 K 
1100/06 -) aufgehoben. Seit dem 7. 
Oktober 1993 ist der Kläger im 
Besitz eines unbefristeten 
Aufenthaltstitels, seine Frau besitzt 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 28
Abs. 1 Nr. 3 AufenthG.

3 

Der Kläger war in den 1990er-
Jahren in vielfältiger Weise für die 
PKK (Partiya Karkerên Kurdistan, 
Arbeiterpartei Kurdistans) bzw. 
deren Neben- oder 
Nachfolgeorganisationen 
exilpolitisch aktiv. Mit Verfügung 
des Bundesministers des Innern 
vom 22. November 1993 wurden 
der PKK und der ERNK (Eniya 
Rizgariya Neteweyî ya Kurdistanê, 
Nationale Befreiungsfront 
Kurdistans) - einer inzwischen 
aufgelösten, damals in Deutschland
für die PKK aktiven 
"Frontorganisation" - verboten, sich
in Deutschland zu betätigen. 1992 
wurde der Kläger in den Vorstand 
des "Arbeiter- und Kulturzentrums 
der Kurden Bielefeld" gewählt. Der
Verein wurde 1993 als 
Teilorganisation der PKK verboten.
Im Asylverfahren gab der Kläger 
selbst an, er besuche alle 
Veranstaltungen und 
Demonstrationen der ERNK. Dabei
sei er teilweise als Ordner 
eingesetzt. Diese exilpolitischen 
Aktivitäten setzte der Kläger auch 
nach seiner Asylanerkennung fort. 
Es kam deshalb zu strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahren. Im Jahr 2001
beteiligte er sich an der 
Unterschriftenaktion im Rahmen 
der so genannten 
"Identitätskampagne" der PKK und 
unterzeichnete die Erklärung "Auch
ich bin ein PKK'ler". Nach 
Erkenntnissen des Landesamts für 
Verfassungsschutz Baden-
Württemberg nahm der Kläger in 
den folgenden Jahren, auch nach 
dem Umzug seiner Familie aus dem
Raum Bielefeld nach Mannheim im
Jahr 2002, weiter regelmäßig an 
Demonstrationen und 
Veranstaltungen teil, bei welchen es
um die Rechte der Kurden, um die 
PKK und/oder deren 
Generalsekretär Abdullah Öcalan 
ging, darunter auch solche mit einer
besonderen PKK-Nähe, wie 
Veranstaltungen aus Anlass des 
Gründungsjahrestages der PKK, 
des Geburtstags und des Jahrestags 
der Festnahme von Öcalan, so 
genannte "Märtyrergedenkfeiern" 
(Feiern zum Gedenken an gefallene
PKK-Kämpfer und 
Selbstmordattentäter) und 
"Volksversammlungen".

4 

Im Juni 2006 reiste der Kläger in 
den Irak. Er hielt sich dort zwei 
Monate lang auf und besuchte 
Verwandte sowie diverse Orte bzw. 
Stationen im Grenzgebiet zur 
Türkei. 2007 unternahm er mit 
seinem Sohn eine weitere Reise in 
den Irak.

5 

Bei einer Durchsuchung der 
Wohnung des Klägers am 10. 
Januar 2007 wegen des Verdachts 
eines - durch Betätigung für die 
PKK begangenen - Verstoßes gegen
das Vereinsgesetz wurden unter 
anderem eine handschriftlich 
verfasste Spendenliste mit 16 
Namen und Beträgen zwischen 100
und 1.000 EUR sowie eine mit dem
Computer im Jahr 2006 erstellte 
Spendenliste, welche in vier 
Ortsbezirke unterteilt war und auf 
der hinter 29 der insgesamt 48 
aufgeführten Namen monatliche 
Spenden im Zeitraum von Januar 
bis Mai in Höhe von 10 bis 30 EUR
pro Monat vermerkt waren, 
aufgefunden, außerdem ein Zettel 
und ein Notizbuch mit Vermerken 
zu eingesammelten Beträgen, 
Ausdrucke eines Vordrucks für eine
Spendenliste, vier Zeitschriften 
Serxwebun, Fotos mit Abdullah 
Öcalan, darunter eines mit der 
Aufschrift "PKK" im 
Scheckkartenformat im Geldbeutel 
des Klägers, Fotos des Klägers - 
mit einem Schnellfeuergewehr 
posierend, neben weiteren 
bewaffneten Personen - welche von
der Reise des Klägers in den Irak 
im Juni 2006 stammten, Flaggen 
bzw. Fahnen mit dem Emblem der 
"KKK" (Koma Komalên 
Kurdistan), Flaggen mit einer 
Abbildung von Abdullah Öcalan 
sowie ein Buch von Öcalan. Bei der
Durchsuchung wurde in der 
Wohnung des Klägers der türkische
Staatsangehörige kurdischer 
Volkszugehörigkeit T., ein PKK-
Funktionär, angetroffen.

6 

Der Kläger wurde daraufhin mit 
Urteil des Landgerichts Karlsruhe 
vom 3. Dezember 2008 (5 KLs 500
Js 58139/06) wegen 
Zuwiderhandelns gegen ein 
vereinsrechtliches 
Betätigungsverbot (§ 20 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 VereinsG) zu einer 
Geldstrafe von 150 Tagessätzen zu 
je 20 EUR verurteilt. Auf die 
schriftlichen Urteilsgründe wird 
zunächst verwiesen. Nach 
Verwerfung der Revision durch den
Bundesgerichtshof wurde das Urteil
am 8. April 2009 rechtskräftig.

7 

Mit Bescheid des 
Regierungspräsidiums Karlsruhe 
vom 27. März 2012 wurde der 
Kläger aus der Bundesrepublik 
Deutschland ausgewiesen (Ziff. 1). 
Er wurde außerdem verpflichtet, 
sich zweimal wöchentlich bei der 
für seinen Aufenthaltsort 
zuständigen polizeilichen 
Dienststelle zu melden. Sein 
Aufenthalt wurde auf den Bereich 
der Stadt Mannheim begrenzt (Ziff.
2). Die Ausweisung wurde auf §§ 
55, 56 i. V. m. § 54 Nr. 5 AufenthG 
gestützt. Zur Begründung wurde 
ausgeführt: Bei der PKK und deren 
Nachfolgeorganisationen KADEK 
und KONGRA-GEL handle es sich 
um Vereinigungen im Sinne des § 
54 Nr. 5 AufenthG. Die Aktivitäten 
des Klägers wie insbesondere das 
Eintreiben von Spenden, der 
Verkauf der PKK-Zeitung 
Serxwebun und auch die ständige 
Teilnahme an Veranstaltungen der 
PKK bzw. PKK-naher Vereine 
seien als Unterstützung im Sinne 
dieser Vorschrift anzusehen. Dabei 
sei auch von einer gegenwärtigen 
Gefährlichkeit auszugehen. 
Schließlich seien bis weit ins Jahr 
2011 Unterstützungshandlungen 
nachgewiesen. Dem Interesse des 
Klägers an seinem Verbleib im 
Bundesgebiet, das sich aus den 
bestehenden persönlichen und 
familiären Bindungen ergebe, 
werde durch Duldungen (d.h. eine 
Aussetzung der Abschiebung ohne 
Aufenthaltstitel) Rechnung 
getragen werden.

8 

Die vom Kläger gegen diesen 
Bescheid erhobene Klage wurde 
mit Urteil des Verwaltungsgerichts 
Karlsruhe vom 7. August 2012 
abgewiesen. In den 
Entscheidungsgründen wurde 
dargelegt: Der Umstand, dass der 
Kläger durch Urteil des 
Landgerichts Karlsruhe vom 3. 
Dezember 2008 rechtskräftig 
wegen des Sammelns von Spenden 
für die PKK verurteilt worden sei, 
rechtfertige ohne weiteres die 
Annahme einer relevanten 
Unterstützungstätigkeit, wenn diese
Tätigkeiten nicht sogar auf eine 
Zugehörigkeit zur Organisation 
selbst hinwiesen. Des Weiteren 
stelle jedenfalls der regelmäßige, 
über Jahre erfolgte häufige Besuch 
der dem Kläger vorgehaltenen 
Veranstaltungen, insbesondere 
wenn es sich um so genannte 
Märtyrergedenkveranstaltungen 
und Feiern zum Jahrestag der 
Gründung der PKK handle, eine 
relevante Unterstützungstätigkeit 
dar. Durch das Einsammeln der 
Spenden und deren Weiterleitung 
habe der Kläger die PKK sogar in 
qualifizierter Weise unterstützt.

9 

Auf den vom Kläger gestellten 
Antrag hat der 
Verwaltungsgerichtshof mit 
Beschluss vom 28. November 2012
die Berufung gegen das Urteil des 
Verwaltungsgerichts Karlsruhe 
zugelassen.

10 

Am 3. Januar 2013 hat der Kläger 
unter Stellung eines Antrags die 
Berufung begründet. Er bestreitet, 
dass es sich bei der PKK um eine 
terroristische Vereinigung handelt. 
Jedenfalls habe er diese nicht 
unterstützt. Außerdem seien die für 
ihn als anerkannten Flüchtling 
geltenden Vorgaben der Richtlinie 
2004/83/EG, Art. 21 und Art. 24, 
nicht berücksichtigt worden. Eine 
Ausweisung setze nach Art. 21 Abs.
2 Buchst. a der Richtlinie voraus, 
dass der Betroffene aus 
schwerwiegenden Gründen als eine 
Gefahr für die Sicherheit der 
Bundesrepublik anzusehen sei. 
Solche wären nur zu bejahen, wenn
er eine Vereinigung, die den 
Terrorismus unterstütze, in 
qualifizierter Weise, insbesondere 
durch eigene Gewaltbeiträge oder 
als Funktionär, unterstützt hätte. 
Diese Voraussetzungen seien nicht 
gegeben, auch nicht mit Blick auf 
seine strafrechtliche Verurteilung 
wegen Zuwiderhandelns gegen ein 
vereinsrechtliches 
Betätigungsverbot. Dieser lägen 
Vorgänge aus den Jahren 2005 und 
2006 zugrunde. Ob von ihm - 
unterstellt die vom beklagten Land 
behaupteten Aktivitäten träfen zu - 
eine aktuelle Gefährdung ausginge, 
sei weder überprüft noch 
festgestellt worden. Die 
Voraussetzungen des Art. 24 Abs. 1 
Unterabs. 1 RL 2004/83/EG seien 
schon deshalb eindeutig nicht 
erfüllt, weil die danach 
erforderlichen „zwingenden Gründe
der öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung“ schwerwiegendere 
Gründe als die in Art. 21 Abs. 2 der
Richtlinie genannten Gründe 
voraussetzten. Diesbezüglich sei 
zur Auslegung auf Art. 28 der 
Richtlinie 2004/38/EG - 
Unionsbürgerrichtlinie - 
abzustellen.

11 

Mit Bescheid vom 28. März 2013 
hat der Beklagte die Wirkungen der 
Ausweisung auf fünf Jahre ab dem 
Zeitpunkt der Ausreise des Klägers 
befristet.

12 

Der Kläger beantragt, 13 

das Urteil des Verwaltungsgerichts 
Karlsruhe vom 7. August 2012 - 1 
K 929/12 - zu ändern und den 
Bescheid des Regierungspräsidiums
Karlsruhe vom 27. März 2012 
aufzuheben;

14 

hilfsweise: den Bescheid des 
Beklagten vom 28. März 2013 
aufzuheben und den Beklagten zu 
verpflichten, die in § 11 Abs. 1 Satz
1 und 2 AufenthG bezeichneten 
Wirkungen der Ausweisung 
aufzuheben.

15 

Der Beklagte beantragt, 16 

die Berufung zurückzuweisen.
17 

Der Beklagte verteidigt den 
angegriffenen 
Ausweisungsbescheid. Art. 24 Abs. 
1 sowie Art. 21 Abs. 2 und 3 RL 
2004/83/EG stünden einer 
Ausweisung nicht entgegen. Der 
Kläger sei schließlich rechtskräftig 
wegen des Sammelns von Spenden 
für die PKK bzw. ihre 
Nachfolgeorganisationen verurteilt 
worden. Den Urteilsgründen des 
Strafurteils sei zu entnehmen, dass 
er in den Jahren 2005 und 2006 in 
Mannheim in gehobener Funktion 
für die PKK aktiv gewesen sei. 
Durch das Sammeln von Spenden 
habe er nicht nur die Strukturen der
PKK in Deutschland gestärkt, 
sondern darüber hinaus auch die 
kämpfende PKK in der Türkei, die 
sich unter anderem durch die 
Spenden ihrer Anhänger finanziere,
im Vorfeld qualifiziert unterstützt. 
Die Ausübung der genannten 
Tätigkeiten und die gehobene 
Funktion des Klägers im Raum 
Mannheim verdeutlichten seine 
strukturelle Einbindung in die 
Organisation, durch welche er das 
Gefährdungspotential der PKK 
mittrage. Dem stehe nicht entgegen,
dass seine Verurteilung schon 
mehrere Jahre zurückliege. Selbst 
wenn er seither nicht mehr für das 
Sammeln von Spenden zuständig 
sei, belege doch die in den 
darauffolgenden Jahren weiterhin 
erfolgte regelmäßige Teilnahme an 
zahlreichen Demonstrationen und 
Veranstaltungen der PKK das 
Fehlen der inneren und äußeren 
Abkehr von der PKK und deren 
Zielen.

18 

In der mündlichen Verhandlung vor
dem Senat am 4. April 2013 
erklärte der Kläger, er habe die ihm
im Urteil des Landgerichts 
Karlsruhe vom 3. Dezember 2008 
zur Last gelegte Straftat nicht 
begangen und auch nie eingeräumt. 
Er sehe sich als "progressiver 
Kurde", weshalb er sich verpflichtet
fühle, an Newroz-Festen, 
Demonstrationen und 
Veranstaltungen von Kurden 
teilzunehmen. Als Kurde möge er 
die PKK; er stehe hinter ihr. Er sei 
aber kein "PKK'ler". Zu letzteren 
zähle er die Personen, die in den 
Bergen gegen den Feind kämpften. 
Veranstaltungen in Gedenken an die
PKK, wie zum Beispiel zum 
Jahrestag ihrer Gründung, seien für 
ihn persönlich zwar nicht wichtig. 
Wenn es aber "für das Volk" 
wichtig sei, dass er daran 
teilnehme, könne es sein, dass er 
das auch mache. Feiern aus Anlass 
des Geburtstages von Öcalan seien 
nicht verboten und für ihn 
persönlich "schon wichtig". An 
Märtyrergedenkveranstaltungen 
nehme er teil, wenn es ihm danach 
sei. Wenn in den Räumen des 
kurdischen Vereins Versammlungen
durchgeführt worden seien, sei er 
hingegangen. Es habe sich immer 
um erlaubte Veranstaltungen 
gehandelt. Als Vorstandsmitglied 
des kurdischen Vereins in Bielefeld 
Anfang der 1990er-Jahre habe er 
lediglich die Aufgabe gehabt, die 
Einkäufe für den Verein zu 
erledigen. Nach dem Verbot der 
PKK habe es deshalb bei ihm zu 
Hause eine Razzia gegeben und er 
sei auch angeklagt worden. Später 
habe er keine Aufgaben mehr 
übernommen. Nach seinem Umzug 
nach Mannheim 2002 sei er zwar 
zunächst noch Mitglied des 
örtlichen Kulturvereins der Kurden 
gewesen, nach Verlegung des 
Vereinssitzes in die benachbarte 
Stadt Ludwigshafen aber nicht 
mehr. Wegen der mit der 
Ausweisungsverfügung gegen ihn 
verhängten Beschränkung seines 
Aufenthalts auf die Stadt 
Mannheim sei er auch nicht mehr 
dorthin gegangen, früher habe er 
sich einmal die Woche, manchmal 
auch täglich, in den Vereinsräumen 
aufgehalten. Seine Reise in den Irak
sei für ihn wie eine "Pilgerreise" 
gewesen. Dies habe er unter 
anderem deshalb so empfunden, 
weil dort sogar Staatsbedienstete 
wie Polizisten, Richter usw. 
kurdischer Volkszugehörigkeit 
seien. Mit einem Neffen sei er 
überall unterwegs gewesen. 
Bewaffnete Personen wie die, mit 
denen er sich auf Fotos habe 
ablichten lassen, gebe es dort 
überall.

19 

Der Senat hat mit Beschluss vom 
27. Mai 2013 das Verfahren 
ausgesetzt und gemäß Artikel 267 
AEUV eine Vorabentscheidung bei 
dem Gerichtshof der Europäischen 
Union eingeholt, die dieser mit 
Urteil vom 24. Juni 2015 (- C-
373/13 <T.> -, InfAuslR 2015, 357)
beantwortet hat.

20 

Der Beklagte hat mit Schriftsatz 
vom 19. August 2015 erneut 
Stellung genommen. Er meint, der 
Gerichtshof habe in seinem Urteil 
nochmals ausdrücklich bestätigt, 
dass es den einzelnen 
Mitgliedstaaten freistehe zu 
bestimmen, was die Begriffe 
„öffentliche Sicherheit“ und 
„öffentliche Ordnung“ nach ihren 
nationalen Bedürfnissen 
erforderten. Notwendig sei zu 
berücksichtigen, dass die PKK 
weiterhin als Terrororganisation 
gelistet sei und diese seit 2015 auch
wieder terroristische Anschläge zu 
verantworten habe. Die 
Handlungen des Klägers erfüllten 
davon ausgehend die vom 
Gerichtshof aufgestellten und nicht 
abschließend zu verstehenden 
Voraussetzungen des Art. 24 der 
Qualifikationsrichtlinie auf der 
Grundlage der vom Senat schon 
vorgenommenen individuellen 
Würdigung. Dieser habe sich von 
der Unterstützung der PKK auch 
nicht distanziert, weswegen 
weiterhin von einer gegenwärtigen 
Gefährlichkeit des Klägers 
auszugehen sei, zumal dieser im 
Januar an einer PKK-
Großveranstaltung in Paris und am 
22. Dezember 2013 an einer PKK-
Gründungsfeier in 
Mannheim/Neckarau teilgenommen
habe, bei der vor ca. 1.000 
Teilnehmern mehrere Redner 
aufgetreten und einschlägige 
Parolen skandiert worden seien, 
wie sich aus dem Bericht des 
Landesamtes für Verfassungsschutz
vom 30. Juli 2015 ergebe.
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Der Kläger bestreitet seine 
Teilnahme an beiden 
Veranstaltungen. 22 

In der mündlichen Verhandlung hat 
der Beklagte den Beweisantrag 
gestellt: „Zum Beweis der Tatsache,
dass der Kläger am 22. Dezember 
2013 bei einer PKK-
Gründungsfeier in Mannheim-
Neckarau sowie am 12. Januar 
2013 bei einer Großdemonstration 
von PKK-Anhängern in Paris 
anwesend war, wird beantragt, 
einen Zeugen vom Hörensagen, zu 
laden über das Landesamt für 
Verfassungsschutz Baden-
Württemberg, zu laden und zu 
befragen.“ Diesen hat der Senat 
abgelehnt.
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Dem Senat liegen die Akten des 
Regierungspräsidiums Karlsruhe 
über das Ausweisungsverfahren (3 
Hefte), die ausländerrechtlichen 
Akten der Stadt Mannheim 
bezüglich des Klägers (2 Hefte), die
Strafakten betreffend das Urteil des
Landgerichts Karlsruhe vom 
03.12.208 - 5 KLs 500 Js 58139/06 
- (1 Band Strafakten und 1 Band 
Vollstreckungsakten) und die Akten
des Verwaltungsgerichts Karlsruhe 
über das Klageverfahren wegen 
Widerrufs der Asylanerkennung - A
7 K 1100/06 - vor. Diese sind 
ebenso wie die Akten über das 
Klageverfahren beim 
Verwaltungsgericht Karlsruhe - 1 K
929/12 - und über das Verfahren auf
Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes - 1 K 930/12 -, über
das vorliegende 
Berufungsverfahren - 11 S 2336/12 
-, über das Beschwerdeverfahren 
bezüglich der Ablehnung von 
Prozesskostenhilfe durch das 
Verwaltungsgericht - 11 S 1437712 
- und über das Verfahren auf 
Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes - 11 S 1987/12 - 
Gegenstand der mündlichen 
Verhandlungen am 4. April 2013 
und am 2. März 2016 gewesen; 
hierauf wird ergänzend Bezug 
genommen.

Entscheidungsgründe
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Die nach Zulassung durch das 
Verwaltungsgericht statthafte und 
auch im Übrigen zulässige, 
insbesondere fristgerecht und 
ordnungsgemäß begründete (§ 
124a Abs. 6 und Abs. 3 Satz 4 
VwGO) Berufung gegen das 
Urteil des Verwaltungsgerichts 
Karlsruhe vom 7. August 2012 ist 
unbegründet. Das 
Verwaltungsgericht hat die Klage 
zu Recht abgewiesen, da die 
Ausweisungsverfügung 
rechtmäßig ist (§ 113 Abs. 1 
VwGO) (I.). Auch die Berufung 
hinsichtlich der 
Befristungsentscheidung bleibt 
ohne Erfolg (II.).

I.
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Die Ausweisungsverfügung ist auf
§ 53 Abs. 1 AufenthG i. V. m. § 54
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG in der seit 
1. Januar 2016 geltenden Fassung 
(Art. 9 des Gesetzes zur 
Neubestimmung des Bleiberechts 
und der Aufenthaltsbeendigung, 
BGBl. I, S. 1386 <1399>) zu 
stützen; maßgeblicher Zeitpunkt 
für die Beurteilung der Sach- und 
Rechtslage ist der der mündlichen 
Verhandlung des Senats (BVerwG,
Urteil vom 04. Oktober 2012 - 1 C
13.11 -, Rn. 16, BVerwGE 144, 
230, Rn. 16 und vom 10. Juli 2012
- 1 C 19.11 -, BVerwGE 143, 277, 
Rn. 12).
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Nach § 53 Abs. 1 AufenthG wird 
ein Ausländer ausgewiesen, 
dessen Aufenthalt die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, die 
freiheitliche demokratische 
Grundordnung oder sonstige 
erhebliche Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland 
gefährdet, wenn die unter 
Berücksichtigung aller Umstände 
des Einzelfalles vorzunehmende 
Abwägung der Interessen an der 
Ausreise mit den Interessen an 
einem weiteren Verbleib des 
Ausländers im Bundesgebiet 
ergibt, dass das öffentliche 
Interesse an der Ausreise 
überwiegt. Dieser 
Grundtatbestand des neuen 
Ausweisungsrechts umreißt die 
Ausweisungszwecke auf 
tatbestandlicher Ebene, die in § 54
AufenthG in vertypter und 
zugleich gewichteter Form als 
Ausweisungsinteressen 
ausdifferenziert werden. Ein 
Ermessen ist der 
Ausländerbehörde aufgrund des 
gesetzlichen Systemwechsels, hin 
zu einer gebundenen 
Entscheidung auf 
Tatbestandsseite, nicht mehr 
eingeräumt (Bauer, in: 
Bergmann/Dienelt, 
Ausländerrecht, 11. Aufl., 2016, § 
53 AufenthG, Rn. 5; Neidhardt, 
in: HTK-AuslR, § 53 AufenthG, 
Ausweisung, Überblick, Stand: 
18.01.2016, Rn. 1).
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Hier erfüllt das Verhalten des 
Klägers das danach besonders 
schwerwiegende 
Ausweisungsinteresse des § 54 
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG (1.). § 53 
Abs. 3 AufenthG modifiziert den 
Ausweisungsmaßstab im Sinne 
erhöhter Anforderungen an das 
Gewicht der drohenden 
Rechtsgutsverletzung, sofern die 
in dieser Vorschrift aufgeführten 
Personengruppen betroffen sind. 
Der Kläger unterfällt als 
anerkannter Flüchtling dieser 
Regelung (2.). Dem 
Ausweisungsinteresse 
gegenüberzustellen ist das 
Bleibeinteresse des Ausländers 
nach § 55 AufenthG, das der 
Gesetzgeber ebenfalls vertypt und 
zugleich gewichtet, aber nicht 
abschließend aufgeführt hat (3.). §
53 Abs. 1 AufenthG verlangt 
davon ausgehend ein Überwiegen 
des Interesses an der Ausreise, im 
konkreten Fall in Form des 
Interesses an der Beendigung der 
Rechtsmäßigkeit des weiteren 
Aufenthalts, das unter 
Berücksichtigung aller Umstände 
des Einzelfalles im Rahmen einer 
umfassenden 
Verhältnismäßigkeitsprüfung 
festzustellen ist, wobei in die 
hierbei vorzunehmende 
umfassende und abschließende 
Abwägung des 
Ausweisungsinteresses mit dem 
Bleibeinteresse die in § 53 Abs. 2 
AufenthG niedergelegten 
Umstände einzubeziehen sind (4.).
Die Ausweisung verstößt 
vorliegend auch nicht gegen die 
assoziationsrechtlichen Stand-
Still-Klauseln (5.).
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1. Im Fall des Klägers liegt ein 
besonders schwer wiegendes 
Ausweisungsinteresse im Sinne 
des § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 
vor, der bestimmt, dass ein solches
im Sinne von § 53 Absatz 1 
AufenthG besonders schwer 
wiegt, wenn der Ausländer die 
freiheitliche demokratische 
Grundordnung oder die Sicherheit
der Bundesrepublik Deutschland 
gefährdet, wovon - unter anderem 
dann - auszugehen ist, wenn 
Tatsachen die Schlussfolgerung 
rechtfertigen, dass er einer 
Vereinigung angehört oder 
angehört hat, die den Terrorismus 
unterstützt oder er eine derartige 
Vereinigung unterstützt oder 
unterstützt hat, es sei denn, der 
Ausländer nimmt erkennbar und 
glaubhaft von seinem 
sicherheitsgefährdenden Handeln 
Abstand.
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Soweit in der Literatur vertreten 
wird, §§ 54, 55 AufenthG seien 
auf Personen, die dem 
Anwendungsbereich des § 53 Abs.
3 AufenthG unterfallen, nicht 
anwendbar (so: Cziersky-Reis, in: 
Hofmann, Ausländerrecht, 2. 
Aufl., 2016, § 53 AufenthG, Rn. 
37), folgt der Senat dem nicht. 
Das Unionsrecht gebietet die 
Einhaltung des einschlägigen 
unionsrechtlichen 
Ausweisungsmaßstabs, die im 
neuen Ausweisungsrecht über § 53
Abs. 3 AufenthG sichergestellt 
wird, es gibt dem nationalen 
Gesetzgeber aber darüber hinaus 
die Ausgestaltung der 
Ausweisungsregelungen nicht vor.
Insbesondere untersagt es keine 
nationalrechtliche Konkretisierung
der ausweisungsrechtlichen 
Schutzgüter, die § 54 AufenthG n. 
F. durch die Vertypung der 
Ausweisungsinteressen leistet, 
indem die in § 53 Abs. 1 
AufenthG vorgegebenen 
Schutzgüter ausgeformt und damit
zugleich in einer Weise begrenzt 
werden, die sowohl die 
Vorhersehbarkeit der Folgen der 
Regelungen als auch deren gleich-
und verhältnismäßige 
Handhabung gewährleisten soll. 
Es ist kein Grund ersichtlich, der 
es gebieten würde, diese 
Konkretisierungen außer Acht zu 
lassen. Die zugleich mit § 54 
AufenthG erfolgende Gewichtung 
der Ausweisungsinteressen führt 
zu keinem Rechtsnachteil für die 
Betroffenen, da es gleichwohl 
stets einer konkreten 
Einzelfallprüfung in Bezug auf 
sämtliche den Fall prägenden 
Umstände bedarf (VGH Bad.-
Württ., Urteil vom 13.01.2016 - 
11 S 889/16 -, juris; Bauer, a.a.O., 
Rn. 7). In Bezug auf § 55 
AufenthG gilt nichts anderes.
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Der Kläger hat die PKK, eine 
terroristische bzw. den 
Terrorismus unterstützende 
Vereinigung, unterstützt (a.), und 
dies überwiegend in 
herausgehobener Funktion (b.).
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a.) Das Aufenthaltsgesetz selbst 
enthält keine eigene Definition des
Terrorismus. Da die - insoweit - 
tatbestandlich deckungsgleichen 
Vorgängervorschriften des § 54 
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG (§ 47 Abs. 
2 Nr. 4 AuslG i. V. m. § 8 Abs. 1 
Nr. 5 AuslG; § 54 Nr. 5 AufenthG 
a. F.) auf die UN-
Sicherheitsratsresolution 1373 
(2001) vom 28. September 2001 
zurückgehen (Art. 11 Nr. 3 des 
Gesetzes zur Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus 
(Terrorismusbekämpfungsgesetz) 
vom 09.01.2002, BGBl I, Nr. 3, S.
361; Kießling, Die Abwehr 
terroristischer und extremistischer 
Gefahren durch Ausweisung, 1. 
Aufl., 2012, S. 187) und diese das 
Internationale Übereinkommen 
zur Bekämpfung der Finanzierung
des Terrorismus vom 9. Dezember
1999 (BGBl 2003 II, S. 1923) in 
Bezug nimmt, wird in der 
Rechtsprechung zunächst auf die 
Definition terroristischer 
Straftaten in Art. 2 Abs. 1 lit. b des
Internationalen Übereinkommens 
abgestellt (BVerwG, Urteile vom 
30.07.2013 - 1 C 9.12 -, 
BVerwGE 147, 261 und vom 
15.03.2005 - 1 C 26.03 -, 
BVerwGE 123, 114; VGH Bad.-
Württ., Urteil vom 25.05.2011 - 
11 S 308/11 -, juris; Bauer, a. a. 
O., § 54 AufenthG, Rn. 24, m. w. 
Nachw.). Danach ist eine 
terroristische Straftat als eine 
Handlung definiert, „die den Tod 
oder eine schwere 
Körperverletzung einer 
Zivilperson oder einer anderen 
Person, die bei einem bewaffneten
Konflikt nicht aktiv an den 
Feindseligkeiten teilnimmt, 
herbeiführen soll, wenn diese 
Handlung aufgrund ihres Wesens 
oder der Umstände darauf abzielt, 
die Bevölkerung einzuschüchtern 
oder eine Regierung oder 
internationale Organisation zu 
einem Tun oder Unterlassen zu 
nötigen“.
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Nichts anderes wird der Sache 
nach durch die Definition des Art. 
1 Abs. 3 des Gemeinsamen 
Standpunktes des Rates vom 27. 
Dezember 2001 über die 
Anwendung besonderer 
Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Terrorismus (2001/931/GASP, 
ABl. L 344 vom 28.12.2001, S. 
93, juris) zum Ausdruck gebracht 
(vgl. hierzu VGH Bad.-Württ., 
Urteil vom 13.01.2016 - 11 S 
889/16 -, juris).
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Bei der erforderlichen wertenden 
Gesamtschau sind insbesondere 
die Ausübung von Gewalt 
gegenüber der Zivilbevölkerung 
als auch der Einsatz 
gemeingefährlicher Waffen zur 
Durchsetzung politischer Ziele für
terroristische Handlungen 
kennzeichnend, daneben aber auch
Tötungen von abtrünnigen 
Mitgliedern der eigenen 
Organisation oder von 
Sicherheitskräften, sofern die 
Merkmale eines innerstaatlichen 
bewaffneten Konflikts im Sinne 
des Art. 8 Abs. 2 lit. d und f des 
Römischen Statuts des 
Internationalen Strafgerichtshofs 
vom 17. Juli 1998 nicht erfüllt 
sind (OVG NRW, Urteil vom 
02.07.2013 - 8 A 5118/05.A -, 
juris, unter Verweis auf EuGH, 
Urteil vom 09.11.2010 - C-57/09, 
C-101/09 <B. und D.> -, NVwZ 
2011, 285; BVerwG, Urteile vom 
07.07.2011 - 10 C 26.10 -, juris 
und vom 04.09.2012 - 10 C 13.11 
-, BVerwGE 144, 230; jew. zum 
Ausschluss der Asylberechtigung 
wegen Unterstützung 
terroristischer Aktivitäten der 
PKK) bzw. eine Rechtfertigung 
über Art. 43 i. V. m. Art. 1 Abs. 4 
des Zusatzprotokolls zu den 
Genfer Abkommen vom 12. 
August 1949 über den Schutz der 
Opfer internationaler Konflikte 
vom 08. Juni 1977 (BGBl. 1990 
II, S. 1551) nicht in Betracht 
kommt (so: BGH, Beschluss vom 
06.05.2014 - 3 StR 265/13 -, 
NStZ-RR 2014, 274, verneinend 
zur PKK), Der Senat ist sich 
danach bewusst, dass für die 
Definition des Terrorismus nicht 
schlicht auf die Anwendung von 
Gewalt abgestellt werden kann 
und unter anderem auch 
Konstellationen denkbar sind, bei 
denen sich eine Gewaltanwendung
als legitimes Mittel zur 
Wiederherstellung eines 
völkerrechtsgemäßen Zustands 
darstellt.
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Davon ausgehend gibt der 
vorliegende Fall dem Senat keinen
Anlass, seine bisherige Bewertung
zu revidieren, dass es sich bei der 
PKK um eine terroristische bzw. 
eine den Terrorismus 
unterstützende Vereinigung 
handelt (VGH Bad.-Württ., VGH 
Bad.-Württ., Urteil vom 
13.01.2016 - 11 S 889/16 -, juris; 
Beschluss vom 27.05.2013 - 11 S 
2336/12 -, juris; Urteil vom 
16.05.2012 - 11 S 2328/11 -, juris;
vom 07.12.2011 - 11 S 897/11 -, 
NVwZ-RR 2012, 412).
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Die PKK ist auch weiterhin auf 
der vom Rat der Europäischen 
Union erstellten Liste der 
Terrororganisationen aufgeführt 
(vgl. Anhang zum Gemeinsamen 
Standpunkt des Rates vom 
02.05.2002 betreffend die 
Aktualisierung des Gemeinsamen 
Standpunkts 2001/931/GSAP über
die Anwendung besonderer 
Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Terrorismus - 2002/340/GSAP -, 
ABl. EG L 116 vom 03.05.2002, 
S. 75, zuletzt aktualisiert mit 
Beschluss 2015/2430 des Rates 
vom 21.12.2015, ABl. L 337 vom 
22.12.2015, S. 18 und die 
Durchführungsverordnung 
2015/2425 des Rates vom 
21.12.2015, ABl. L 334 vom 
22.12.2015, S. 1), was nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs 
der Europäischen Union die 
Feststellung erlaubt, dass die 
Vereinigung terroristischer Art ist 
(Urteil vom 09.11.2010 - C-57/09,
C-101/09 <B. und D.> -, NVwZ 
2011, 285). Folgt man der 
Auffassung der Generalanwältin 
Sharpston, die in der Aufnahme 
einer Organisation in die Liste im 
Anhang des Gemeinsamen 
Standpunkts 2001/931 „auf den 
ersten Blick“ einen „deutlichen 
Anhaltspunkt dafür“ sieht, „dass 
die Organisation entweder eine 
terroristische Organisation ist oder
(gestützt auf Beweise, die 
ihrerseits rechtlich angegriffen 
werden können) im Verdacht 
steht, eine solche Organisation zu 
sein“ (EuGH, Schlussanträge vom
11.09.2014, C- 373/13 <T.> -, 
juris, Rn. 95), führt dies in Bezug 
auf die PKK zu keiner anderen 
Bewertung. Der Senat geht 
unbeschadet der Listung der PKK 
davon aus, dass von dieser keine 
Bindungswirkung ausgeht und 
daher eine eigenständige 
gerichtliche Prüfung der 
vorliegenden Erkenntnismittel 
nicht entbehrlich ist (so auch: 
BayVGH, Beschluss vom 
08.05.2009 - 19 CS 09.268 -, 
juris; Bauer, a. a. O., § 54 
AufenthG, Rn. 26; a. A.: 
Neidhardt, in: HTK-AuslR, § 54 
AufenthG, zu Abs. 1 Nr. 2, Stand: 
16.01.2016, Rn. 83), gleichwohl 
handelt es sich um ein gewichtiges
Indiz, zumal gegen eine Listung 
effektiver gerichtlicher 
Rechtsschutz gewährt wird 
(Bauer, in: Sinn/Zöller, 
Neujustierung des Strafrechts 
durch Terrorismus und 
Organisierte Kriminalität, 2013, 
103 <111>, unter Verweis auf 
EuGH, Urteil vom 09.11.2012 - 
C-539/10 P, 550/10 P <Stichting 
Al-Aqsa> -, juris).
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Der Senat legt in tatsächlicher 
Hinsicht zunächst die im 
bisherigen Verfahren vom 
Beklagten und dem 
Verwaltungsgericht getroffenen 
Feststellungen zu den Aktivitäten 
der PKK zu Grunde und verweist 
im Übrigen auf die 
diesbezüglichen Ausführungen des
Senats in seinem Urteil vom 13. 
Januar 2016 (- 11 S 889/15 -, juris,
Rn. 76 ff.), die Gegenstand der 
Erörterungen in der mündlichen 
Verhandlung in dieser Sache 
waren.
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Hiervon ausgehend ist zunächst 
festzustellen, dass die PKK, wie in
den in Bezug genommenen 
Entscheidungen des Senats schon 
ausgeführt, zu keinem Zeitpunkt 
ernst- und dauerhaft von 
terroristischen Aktionen Abstand 
genommen hat, da von ihr 
ausgerufene Waffenruhen stets 
wieder beendet wurden. Selbst 
während solcher Waffenruhen 
kam es weiterhin zu 
terroristischen Aktivitäten. Die 
Global Terrorism Database der 
University of Maryland 
(start.umd.edu unter dem 
Stichwort PKK) listet in ihrer 
aktuell bis Ende 2014 reichenden 
Datensammlung zahlreiche 
terroristische Aktivitäten in der 
Türkei auf, die der PKK bzw. 
deren militärischen Arm, der 
HPG, zugerechnet werden. In 
zwei - im Übrigen gravierenden - 
Fällen aus dem Jahr 2014 hat 
diese sogar ausdrücklich die 
Verantwortung für Anschläge 
übernommen, und zwar für einen 
Angriff am 26. September 2014 
auf Verkehrspolizisten zwischen 
Diyarbakir und Bitlis, bei der drei 
Polizisten getötet und zwei 
verwundet wurden und einen 
weiteren „Granatenangriff“ auf 
eine Fabrikanlage am 24. Oktober 
2014 in Kagizman, in der Provinz 
Kars, bei der drei der Angreifer 
getötet wurden. Wie sich der 
aktuellen Tagespresse und den 
weiteren Erkenntnismitteln des 
Gerichts entnehmen lässt, hat die 
PKK zuletzt Ende Juli 2015 die 
zuvor etwa zwei Jahre währende 
(relative) Waffenruhe ausdrücklich
aufgekündigt. Es kam in der 
Folge, als Reaktion auf einen 
Anschlag in der türkischen Stadt 
Suruc, zur Ermordung zweier 
türkischer Polizisten in 
Ceylanpinar, zu der sich die PKK 
bekannt hat, und in der Folge 
zudem zu Auseinandersetzungen 
von pro-türkischen und pro-
kurdischen Gruppen auch in 
Deutschland (Deutscher 
Bundestag, „Konflikt zwischen 
der Türkei und PKK“, 
Parlamentsnachrichten vom 
22.10.2015; tagessschau.de, „PKK
bekennt sich zu Anschlag auf 
Polizisten“, 22.07.2015, 15:29 
Uhr; Deutschlandfunk.de, „PKK 
fühlt sich nicht mehr an erklärten 
Gewaltverzicht gebunden“, 
05.11.2015; Wladimir van 
Wilgenburg, jamestown.org, 
TerrorismMonitor, Vol. XIII, Issue
19, 17.09.2015, „Turkey`s New 
Syria Policy: Preventing Islamic 
State an Kurdish Expansion“, S. 6 
f.). Die Australian National 
Security weist in einer aktuellen 
Stellungnahme zur PKK darauf 
hin, dass diese zwar im Zuge der 
Waffenruhe mit dem türkischen 
Staat ihre terroristischen 
Aktivitäten heruntergefahren 
habe, gleichwohl aber seit dem 20.
August 2012 über 50 Menschen 
durch Attacken der PKK ums 
Leben gekommen und über 300 
gekidnappte Kinder zwischen 
Dezember 2013 und Mai 2014 zu 
verzeichnen gewesen seien 
(nationalsecurity.gov.au/listedterro
rorganisations/pages/kurdistanwor
kers-party). Entführungen von 
Kindern zur Erpressung von 
Geldzahlungen werden auch durch
eine weitere seriöse Quelle 
bestätigt: M. M. berichtet in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
vom 31. Oktober 2015 in einem 
ausführlichen Hintergrundbericht 
(„Die heimlichen Herrscher von 
Diyarbakir“, S. 7) von einer 
größer werdenden Abhängigkeit 
gewählter Politiker der HDP von 
der PKK in den kurdischen 
Gebieten der Türkei mit nach 
Auskunft von kurdischen 
Menschenrechtlern, wie etwa S. 
B., fatalen Folgen für jene 
Kurden, die bei der PKK nicht 
wohlgelitten seien: Die PKK sehe 
sich keinen moralischen oder 
rechtlichen Werten unterworfen. 
Wer ins Fadenkreuz der PKK 
gerate, könne auf niemanden 
hoffen. Sie treibe ihre eigenen 
Steuern ein und entführe Kinder 
von Leuten, die nicht zahlten. Es 
sei überraschend, dass man im 
Ausland so wenig darüber wisse. 
In Diyarbakir sei es leichter, 
Erdogan oder den türkischen Staat
anzugreifen als die PKK. Der 
Preis für Kritik an der PKK könne
der Tod sein, das Verbrennen von 
Autos, Häusern oder Büros.
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Angesichts dieser Erkenntnislage 
kann keine Rede davon sein, die 
PKK hätte sich zu einer den 
Menschenrechten und der 
Demokratie verpflichteten 
Organisation gewandelt. Die 
Erschießung von 
Verkehrspolizisten, der Angriff auf
eine Fabrikanlage mit Granaten 
sowie die Entführung von Kindern
zur Finanzierung der eigenen 
Aktivitäten lassen sich nach 
Auffassung des Senats nicht als 
Kampfhandlungen in einem 
innerstaatlichen Konflikt oder gar 
als ein völkerrechtlich 
gerechtfertigtes Handeln in einem 
solchen bewerten (vgl. hierzu: 
BGH, Beschluss vom 06.05.2014 
- 3 StR 265/13 -, NStZ-RR 2014, 
274).
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Der Senat sieht sich hier auch in 
Übereinstimmung mit den 
aktuellen Bewertungen der PKK 
und deren Teilorganisationen 
durch den Bundesgerichtshof, 
(Beschluss vom 03.09.2015 - AK 
27/15 -, BeckRS 2015, 16318; 
vom 19.03.2015 - AK 2/15 -, juris;
vom 06.05.2014 - 3 StR 265/13 -, 
NStZ-RR 2014, 274, auch zur 
Zurechnung von Taten der TAK 
zur PKK; vom 16.02.2012 - AK 
1/12 und AK 2/12 -, juris, zur 
KCK und der HPG; Urteil vom 
28.10.2010 - 3 StR 179/10 -, NJW
2011, 542; vgl. auch Haverkamp, 
ZStW 2011, 92 <96>, Fn. 25, die 
bezüglich der PKK von einer 
Allianz von Terrorismus mit 
organisierter Kriminalität 
ausgeht).
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Soweit der Kläger darauf abstellen
will, dass die PKK in der 
Vergangenheit positiv im 
Entspannungsprozess in der 
Türkei gewirkt habe und es 
insbesondere der Politikwechsel 
des türkischen Präsidenten 
Erdogan sei, der die Situation 
erneut habe eskalieren lassen, 
führt dies für den Senat zu keiner 
anderen Einschätzung der PKK. 
Unbestritten gab es in der 
Vergangenheit beiderseitige 
Bemühungen um eine 
Entspannung, gleichwohl hat die 
PKK zu keinem Zeitpunkt ihr 
Selbstverständnis geändert und 
ihrer auch terroristischen 
Vorgehensweise abgeschworen. 
Eine heterogene Ausrichtung einer
Vereinigung steht ihrer 
Qualifikation als terroristisch im 
Übrigen nicht entgegen. Es 
genügt, dass terroristische Mittel 
Teil ihrer politischen Agenda sind 
(VGH Bad.-Württ., Urteil vom 
25.05.2011 - 11 S 308/11 -, juris; 
Bauer, a.a.O., § 54 AufenthG, Rn. 
31).
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b.) Davon ausgehend stellen sich 
die vom Kläger entfalteten 
Aktivitäten als 
Unterstützungshandlungen zu 
Gunsten der PKK dar, die ihm als 
Ausweisungsinteresse auch aktuell
vorgehalten werden dürfen, da er 
von diesen weder erkennbar noch 
glaubhaft Abstand genommen hat.
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Diese Aktivitäten des Klägers sind
überwiegend als 
Unterstützungshandlungen im 
Sinne des § 54 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG zu werten, insoweit 
gelten die Maßstäbe des § 54 Nr. 5
AufenthG in der bis zum 31. 
Dezember 2015 geltenden 
Fassung vom 30. Juli 2004 (BGBl 
I, S. 1950) - AufenthG a. F. und 
die hierzu in der Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätze - 
weiterhin. Als 
tatbestandserhebliches 
Unterstützen ist hiernach jede 
Tätigkeit des Ausländers 
anzusehen, die sich in irgendeiner 
Weise positiv auf die 
Aktionsmöglichkeiten der 
Vereinigung, die den 
internationalen Terrorismus 
unterstützt, auswirkt. Dazu zählt 
zum Beispiel auch jedes 
Tätigwerden eines Nichtmitglieds,
das die innere Organisation und 
den Zusammenhalt der 
Vereinigung fördert, ihren 
Fortbestand oder die 
Verwirklichung ihrer auf die 
Unterstützung terroristischer 
Bestrebungen gerichteten Ziele 
fördert und damit ihre potenzielle 
Gefährlichkeit festigt und ihr 
Gefährdungspotenzial stärkt. Auf 
einen beweis- und messbaren 
Nutzen für die Verwirklichung der
missbilligten Ziele kommt es 
ebenso wenig an wie auf eine 
subjektive Vorwerfbarkeit. 
Allerdings kann nicht jede 
Handlung, die sich zufällig als für 
die betreffende Vereinigung bzw. 
den Terrorismus objektiv 
vorteilhaft erweist, als 
tatbestandsmäßiges Unterstützen 
verstanden werden. Vielmehr 
muss die eine Unterstützung der 
Vereinigung bezweckende 
Zielrichtung des Handelns für den 
Ausländer regelmäßig erkennbar 
und ihm deshalb zurechenbar sein,
nicht vorausgesetzt wird, dass 
diese ihm auch bekannt ist und er 
sich dessen bewusst sein muss. 
Auch fehlt es an einem 
Unterstützen, wenn jemand allein 
einzelne politische, humanitäre 
oder sonstige Ziele der 
Organisation, nicht aber auch die 
Unterstützung des internationalen 
Terrorismus befürwortet - und sich
hiervon gegebenenfalls deutlich 
distanziert - und lediglich dies 
durch seine Teilnahme an 
erlaubten Veranstaltungen in 
Wahrnehmung seines Grundrechts
auf freie Meinungsäußerung nach 
außen vertritt. Dienen solche 
Veranstaltungen allerdings 
erkennbar dazu, nicht nur einzelne
Meinungen kundzutun, wie sie 
auch die Vereinigung vertritt, 
sondern soll durch die - auch 
massenhafte - Teilnahme 
jedenfalls auch diese Vereinigung 
selbst vorbehaltlos und unter 
Inkaufnahme des Anscheins der 
Billigung ihrer terroristischen 
Bestrebungen (beispielsweise 
wegen des angekündigten 
Auftretens von Funktionären einer
verbotenen Vereinigung, die den 
internationalen Terrorismus 
unterstützt) gefördert werden, 
dann liegt ein im Hinblick auf den
Normzweck potenziell 
gefährliches Unterstützen im 
Sinne von § 54 Nr. 5 AufenthG a. 
F. bzw. § 54 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG n. F. vor, der die 
Freiheit der Meinungsäußerung 
insoweit verhältnismäßig 
beschränkt. Eine Unterstützung 
kann ferner dann in Betracht 
kommen, wenn durch zahlreiche 
Beteiligungen an Demonstrationen
und Veranstaltungen im Umfeld 
einer Vereinigung - wie der 
verbotenen PKK - bei einer 
wertenden Gesamtschau feststeht, 
dass der Ausländer auch als 
Nichtmitglied in einer inneren 
Nähe und Verbundenheit zu der 
Vereinigung selbst steht, die er 
durch sein Engagement als 
ständiger (passiver) Teilnehmer 
zum Ausdruck bringt, und damit 
deren Stellung in der Gesellschaft 
(vor allem unter Landsleuten) 
begünstigend beeinflusst, ihre 
Aktionsmöglichkeiten und 
eventuell auch ihr 
Rekrutierungsfeld erweitert und 
dadurch insgesamt zu einer 
Stärkung ihres latenten 
Gefahrenpotenzials beiträgt. 
Dabei muss allerdings die 
terroristische oder den 
Terrorismus unterstützende 
Tätigkeit der Vereinigung im In- 
oder Ausland zum jeweiligen 
Zeitpunkt feststehen und das 
Verhalten des Einzelnen auch 
unter Berücksichtigung etwaiger 
glaubhafter Distanzierungen von 
der Unterstützung des Terrorismus
(oder das Fehlen jeglicher 
Distanzierung überhaupt) 
gewürdigt werden. Eine darüber 
hinausgehende konkrete oder 
persönliche Gefährdung der 
inneren oder äußeren Sicherheit ist
dagegen nicht erforderlich. 
Ebenso wenig ist ein "aktives 
Tätigwerden" erforderlich 
(BVerwG, Urteil vom 15.03.2005 
- 1 C 26.03 -, InfAuslR 2005, 374,
zur früheren Regelung des § 8 
Abs. 1 Nr. 5 AuslG; vgl. auch 
Beschluss vom 23.09.2011 - 1 B 
19.11 -, juris, m. w. N.; VGH 
Bad.-Württ., Beschluss vom 
08.12.2010 - 11 S 2366/10 -, 
InfAuslR 2011, 105; Urteil vom 
25.05.2011 - 11 S 308/11 - juris, 
vom 21.04.2010 - 11 S 200/10 -, 
DVBl 2010, 797; vom 07.12.2011 
- 11 S 897/11 -, juris; vom 
14.05.2014 - 11 S 2224/13 -, juris;
BayVGH, Urteil vom 29.11.2010 -
11 K 1763/10 -, juris).
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Nach den dargelegten Maßstäben 
stehen zur Überzeugung des 
Senats hier eine Vielzahl von 
Tatsachen fest, die die 
Schlussfolgerung rechtfertigen, 
dass der Kläger die PKK und 
damit den Terrorismus unterstützt 
hat, ohne hiervon erkennbar und 
glaubhaft Abstand genommen zu 
haben.
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Der Kläger sammelte in den 
Jahren 2005 und 2006 in Kenntnis
des Verbots der PKK Spenden für 
diese, um die PKK aktiv und 
vorbehaltlos zu unterstützen. 
Soweit der Kläger dies 
abgestritten hat, ist dies für den 
Senat nicht glaubhaft. Das 
Landgericht hat sich in seinen 
ausführlichen Urteilsgründen im 
Einzelnen mit den im Zuge der 
Ermittlungen gewonnenen 
Erkenntnissen auseinandergesetzt 
und ist danach zu der 
Überzeugung gelangt, dass gerade
der Kläger für die Eintreibung der 
Spenden für die PKK im Bezirk 
Mannheim zuständig und dabei 
unmittelbar dem 
Gebietsverantwortlichen der PKK 
unterstellt war. Es hat in seinen 
Urteilsgründen unter anderem das 
Folgende ausgeführt:
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„Im Übrigen hat der Angeklagte in
der Hauptverhandlung folgende 
Angaben zur Sache gemacht: 46 

Er hat eingeräumt, 4 Exemplare 
der Zeitschrift Serxwebun von 
einem jungen Kurden erhalten zu 
haben, um diese an Interessierte 
abzugeben. Er sei Sympathisant 
der PKK, jedoch nicht deren 
Mitglied. Er habe nichts von den 
im Personalcomputer 
abgespeicherten Dateien gewusst 
und könne einen Computer auch 
nicht betätigen. Der Computer sei 
von seinem ältesten Sohn und 
seiner Ehefrau, die ihn auch 
bezahlt habe, angeschafft worden 
und habe allen 
Familienmitgliedern, vorwiegend 
jedoch seinem ältesten Sohn für 
dessen Schreibarbeiten, zur 
Verfügung stehen sollen. Auch die
bei der Wohnungsdurchsuchung 
am 10.1.2007 aufgefundene 
handschriftliche Vorlage für ein 
Spendenformular habe er nicht 
gefertigt. Der in seiner 
Hosentasche aufgefundene 
Notizblock und der im 
Wohnzimmerschrank 
aufgefundene Notizzettel, der sich
unter anderen ihm gehörenden 
Unterlagen befunden habe, 
könnten ihm gehören; vielleicht 
habe er auch die darin enthaltenen 
Aufschriebe gefertigt, wisse 
jedoch nicht mehr, was diese 
bedeuteten. Er habe ein 
Mobiltelefon, könne SMS-
Nachrichten jedoch weder 
schreiben, noch öffnen.
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Die Kammer hält diese Einfassung
bereits für unglaubhaft, soweit der 
Angeklagte behauptet hat, dass er 
seine Aufschriebe in dem 
Notizblock und auf dem 
Notizzettel nicht deuten könne. 
Zur Überzeugung der Kammer ist 
dies nicht ansatzweise 
nachvollziehbar, da die 
Aufschriebe in einfacher 
Gestaltung im Wesentlichen nur 
aus der Zuordnung von Zahlen zu 
aufgelisteten Namen bestehen und
nicht sämtliche Aufschriebe 
älteren Datums gewesen sind, was
die Kammer aus dem Umstand 
schließt, dass der Notizblock in 
der Hosentasche des Angeklagten 
aufgefunden worden ist. Zudem 
ist die Einlassung widerlegt und 
der Angeklagte zur Überzeugung 
der Kammer überführt.
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Hierbei waren folgende 
Erwägungen maßgeblich: 49 

a) Die Feststellungen zu den vom 
Gebietsverantwortlichen T. 
versendeten Rundschreiben per 
SMS am 26.7. und 27.7.2005, 
deren Inhalt und deren Empfänger
ergeben sich zur Überzeugung der
Kammer aus den zuverlässigen 
Bekundungen des Zeugen KHK 
D.. Die in türkischer Sprache 
verfassten SMS-Rundschreiben 
sind von der vereidigten 
Dolmetscherin N. U. in die 
deutsche Sprache übersetzt 
worden, an deren fachlicher 
Kompetenz und Zuverlässigkeit 
die Kammer nach den glaubhaften
Ausführungen des Zeugen KHK 
D. keine Zweifel hat, der die von 
ihr schon seit vielen Jahren für 
seine Dienststelle erbrachten 
Übersetzungsleistungen als stets 
beanstandungsfrei bezeichnet hat.
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b) Dass der Angeklagte in 
gehobener Stellung zumindest 
dem Raumverantwortlichen für 
Mannheim direkt unterstellt und 
auch direkter Ansprechpartner des 
Gebietsverantwortlichen T. 
gewesen ist, schließt die Kammer 
aus dem Umstand, dass der 
Angeklagte als einer von wenigen 
Adressaten vom 
Gebietsverantwortlichen T. die 
beiden Rundschreiben per SMS 
erhalten hat und hiermit 
aufgefordert worden ist, dass er 
als einer der „Freunde, die für die 
Räume verantwortlich sind,...die 
Freunde, mit denen" er 
„zusammenarbeite, 
benachrichtigen" müsse und aus 
dem Umstand, dass - so der Zeuge
KHK D. glaubhaft - bei der 
Polizeikontrolle des 
Gebietsverantwortlichen T. am 
17.10.2005 aus den bei diesem 
sichergestellten Notizzetteln die 
Verantwortlichkeiten und 
telefonischen Erreichbarkeiten 
verschiedener Personen für die 
Räume des Gebietes Mannheim 
und speziell für den Raum 
Mannheim wie folgt notiert 
gewesen sind: „Mannheim: M. 
verantwortl. 0176…H. 0170… K. 
0… Whg." Die zur Person H. 
angegebene Mobilfunknummer 
konnte nach den zuverlässigen 
Bekundungen des Zeugen KHK 
D. eindeutig als 
Mobilfunknummer des 
Angeklagten ermittelt werden.
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c) Die Feststellungen über die bei 
der Wohnungsdurchsuchung 
außerhalb des vom ältesten Sohn 
A. bewohnten Zimmers 
aufgefundenen und 
sichergestellten Gegenstände 
ergeben sich aus den 
zuverlässigen Bekundungen des 
Zeugen KOK S.. Aus dem 
Auffindeort des kleinen 
Notizblocks in der Hosentasche 
des Angeklagten hat die Kammer 
geschlossen, dass er dem 
Angeklagten auch gehört. 
Gleiches gilt für den 
handschriftlich beschriebenen 
Notizzettel, der äußerlich in 
Format, Gestaltung und noch zu 
erkennender ursprünglicher 
Heftung mit den Blättern aus dem 
kleinen Notizblock identisch ist, 
in vergleichbarer Weise mit einer 
Liste von Namen und diesen 
zugeordneten Zahlen beschrieben 
ist und - so der Angeklagte in 
seiner Einlassung - im 
Wohnzimmerschrank bei weiteren
ihm gehörenden Unterlagen 
gefunden worden ist. Die 
Feststellungen zum 
Durchsuchungsergebnis im vom 
ältesten Sohn bewohnten Zimmer, 
insbesondere dem am Arbeitsplatz
um den Personalcomputer 
aufgefundenen Briefverkehr, zu 
den im Personalcomputer 
festgestellten und von der Zeugin 
KHK' in S. ausgedruckten Dateien
und ihrem Erstellungsdatum, 
insbesondere des Vordrucks einer 
Spendenliste, der Auflistung der in
Abschnitt II. B. festgestellten 
Spenden und der Lichtbilder vom 
Angeklagten im irakisch-
türkischen Grenzgebiet aus dem 
Sommer 2006, ergeben sich aus 
den zuverlässigen Bekundungen 
der Zeugin KHK' in S.. Aus deren 
glaubhaften, konkreten und 
originelle Einzelheiten 
enthaltenden Bekundungen 
rechtfertigt sich zur Überzeugung 
der Kammer auch der nachfolgend
zu ziehende Schluss darauf, dass 
der älteste Sohn des Angeklagten 
A. zuletzt am 10.1.2007 um 00:32 
Uhr im Personalcomputer einen 
neuen Vordruck einer Spendenliste
hergestellt hat und ausdrucken 
wollte. Bei der Durchsuchung am 
10.1.2007 gegen 6:10 Uhr hat im 
Zimmer des ältesten Sohnes A. - 
so die Zeugin KHK' in S. - auf der
Tastatur zum Personalcomputer 
ein handschriftlich beschriebenes 
Blatt in tabellarischer Form 
gelegen, das sie habe 
beschlagnahmen wollen und daher
zur Seite gelegt habe. Beim 
Hochfahren des ausgeschalteten 
Personalcomputers sei der 
Bildschirmhintergrund mit 
zahlreichen Büsten des PKK-
Vorsitzenden Abdullah Öcalan 
voll gewesen, was durch eine 
gerichtliche Inaugenscheinnahme 
des vom Desktop gefertigten 
Lichtbildes bestätigt werden 
konnte. Des Weiteren seien ohne 
weitere Tastaturbefehle sofort drei
Blätter ausgedruckt worden, 
worunter sich der in den eigenen 
Dateien am 10.1.2007 um 0:32 
Uhr hergestellte Vordruck für eine 
Spendenliste befunden habe. 
Diesen habe A. dem Drucker 
entnommen, zerknüllt und in den 
Papierkorb geworfen. Bei einem 
Vergleich mit der ursprünglich auf
der Tastatur liegenden 
handschriftlichen Vorlage habe sie
feststellen können, dass diese und 
der ausgedruckte Vordruck in der 
Überschrift und in der 
Überschriftenzeile inhaltlich 
identisch gewesen seien. Gegen 
Ende der Durchsuchung habe A. 
die zur Seite gelegte 
handschriftliche Vorlage in einem 
unbeobachteten Moment zerrissen
und in den Papierkorb geworfen. 
Sie habe die noch auffindbaren 
Schnipsel mitgenommen, auf der 
Dienststelle zusammengesetzt und
die so wieder-hergestellte 
handschriftliche Vorlage sowie 2 
Ausdrucke des am 10.1.2007 um 
00:32 Uhr am Personalcomputer 
erstellten Vordrucks für 
Spendenlisten als Beweismittel 
asserviert. Durch 
Inaugenscheinnahme dieser 
beiden Asservate sowie des auf 
dem Wohnzimmerschrank 
aufgefundenen Vordrucks für 
Spendenlisten konnte zur 
Überzeugung der Kammer 
bestätigt werden, dass alle drei 
Schriftstücke in Überschrift und 
Überschriftenzeile identisch 
gewesen sind. Dass es sich um 
einen Vordruck für Spendenlisten 
gehandelt hat, hat die Kammer aus
den Bekundungen des Zeugen 
KOK S. über die von der auch der 
Kammer als zuverlässig 
bekannten Dolmetscherin A. für 
die ermittelnde Polizeidienststelle 
gefertigten Übersetzung der 
Überschrift und der 
Überschriftenzeile der Vordrucke 
geschlossen. Die Überschrift der 
Vordrucke lautete demnach 
„Mannheim 2006 
Belegzählungsliste". Die erste 
Zeile, die die Überschriften für 
insgesamt 5 Spalten beinhaltet hat,
wurde wie folgt zuverlässig 
übersetzt: „Bezirk"/„Beleg-
Nummer"/„Beleg-
Seriennummer" /„Betrag in EUR"/
„offen Verlust". Die 
Zuverlässigkeit der Übersetzung 
wird durch die glaubhaften 
Bekundungen des Zeugen KOK S.
weiter bestätigt, sie stimme im 
Wesentlichen mit der bereits zuvor
vorgenommenen Übersetzung 
durch den türkisch-stämmigen 
Kollegen KOM I. überein.
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d) Dass der Angeklagte Spenden 
selbst oder durch Hilfspersonen 
entgegengenommen und diese in 
seinem kleinen Notizblock 
handschriftlich verbucht hat, hat 
die Kammer aus dem 
festgestellten Inhalt dieser 
handschriftlichen Auflistungen 
geschlossen. Dieser Schluss wird 
bekräftigt durch das festgestellte 
politische Vorleben des 
Angeklagten, das nicht nur einen 
engagierten Einsatz für die 
kurdische Sache demonstriert, 
sondern sogar Kontakte zu aktiven
Freiheitskämpfern im türkisch-
irakischen Grenzgebiet. Des 
Weiteren äußert sich dieser 
Einsatz sogar in der bereits 
dargelegten gehobenen Stellung 
des Angeklagten im Raum 
Mannheim, wie sich aus den 
beiden an ihn adressierten SMS-
Rundschreiben ergibt. 
Anhaltspunkte dafür, dass es sich 
um die Auflistung von aus 
anderen Gründen von bestimmten 
Personen an den Angeklagten 
geleisteten Beträgen gehandelt 
hat, sind weder vorgetragen, noch 
sonst ersichtlich geworden.
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e) Dass der Angeklagte die zu II. 
B. festgestellten Spenden selbst 
oder durch Hilfspersonen 
entgegengenommen, selbst oder 
durch seinen ältesten Sohn A. in 
der am 21.5.2006 am Computer 
erstellten Auflistung verbucht und 
an ein zentrales Finanz- und 
Wirtschaftsbüro der PKK 
abgeführt hat, hat die Kammer aus
der weitreichenden 
Übereinstimmung dieser 
Auflistung mit den vom 
Angeklagten in seinem kleinen 
Notizblock handschriftlich 
gefertigten Spendenauflistungen 
geschlossen. Die Computerdatei 
enthält die im Sachverhalt 
dargestellten Namen in der linken 
Spalte, in einer weiteren Spalte 
Zahlen zwischen 10 und 30 und - 
allerdings nur 10 - weitere 
Spalten, die mit den Ziffern 1 bis 
10 überschrieben und in den 
jeweiligen Namenszeilen 
unregelmäßig mit einem Plus-
Zeichen versehen sind. Bestätigt 
wird dieser Schluss durch die 
übereinstimmenden und 
zuverlässigen Bekundungen der 
Zeugen KHK S. und KHK D., in 
zahlreichen früheren Verfahren 
über Spendenerhebungen von 
PKK-Aktivisten hätten sie solche 
oder ganz ähnliche Listen 
aufgefunden. Dass der 
Personalcomputer, in dem die 
Auflistung der festgestellten 
eingetriebenen Spenden erstellt 
worden ist, überwiegend vom 
ältesten Sohn des Angeklagten 
genutzt und dieser im Rahmen der
Durchsuchung am 10.1.2007 
dabei ertappt worden ist, wie er 
selbst in der Nacht zuvor einen 
Vordruck einer Spendenliste am 
Computer hergestellt hat, lässt 
Zweifel an der Aussagekraft der 
genannten Schlussfolgerung nicht 
aufkommen. Dass der Angeklagte 
entweder selbst oder jedenfalls A. 
im Auftrag des Angeklagten an 
dem Computer Arbeiten 
vorgenommen hat, schließt die 
Kammer daraus, dass auf der 
Festplatte auch die vom 
Angeklagten aufgenommenen 
Bilder seiner Reise ins türkisch-
irakische Grenzgebiet im Sommer 
2006 abgespeichert waren und der
gesamte nicht unerhebliche 
Briefverkehr des und mit dem 
Angeklagten am Arbeitsplatz um 
den Computer herum aufgefunden
worden ist. Die Kammer hat 
ausgeschlossen, dass nicht der 
Angeklagte, sondern A. für das 
Einsammeln der festgestellten 
Spenden allein oder zumindest 
überwiegend verantwortlich 
gewesen ist, weil in der 
Hosentasche des Angeklagten ein 
Notizblock mit Spendenlisten 
aufgefunden worden ist und sein 
ausgeprägtes politisches Vorleben 
und die Sendung der beiden SMS-
Rundschreiben auf sein Handy 
den zweifelsfreien Schluss auf 
seine führende Rolle als PKK-
Aktivist im Raum Mannheim 
gebietet.
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f) Dass der Angeklagte die vier bei
ihm aufgefundenen Exemplare des
Publikationsorgans Serxwebun 
nicht nur zur Abgabe an andere - 
wie er selbst eingeräumt hat -, 
sondern zum Verkauf erhalten hat,
schließt die Kammer aus der mit 
nicht unerheblichen Kosten 
verbundenen Aufmachung der 
Zeitschrift als zentrales 
Publikationsorgan der PKK und 
dem als gerichtskundig 
festgestellten Umstand.“
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Diesen überzeugenden 
Ausführungen des Landgericht 
schließt sich der Senat an und 
macht sich diese zu eigen. Der 
Kläger hat sich im hiesigen 
Verfahren darauf beschränkt, diese
Aktivitäten sowie jegliche 
konkrete Verbindung zur PKK 
pauschal zu bestreiten. Die im 
Zuge der 
Durchsuchungsmaßnahme 
aufgefundenen Fotos, die ihn mit 
einem Schnellfeuergewehr 
posierend zeigen, suchte er damit 
zu erklären, dass er die Waffe für 
die Fotos von ihm ansonsten nicht
näher bekannten Kurden 
bekommen habe. Ihm sei danach 
gewesen und es habe sich bei der 
Reise in den Irak um eine 
„Pilgerreise“ gehandelt. Im 
Weiteren wollte er den Senat in 
seiner Anhörung in der 
mündlichen Verhandlung am 4. 
April 2013 ohne Erfolg glauben 
machen, die Anwesenheit des 
Herrn T. bei ihm zuhause bei der 
Durchsuchung, bei dem es sich 
ausweislich der Akte des 
Landgerichts um einen PKK-
Funktionär handelt, sei rein 
zufällig gewesen, er wisse dessen 
Namen nicht, habe ihn nicht näher
gekannt und er sei nur deshalb bei 
ihm gewesen, weil er diesen 
einmal in der Stadt getroffen und 
sich über seinen Sohn unterhalten 
habe, was bei Kurden üblich sei, 
weshalb er ihn zum Tee 
eingeladen habe. Er stellte, soweit 
es um seine Teilnahme an PKK-
nahen Veranstaltungen bis ins Jahr
2011 ging, wie sie in der 
Ausweisungsverfügung dargelegt 
wurden, diese zunächst nicht in 
Abrede, erklärte sodann jedoch in 
seiner Anhörung am 2. März 
2016, nach der 
Gerichtsverhandlung in Karlsruhe 
2008 an keinen solchen 
Veranstaltungen mehr 
teilgenommen zu haben.
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Diese Einlassungen des Klägers 
sind nicht nur lebensfremd und 
teilweise widersprüchlich, sondern
auch mit Blick auf seine frühere 
langjährige Vereinstätigkeit in 
PKK-nahen Vereinigungen und 
unter Berücksichtigung der 
Ausführungen des Landgerichts 
schlicht unglaubhaft. Soweit er in 
der letzten mündlichen 
Verhandlung erklärte, dass er 
Gewaltanwendung nicht gut heiße,
hat sich dies in seinem konkreten 
Tun nicht niedergeschlagen. Im 
Gegenteil, sein Posieren mit 
einem Schnellfeuergewehr 
anlässlich einer „Pilgerreise“ in 
den Irak spricht eine andere 
Sprache. Es liegt für den Senat 
nach all dem fern, anzunehmen, 
der Kläger sei sich beim 
organisierten Sammeln von 
Geldern für die PKK und bei 
seinen Teilnahmen an PKK-nahen 
Veranstaltungen bis ins Jahr 2011 
nicht bewusst gewesen, damit 
auch deren terroristische 
Aktivitäten zu unterstützen.
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Zur Überzeugung des Senats 
stehen daher eine Vielzahl von 
Umständen fest, die die 
Schlussfolgerung zulassen, dass 
der Kläger die PKK bewusst, 
gewollt, vorbehaltlos und durch 
das organisierte Spendensammeln 
in qualifizierter Weise unterstützt. 
Es verbietet sich dabei, die 
Schwere der Gefahr unter 
Außerachtlassung des 
terroristischen Kontexts zu 
bestimmen. Ohne ideologische, 
personelle und finanzielle 
Unterstützung lässt sich das 
Phänomen des Terrorismus und 
dessen spezifische Gefährlichkeit 
kaum adäquat erfassen, die von 
Haverkamp (ZStW 2011, 92 <94 
f.>) zutreffend wie folgt 
umschrieben wird:
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„Die Herstellung von 
Öffentlichkeit durch Gewalt stellt 
das gewählte Mittel zur 
Erreichung der politischen 
Vorstellungen dar. Dabei dient die 
mediale Aufmerksamkeit als 
kommunikativer 
Transmissionsriemen zwischen 
Terroristen und Publikum, letztere
unterteilt in Angst erfüllte Dritte 
und in Sympathisanten. Auf diese 
Weise soll eine Reaktionsspirale 
ausgelöst werden, in der zum 
einen die Gegner Zugeständnisse 
machen (z.B. Austausch von 
Gefangenen) oder durch 
Demokratie aushöhlende 
Gegenmaßnahmen überreagieren 
und zum anderen Unterstützer 
gewonnen oder mobilisiert 
werden.“
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Gerade der finanziellen 
Unterstützung terroristischer 
Vereinigungen in organisierter 
Form und unter Einbindung in 
deren Struktur kommt in diesem 
Kontext besonderes Gewicht zu.
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Liegt ein Unterstützen im Sinne 
des § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG - 
wie hier - vor, ist von einer 
Gefährdung der freiheitlich 
demokratischen Grundordnung 
bzw. der Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland 
auszugehen, es sei denn der 
Ausländer nimmt erkennbar und 
glaubhaft von seinem 
sicherheitsgefährdenden Handeln 
Abstand, wie die gesetzliche 
Legaldefinition deutlich macht 
(„…Hiervon ist auszugehen…“). 
Insoweit hebt sich die Regelung 
von den übrigen 
Ausweisungsinteressen ab, bei 
denen die Gefahr in jedem 
Einzelfall aus dem - dem 
jeweiligen Ausweisungsinteresse 
zugrunde liegenden - Verhalten 
des Ausländers konkret abzuleiten 
ist und unterscheidet sich auch 
von der Vorgängervorschrift des § 
54 Nr. 5 AufenthG a. F. Die 
gesetzliche Legaldefinition (so: 
Bauer, a. a. O., § 54 AufenthG, 
Rn. 21) bzw. widerlegbare 
Vermutung (so: Neidhardt, in: 
HTK-AuslR, § 54 AufenthG, zu 
Abs. 1 Nr. 2, Stand: 16.01.2016, 
Rn. 45 ff.) der Gefahr begegnet 
nach Auffassung des Senats in 
diesem Kontext keinen 
durchgreifenden rechtlichen 
Bedenken. Die schon dargestellten
spezifischen Gefahren des 
Terrorismus, zu deren 
Bekämpfung sich die 
internationale 
Staatengemeinschaft und dabei 
auch die Bundesrepublik in Bezug
auf internationale, 
grenzüberschreitende Gefahren, 
völkerrechtlich verpflichtet hat 
(UN-Sicherheitsresolution 1373 
(2001) vom 28.09.2001; Kießling,
Die Abwehr terroristischer und 
extremistischer Gefahren durch 
Ausweisung, 2012, S. 188 f.), 
rechtfertigen diese gesetzliche 
Festlegung, auch soweit davon 
terroristische Vereinigungen 
erfasst werden, die in der 
Bundesrepublik selbst keine 
terroristischen Gewalttaten 
verüben (Bauer, a. a. O., Rn. 16, 
21). Dies gilt erst recht vor dem 
Hintergrund der Erkenntnis, dass 
terroristische Vereinigungen nur 
allzu schnell ihren Kampf über 
Ländergrenzen hinweg führen.
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Denn das Ausweisungsinteresse 
nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 
wäre nur zu verneinen, wenn im 
konkreten Fall besondere 
Umstände vorliegen würden, die 
der dargestellten gesetzlichen 
Festlegung einer Gefahr 
widersprechen oder die Gefahr 
beseitigen. Ob und gegebenenfalls
in welcher Weise von dieser 
gesetzlichen Festlegung in 
besonderen Fallkonstellationen 
abgewichen werden kann oder ob 
insoweit allein auf den 
Gesichtspunkt des erkennbaren 
und glaubhaften Abstandnehmens 
abzustellen ist, bedarf an dieser 
Stelle keiner Entscheidung. Dies 
ergibt sich aus den folgenden 
Überlegungen:
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Wenn nach der 
Vorgängervorschrift des § 54 Nr. 5
AufenthG a. F. eine Ausweisung 
auf zurückliegende 
Mitgliedschaften in einer den 
Terrorismus unterstützenden 
Vereinigung oder diesbezügliche 
Unterstützungshandlungen nur 
gestützt werden durfte, soweit 
diese eine gegenwärtige 
Gefährlichkeit begründeten, 
genügte schon bislang ein rein 
passives Verhalten gleichwohl 
nicht, um die gegenwärtige 
Gefährlichkeit zu verneinen. Es 
bedurfte stets eindeutiger 
Erklärungen und 
Verhaltensweisen, die eine 
erkennbare Distanzierung aus 
innerer Überzeugung glaubhaft 
zum Ausdruck brachte (Bauer, a. 
a. O., Rn. 32; BVerwG, Urteil 
vom 30.7.2013 - 1 C 9.12 -, 
InfAuslR 2013, 418; VGH Bad.-
Württ., Urteil vom 14.5.2014 - 11 
S 2224/13 -, juris). Selbst wenn 
man daher in der Neuregelung 
eine (materielle) Verschärfung und
nicht nur eine Scharfzeichnung 
durch ausdrückliche Normierung 
des Ausnahmetabstandes des 
Abstandnehmens sehen will, 
dessen Voraussetzungen 
regelmäßig vom betroffenen 
Ausländer darzulegen sind, käme 
diese in vorliegendem Fall nicht 
zum Tragen. Denn auch dann, 
wenn man neben dem 
Abstandnehmen im Sinne des § 54
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG weitere 
Gründe für eine Verneinung der 
Gefahr gerade in diesem Kontext 
anerkennen wollte, müsste es sich 
um solche handeln, die dem Ziel 
der Abstandnahmeklausel 
entsprechen, die vom Betroffenen 
ausgehende Gefahr verlässlich 
verneinen zu können. Daran ließe 
sich etwa in Fällen denken, in 
denen Unterstützungshandlungen 
lange Zeit zurückliegen und der 
Ausländer sich tatsächlich aus 
dem Umfeld der terroristischen 
Vereinigung eindeutig 
zurückgezogen hat oder er aus 
tatsächlichen Gründen nicht mehr 
in der Lage ist, unterstützend tätig 
zu sein (etwa aufgrund einer 
gravierenden Erkrankung o. ä.).
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So liegt der Fall hier jedoch nicht. 
Angesichts der unglaubhaften 
Einlassungen des Klägers, bei 
denen dieser gleichwohl seine 
ideologische Nähe zur PKK nicht 
verbergen konnte (Befragung am 
4. April 2013 zu PKK-Fahnen, 
Fotos von Öcalan in seiner 
Wohnung: „Uns gefällt das ja 
auch, wir sind ja auch nicht 
dagegen“ … „Also in bin kein 
PKK’ler, aber ich mag als Kurde 
die PKK, ich stehe dahinter“ … 
„Also PKK’ler ist derjenige, der in
den Bergen gegen den Feind 
kämpft. Wie soll ich PKK’ler sein,
ich muss jeden Tag die Kinder zur 
Schule bringen und abholen usw. 
Ich muss einkaufen usw.“) ist der 
Senat zu der Überzeugung 
gelangt, dass der Kläger nach wie 
vor ideologisch vorbehaltlos 
hinter der PKK steht und seine 
Zurückhaltung hinsichtlich seiner 
Aktivitäten einzig dem 
Ausweisungsverfahren geschuldet 
ist und daher keine Gewähr dafür 
besteht, dass er sich künftig nicht 
erneut aktiv für die PKK 
engagiert. Der Kläger hat daher 
weder glaubhaft und erkennbar 
von seinen 
Unterstützungshandlungen 
Abstand genommen noch liegen 
andere Umstände vor, die es 
zulassen würden, eine 
gegenwärtige und vom Kläger 
ausgehende Gefahr von 
erheblichem Gewicht zu 
verneinen.
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Darauf, ob der Kläger zuletzt im 
Januar 2013 an einer PKK-nahen 
Großveranstaltung in Paris und im
Dezember 2013 an einer an einer 
PKK-Gründungsfeier in 
Mannheim/Neckarau 
teilgenommen hat, kommt es 
danach nicht mehr entscheidend 
an, weshalb dem diesbezüglichen 
Beweisantrag des Beklagten schon
deshalb nicht nachgekommen 
werden musste. Der Senat kann 
daher offen lassen, ob der 
Beweisantrag überhaupt zulässig 
war, nachdem ein solcher nicht 
nur einen substantiierten Vortrag 
zu den unter Beweis gestellten 
Tatsachen voraussetzt (BGH, 
Urteil vom 29.08.1990 - 3 StR 
184/90 -, NJW 1991, 435) und der
Zeuge hinreichend individualisiert
bezeichnet werden muss, sondern 
auch, dass konkrete und 
nachvollziehbare Angaben dazu 
erfolgen, aus welchem Grund der 
Zeuge die in sein Wissen gestellte 
Beweistatsache bestätigen kann 
(BGH, Beschlüsse vom 3.11.2010 
- 1 StR 497/10 -, NJW 2011, 1239
und vom 2.08.2000 - 3 StR 154/00
-, NStZ-RR 2001, 43; Urteil vom 
28.11.1997 - 3 StR 114/97 -, NJW 
1998, 1723 <1725>).
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2. Die Ausweisungsverfügung 
genügt davon ausgehend auch § 
53 Abs. 3 AufenthG, der 
bestimmt, dass ein Ausländer, der 
als Asylberechtigter anerkannt ist, 
der im Bundesgebiet die 
Rechtsstellung eines 
ausländischen Flüchtlings genießt,
der einen von einer Behörde der 
Bundesrepublik Deutschland 
ausgestellten Reiseausweis nach 
dem Abkommen vom 28. Juli 
1951 über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge (BGBl. 1953 II, S. 
559) besitzt, dem nach dem 
Assoziationsabkommen 
EWG/Türkei ein Aufenthaltsrecht 
zusteht oder der eine Erlaubnis 
zum Daueraufenthalt-EU besitzt, 
nur ausgewiesen werden darf, 
wenn das persönliche Verhalten 
des Betroffenen gegenwärtig eine 
schwerwiegende Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und 
Ordnung darstellt, die ein 
Grundinteresse der Gesellschaft 
berührt und die Ausweisung für 
die Wahrung dieses Interesses 
unerlässlich ist.
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Mit dieser Vorschrift will der 
Gesetzgeber nach der 
Gesetzesbegründung 
unionsrechtlichen Vorgaben für 
besonders privilegierte 
Personengruppen Rechnung 
tragen (BT-Drs. 18/4097, S. 50). 
Die Vorgaben sind in ihrer 
Reichweite vor dem Hintergrund 
der jeweils betroffenen 
Personengruppe autonom 
unionsrechtlich und insbesondere 
bereichsspezifisch eigenständig 
auszulegen, wie sich auch aus der 
Gesetzesbegründung ergibt 
(Bauer, a. a. O., § 53 AufenthG, 
Rn. 54; Neidhardt, in: HTK-
AuslR, § 53 AufenthG, Abs. 3, 
Stand: 18.01.2016, Rn. 27, geht 
von der Notwendigkeit einer 
ergänzenden Heranziehung zu den
angehobenen gesetzlichen 
Voraussetzungen einer 
Ausweisung aus). Aus der 
Formulierung des 
Ausweisungsmaßstabs in § 53 
Abs. 3 AufenthG kann hingegen 
nicht abgeleitet werden, dass der 
Gesetzgeber, losgelöst von den 
jeweiligen unionsrechtlichen 
Maßstäben, einen eigenen 
nationalen und völlig identischen 
Maßstab festlegen wollte, der für 
sämtliche der Norm 
unterfallenden Personengruppen 
Geltung beansprucht. Daher soll 
auch nationalrechtlich kein 
höheres Schutzniveau versprochen
werden, als dieses unionsrechtlich 
geboten ist. Das wäre mit Blick 
auf die verschiedenen 
Geltungsgründe und die 
Heterogenität der erfassten 
Personengruppen sowie der sich 
daraus ergebenden 
unterschiedlichen 
Schutzrichtungen und -niveaus 
auch nicht begründbar, zumal ein 
einheitlicher unionsrechtlicher 
Ausweisungsmaßstab gerade nicht
existiert (VGH Bad.-Württ., 
Vorlagebeschluss vom 27.05.2013
- 11 S 2336/12 -, juris, Rn. 154, m.
w. N.; Schlussanträge der 
Generalanwältin Sharpston vom 
11.09.2014 - C-373/13 <T.> -, 
juris, Rn. 88, m. w. N; a. A.: 
Welte, InfAuslR 2015, 426, der 
auf den unionsrechtlichen 
Maßstab des § 6 FreizügG/EU 
verweist). Festzuhalten ist 
allerdings, dass sämtlichen 
unionsrechtlich fundierten 
Ausweisungsmaßstäben 
gemeinsam ist, dass stets nur auf 
das persönliche Verhalten des 
Betroffenen und damit nur auf 
spezialpräventive Gründe 
abgestellt werden darf, aus denen 
sich eine gegenwärtige Gefahr 
ergeben muss (EuGH, Urteil vom 
19.01.1999 - C-348/96 <Calfa> -, 
InfAuslR 1999, 165 und vom 
08.12.2011 - C-371/08 
<Ziebell/Örnek> -, InfAuslR 
2012, 43; Neidhardt, a. a. O., Rn. 
7 f.). Dem entsprechend kann eine
an § 53 Abs. 3 AufenthG zu 
messende Ausweisung nur dann 
rechtmäßig sein, wenn sie 
ausschließlich spezialpräventiv 
motiviert ist.
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Davon ausgehend folgt für den 
Kläger ein besonderer 
unionsrechtlich fundierter 
Ausweisungsmaßstab zunächst 
nicht aus dem Assoziationsrecht, 
nachdem er in der Vergangenheit 
in Deutschland zu keinem 
Zeitpunkt abhängig beschäftigt 
oder selbstständig tätig gewesen 
war. Für seine Ehefrau gilt nichts 
anderes, so dass diese ihm ein 
solches Recht auch nicht 
vermitteln kann.
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Erhöhter Schutz nach § 53 Abs. 3 
AufenthG kommt dem Kläger 
aber als anerkannter Flüchtling zu.
Für diese aufgrund ihres 
Verfolgungsschicksals gerade in 
Bezug auf aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen besonders vulnerable
Personengruppe sind Inhalt und 
Reichweite des 
Ausweisungsmaßstabs aus der 
einschlägigen Regelungen der 
Richtlinie 2004/83, neu gefasst 
durch Richtlinie 2011/95/EU 
(ABl. L 337 S. 9, nachfolgend: 
Qualifikationsrichtlinie), 
abzuleiten.

69 

Der Gerichtshof der Europäischen 
Union hat auf das 
Vorabentscheidungsersuchen des 
Senats hin (Beschluss vom 
27.05.2013 - 11 S 2336/12 -, 
juris), betreffend die 
Unterstützung der PKK durch 
einen anerkannten Flüchtling, die 
entscheidungserheblichen 
Rechtsfragen mit Urteil vom 24. 
Juni 2015 (- C-373/13 <T.> -, 
juris) jedenfalls dem Grunde nach 
geklärt. Der Gerichtshof hat, 
davon ausgehend, dass Art. 21 der 
Qualifikationsrichtlinie engere 
Voraussetzungen statuiert als Art. 
24 der Qualifikationsrichtlinie 
(a.a.O., Rn. 44, 71: Art. 21 als 
„ultima ratio“; so auch schon der 
Senat in seinem Vorlagebeschluss,
a.a.O., Rn. 154) klargestellt, dass 
die Qualifikationsrichtlinie dahin 
auszulegen ist, dass ein einem 
Flüchtling erteilter Aufenthaltstitel
entweder nach Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie 
widerrufen werden kann, wenn 
zwingende Gründe der 
öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung im Sinne dieser 
Bestimmung vorliegen, oder nach 
Art. 21 Abs. 3 der 
Qualifikationsrichtlinie, wenn 
Gründe für die Anwendung der in 
Art. 21 Abs. 2 der 
Qualifikationsrichtlinie 
vorgesehenen Ausnahmen vom 
Grundsatz der 
Nichtzurückweisung vorliegen 
(a.a.O., Rn. 55).
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Da die Ausweisung des Klägers 
verfügt wurde, um dessen 
Niederlassungserlaubnis zum 
Erlöschen zu bringen und eine 
tatsächliche 
Aufenthaltsbeendigung mit Blick 
auf seinen Flüchtlingsstatus nicht 
beabsichtigt ist, auch nur Art. 24 
Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie
maßstäblich. Dies zugrunde gelegt
ist die Ausweisung als Widerruf 
im Sinne der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs der Europäischen 
Union zu Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie zu 
qualifizieren und am Maßstab 
dieser Vorschrift zu messen, die 
insoweit den 
Ausweisungsmaßstab des § 53 
Abs. 3 AufenthG ausfüllt und 
konkretisiert. Es müssen daher 
„zwingende Gründe der 
nationalen Sicherheit oder 
öffentlichen Ordnung“ im Sinne 
des Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie vorliegen, 
um die Ausweisung zu 
rechtfertigen.
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Der Gerichtshof hat in diesem 
Zusammenhang im Anschluss an 
die Schlussanträge der 
Generalanwältin Sharpston 
(Schlussanträge vom 11.09.2014 - 
C-373/13 <T.> -, juris, Rn. 68) 
zunächst betont, dass für die 
dargelegte Auslegung des Art. 24 
Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie
spreche, dass den Mitgliedstaaten 
mit dieser Regelung die 
Möglichkeit gegeben werden 
sollte, unter spezifischen 
Voraussetzungen die Freizügigkeit
von Drittstaatsangehörigen im 
Schengen-Raum zu beschränken, 
um den Terrorismus zu bekämpfen
und Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung 
einzudämmen (a. a. O, Rn. 52). Er
definiert im weiteren (a.a.O., Rn. 
78 ff.) unter Bezugnahme auf die 
Richtlinie 2004/38 „zwingende 
Gründe“ als Beeinträchtigungen, 
die einen besonders hohen 
Schweregrad aufweisen müssten 
und fasst unter die „öffentliche 
Sicherheit“ sowohl die innere als 
auch die äußere Sicherheit eines 
Mitgliedstaats und somit auch die 
Beeinträchtigung des 
Funktionierens der Einrichtungen 
des Staates und seiner wichtigen 
öffentlichen Dienste sowie das 
Überleben der Bevölkerung 
ebenso wie die Gefahr einer 
erheblichen Störung der 
auswärtigen Beziehungen oder des
friedlichen Zusammenlebens der 
Völker oder eine Beeinträchtigung
der militärischen Interessen (unter 
Hinweis auf EuGH, Urteil vom 
23.11.2010 - C-145/09 
<Tsakouridis> -, InfAuslR 2011, 
45). Der Begriff der „öffentlichen 
Ordnung“ sei dahin auszulegen 
dass außer der sozialen Störung, 
die jeder Gesetzesverstoß 
darstelle, eine tatsächliche, 
gegenwärtige und hinreichend 
erhebliche Gefahr vorliege, die ein
Grundinteresse der Gesellschaft 
berühre. Mit Blick auf die die 
Richtlinie 2004/83 und deren 28. 
Erwägungsgrund gelte der Begriff 
der „öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung“ auch für Fälle, in denen
ein Drittstaatsangehöriger einer 
Vereinigung angehöre, die den 
internationalen Terrorismus 
unterstütze, oder er eine derartige 
Vereinigung unterstütze. Der 
Gerichtshof verweist darauf, dass 
die PKK in der Liste im Anhang 
dieses Gemeinsamen Standpunkts 
2001/931/GASP des Rates vom 
27. Dezember 2001 über die 
Anwendung besonderer 
Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Terrorismus (ABI. L 344, S. 93) 
aufgeführt sei und nach alledem 
die Unterstützung, die ein 
Flüchtling einer Organisation 
zuteil werden lasse, welche 
Handlungen begehe, die in den 
Anwendungsbereich des 
Gemeinsamen Standpunkts fallen, 
grundsätzlich einen Umstand 
darstelle, der belegen könne, dass 
die Voraussetzungen für die 
Anwendung der 
Ausnahmeregelung von Art. 24 
Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie
erfüllt seien. Die Aufnahme einer 
Organisation in die Liste sei daher
ein deutlicher Anhaltspunkt dafür, 
dass sie entweder eine 
terroristische Organisation sei 
oder in diesem Verdacht stehe. Ein
solcher Umstand sei daher von der
zuständigen Behörde notwendig 
zu berücksichtigen, wenn sie in 
einem ersten Schritt zu prüfen 
habe, ob die fragliche 
Organisation terroristische 
Handlungen begangen habe. Es 
sei somit von Fall zu Fall zu 
prüfen, ob die Handlungen der 
fraglichen Organisation die 
öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung im Sinne von Art. 24 
Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie
bedrohen könnten. Der 
Gerichtshof habe schon 
entschieden, dass terroristische 
Handlungen, die durch ihre 
Gewalt gegenüber 
Zivilbevölkerungen 
gekennzeichnet seien, auch wenn 
mit ihnen vorgeblich politische 
Ziele verfolgt würden, als schwere
nichtpolitische Straftaten im Sinne
dieser Vorschrift angesehen 
werden müssten (unter Verweis 
auf EuGH, Urteil vom 09.11.2010 
- C-57/09 und C-101/09 <B. und 
D.> -, NVwZ 2011, 285).
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In einem zweiten Schritt müssten 
die genauen tatsächlichen 
Umstände einer Würdigung 
unterzogen werden, um zu 
ermitteln, ob die Unterstützung 
der fraglichen Organisation durch 
eine Mitwirkung beim Sammeln 
von Geldern und eine regelmäßige
Teilnahme an Veranstaltungen 
dieser Organisation in den 
Anwendungsbereich von Art. 24 
Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie
falle. Allein der Umstand, dass die
betreffende Person diese 
Organisation unterstützt habe, 
könne nicht die automatische 
Aufhebung ihres Aufenthaltstitels 
gemäß dieser Vorschrift zur Folge 
haben. Denn zwischen dem 
Gemeinsamen Standpunkt 
2001/931 und der Richtlinie 
2004/83 bestehe hinsichtlich der 
verfolgten Ziele kein 
unmittelbarer Zusammenhang, 
und es sei nicht gerechtfertigt, 
dass die zuständige Stelle, wenn 
sie in Betracht ziehe, einem 
Flüchtling seinen Aufenthaltstitel 
nach Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie zu 
entziehen, sich nur auf dessen 
Unterstützung einer Organisation 
stütze, die in einer Liste 
aufgeführt sei, die außerhalb des 
Rahmens erlassen wurde, den die 
Richtlinie in Übereinstimmung 
mit der Genfer Konvention 
geschaffen habe. Es bedürfe daher
einer individuellen Würdigung der
genauen tatsächlichen Umstände 
insbesondere dazu, welche Rolle 
der Betroffene im Rahmen seiner 
Unterstützung dieser Organisation
tatsächlich gespielt habe, ob dieser
etwa selbst terroristische 
Handlungen begangen habe, ob 
und in welchem Maße er an der 
Planung, an Entscheidungen oder 
an der Anleitung anderer Personen
zum Zweck der Begehung solcher 
Handlungen beteiligt gewesen sei 
und ob und in welchem Umfang er
solche Handlungen finanziert oder
anderen Personen die Mittel zu 
ihrer Begehung verschafft habe. 
Soweit dieser an legalen 
Versammlungen und an 
Veranstaltungen wie dem 
kurdischen Neujahrsfest 
teilgenommen und sich am 
Sammeln von Spenden für diese 
Organisation beteiligt habe, 
bedeute dies nicht notwendig, dass
der Betroffene die Auffassung 
vertreten habe, terroristische 
Handlungen seien legitim. Erst 
recht seien derartige Handlungen 
als solche keine terroristischen 
Handlungen. In diesem 
Zusammenhang müsse auch der 
Schweregrad der Gefahr beurteilt 
werden, die von den Handlungen 
für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung ausgehe. Es sei 
insbesondere zu prüfen, ob dem 
Betroffenen eine individuelle 
Verantwortung bei der 
Durchführung von Aktionen der 
PKK zugerechnet werden könne. 
In Anbetracht des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit, den die zu 
ergreifende Maßnahme zu wahren 
habe, sei zu untersuchen, ob die 
Gefahr, die die betreffende Person 
gegebenenfalls in der 
Vergangenheit für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung der 
Bundesrepublik Deutschland 
dargestellt habe, noch immer 
bestehe. Mit Blick auf das 
Erfordernis zwingender Gründe 
müsse etwa, soweit ein 
Betroffener zu einer Geldstrafe 
und nicht zu einer Freiheitsstrafe 
verurteilt worden sei, in 
Anbetracht dieses Umstands und 
gegebenenfalls der Art der von 
ihm begangenen Handlungen 
geprüft werden, ob eine 
Aufhebung des Aufenthaltstitels 
zu rechtfertigen sei.
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Dies zugrunde gelegt, genügt die 
Ausweisungsverfügung den 
Maßstäben des Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie in 
Verbindung mit § 53 Abs. 3 
AufenthG. Die Konkretisierung 
der Maßstäbe hat durch das 
erkennende nationale Gericht 
anhand des jeweiligen Falles und 
den diesen prägenden 
tatsächlichen Umstände 
entsprechend deren Gewicht zu 
erfolgen. Soweit der Gerichtshof 
in beispielhafter Form einzelne 
dem im Vorlageverfahren 
betroffenen Ausländer 
vorgehaltene Handlungen 
herausgreift und diese in eher 
abstrakter Form bewertet und 
gewichtet, ist dies dem 
abstrahierenden Charakter der 
Vorlagefragen in einem 
Vorabentscheidungsersuchen 
geschuldet und entbindet den 
Senat als Tatsachengericht nicht 
von seiner Verpflichtung, solche 
Umstände im konkreten Fall 
umfassend zu bewerten. Nichts 
anderes gilt, soweit Reichweite 
und Grenzen der dem Kläger 
zustehenden weiteren Rechte nach
Kapitel VII der 
Qualifikationsrichtlinie durch die 
Ausweisung in Rede stehen.
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Danach bestehen für den Senat 
auch vor dem Maßstab des Art. 24
Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie
keine durchgreifenden Bedenken, 
dass die konkreten vom Kläger 
geleisteten 
Unterstützungshandlungen 
zugunsten der PKK „zwingende 
Gründe der nationalen Sicherheit 
oder öffentlichen Ordnung“ 
begründen, zumal der Kläger nach
Überzeugung des Senats in vollem
Bewusstsein um deren Bedeutung 
für den ideologischen 
Zusammenhalt der PKK und in 
dem Willen, diese vorbehaltlos 
auch in Bezug auf deren 
terroristische Aktivitäten zu 
unterstützen, gehandelt hat. Da 
nach den Feststellungen des 
Senats das Verhalten des Klägers 
gefahrbegründend ist und er die 
tatbestandlichen Festlegungen des 
§ 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 
bestätigt, kann der Senat offen 
lassen, ob jedenfalls im Kontext 
des § 53 Abs. 3 AufenthG i. V. m. 
Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie hier 
ausnahmsweise und ungeachtet 
der Fallkonstellation des 
endgültigen und glaubhaften 
Abstandnehmens gewissermaßen 
als „Zwischenstufe“ eine konkrete
Widerlegungsmöglichkeit der 
gesetzlichen Gefahrenannahme 
zugelassen werden muss.
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Soweit der Gerichtshof der 
Europäischen Union in seiner in 
Bezug genommen Entscheidung 
im weiteren auf das Fortbestehen 
des Flüchtlingsstatus hinweist, 
wenn ein Mitgliedstaat das 
Aufenthaltsrecht aufgrund des Art.
24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie widerruft 
(a.a.O., Rn. 94 f.; so auch schon 
der Senat in seinem Urteil vom 
14.05.2014 - 11 S 2224/13 -, juris,
Rn. 128 ff. m. w. N.) und er 
daraus ableitet, dass dieser sich 
bei deshalb weiterhin gestattetem 
Aufenthalt auch ungeschmälert 
(a.a.O., Rn. 96) auf die sozialen 
Vergünstigungen nach Kapitel VII
der Qualifikationsrichtlinie 
berufen kann, steht dies in 
vorliegendem Fall der 
Ausweisung nicht entgegen.
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Kapitel VII der Richtlinie 
gewährleistet jedem Flüchtling 
Schutz vor Zurückweisung, das 
Recht auf Information, Wahrung 
des Familienverbands, 
Ausstellung von 
Reisedokumenten, Zugang zur 
Beschäftigung, zu Bildung, zu 
Sozialhilfeleistungen, zu 
medizinischer Versorgung und zu 
Wohnraum, auf Freizügigkeit 
innerhalb des fraglichen 
Mitgliedstaats sowie Zugang zu 
Integrationsmaßnahmen. 
Einschränkungen dieser Rechte 
sind bei einem anerkannten 
Flüchtling nur nach Maßgabe 
dieses Kapitels der 
Qualifikationsrichtlinie zulässig 
(a.a.O., Rn. 97).
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Die die Ausweisung tragenden 
„zwingenden Gründe der 
nationalen Sicherheit oder 
öffentlichen Ordnung“ stellen, 
soweit sie diese Rechte nach 
Kapitel VII berühren, zulässige 
Beschränkungen im Sinne der 
Richtlinie dar.
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Wird mit der Ausweisung das 
Erlöschen der 
Niederlassungserlaubnis (§ 51 
Abs. 1 Nr. 5 AufenthG) bezweckt 
und ist zugleich eine tatsächliche 
Aufenthaltsbeendigung nicht 
beabsichtigt, wovon hier mit Blick
auf den Flüchtlingsstatus des 
Klägers auszugehen ist, werden 
der Schutz vor Zurückweisung 
nach Art. 21 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie, das 
Informationsrecht aus Art. 22 der 
Qualifikationsrichtlinie sowie der 
Anspruch auf Wahrung des 
Familienverbandes nach Art. 23 
der Qualifikationsrichtlinie schon 
nicht tangiert. Dafür, dass 
vorliegend das Recht auf Bildung 
nach Art. 27 der 
Qualifikationsrichtlinie, der 
Zugang zu Wohnraum nach Art. 
32 der Qualifikationsrichtlinie 
oder zu Integrationsmaßnahmen 
nach Art. 34 der 
Qualifikationsrichtlinie betroffen 
sein könnte, ist gleichfalls nichts 
ersichtlich.
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Soweit durch den Duldungsstatus 
des Klägers dessen Recht auf 
Aufnahme einer (selbstständigen 
oder unselbstständigen) 
Erwerbstätigkeit nach Art. 26 der 
Qualifikationsrichtlinie zunächst 
kraft Gesetzes mit einem 
präventiven Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt belegt ist, ist 
dieser für sich genommen 
unbedenklich, zumal sich aus § 4 
Abs. 3 Satz 3 AufenthG ergibt, 
dass dieser nicht gilt, wenn dem 
Ausländer auf Grund einer 
zwischenstaatlichen Vereinbarung,
eines Gesetzes oder einer 
Rechtsverordnung die 
Erwerbstätigkeit gestattet ist, ohne
dass er hierzu durch einen 
Aufenthaltstitel berechtigt sein 
muss. So liegt der Fall hier, da 
diese Vorschrift mit Blick auf den 
vorrangigen Art. 26 der 
Qualifikationsrichtlinie 
auszulegen ist. Unbeschadet 
dessen ist für den Senat im 
konkreten Fall aber auch nicht 
ersichtlich, dass der Kläger durch 
Einschränkungen seiner 
rechtlichen Möglichkeiten, einer 
Erwerbstätigkeit nachzugehen, in 
tatsächlicher Hinsicht unzumutbar
belastet wäre, nachdem er trotz 
seines langjährigen Aufenthalts in 
Deutschland niemals einer solchen
nachgegangen ist.
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Aufgrund der Ausweisung greifen 
im konkreten Fall jedoch die 
angeordneten Maßnahmen nach § 
56 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
AufenthG (Meldepflichten, 
Aufenthaltsbeschränkung auf den 
Stadtbezirk Mannheim). Diese 
dienen unmittelbar der Abwehr 
bzw. Eindämmung der von Kläger
ausgehenden Gefahren und 
schränken insoweit das Recht des 
Betroffenen auf ein 
Reisedokument nach Art. 25 Abs. 
1 der Qualifikationsrichtlinie 
sowie das Recht auf Freizügigkeit 
innerhalb der Bundesrepublik 
nach Art. 33 der 
Qualifikationsrichtlinie in 
sachangemessener Weise ein. Art. 
25 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie 
verpflichtet zur Erteilung eines 
Reisedokumentes auch für Reisen 
ins Ausland, es sei denn, Gründe 
der nationalen Sicherheit oder der 
öffentlichen Ordnung stehen dem 
entgegen. Art. 33 der 
Qualifikationsrichtlinie verlangt 
von den Mitgliedstaaten, dass 
Personen, denen internationaler 
Schutz zuerkannt worden ist, 
Bewegungsfreiheit in ihrem 
Hoheitsgebiet zu gestatten „unter 
den gleichen Bedingungen und 
Einschränkungen wie für andere 
Drittstaatsangehörige, die sich 
rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet
aufhalten“. Nachdem im 
persönlichen Verhalten des 
Klägers „zwingende Gründe der 
nationalen Sicherheit oder 
öffentlichen Ordnung“ im Sinne 
des Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie gegeben 
sind, liegt ein Versagungsgrund im
Sinne des Art. 25 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie vor, da die
Einschränkung seiner 
Reisemöglichkeiten gerade dazu 
dient, sein die PKK 
unterstützendes Verhalten 
zumindest deutlich zu erschweren.
Daraus rechtfertigt sich auch die 
Einschränkung seiner 
Freizügigkeit innerhalb des 
Bundesgebietes nach Art. 33 der 
Qualifikationsrichtlinie. Das hat 
der Senat schon unter 
Zugrundelegung der 
Vergleichsgruppe von 
Drittstaatsangehörigen, die sich 
nach nationalem Recht rechtmäßig
im Bundesgebiet aufhalten, 
festgestellt (VGH Bad.-Württ., 
Urteil vom 14.05.2014 - 11 S 
2224/13 -, juris, Rn. 128 ff., 
m.w.N.).
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Da der Gerichtshof eine 
Ausweisung unter 
Berücksichtigung des Maßstabs 
des Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie auch dann 
für zulässig erachtet, wenn 
dadurch der Aufenthalt zwar rein 
tatsächlich nicht beendet werden 
soll, es aber dennoch notwendig 
erscheint, zumindest die 
Freizügigkeit von 
Drittstaatsangehörigen zu 
beschränken, um den Terrorismus 
zu bekämpfen und Gefahren für 
die öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung einzudämmen (a.a.O., 
Rn. 52), ist es nach Auffassung 
des Senats aus systematischen 
Gründen und zur Effektivierung 
des Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie angezeigt, 
dessen Wertungen auch insoweit 
zu berücksichtigen, als Reichweite
und Grenzen der weiteren in 
Kapitel VII aufgeführten Rechte 
in entscheidungserheblicher Weise
in Rede stehen. Denn eine 
Ausweisung, deren Folge sich im 
Erlöschen des Titels erschöpfen 
würde, ohne daran anknüpfend 
verhaltenssteuernde Wirkungen zu
entfalten, die geeignet und 
erforderlich sind, die Gefahr 
wirksam einzudämmen, wäre 
letztlich wegen Zweckverfehlung 
unverhältnismäßig. Dies würde 
Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie, in Fällen 
wie dem vorliegenden, die 
praktische Wirksamkeit nehmen 
und damit dessen Bedeutung, wie 
er auch in den Erwägungsgründen 
31 und 37 der Richtlinie zum 
Ausdruck kommt, verfehlen.
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Nach alledem ist es für den Senat 
auch folgerichtig, auf den Fall des 
Klägers nicht Art. 29 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie, sondern 
dessen Absatz 2 entsprechend 
anzuwenden, nachdem die 
Mitgliedstaaten abweichend von 
Absatz 1 die Sozialhilfe für 
Personen, denen (nur) der 
subsidiäre Schutzstatus zuerkannt 
worden ist, auf Kernleistungen 
beschränken kann. Dies gilt hier 
umso mehr, als es der Kläger im 
Gegensatz zu subsidiär 
Schutzberechtigten selbst in der 
Hand hat, durch eine Abkehr von 
seinen den Terrorismus 
unterstützenden Handlungen die 
Ursachen für diese 
Einschränkungen zu beseitigen 
und es gerade in der Logik des 
Duldungsstatus liegt, den Kläger 
zu einer dahingehenden 
Verhaltensänderung zu bewegen. 
Soweit sich demnach ergeben 
sollte, dass der Kläger aufgrund 
seines Duldungsstatus und 
mangels anderweitiger 
Regelungen, die ihm, etwa als 
Familienangehöriger aus 
abgeleitetem Recht, einen vollen 
Anspruch auf 
Sozialhilfeleistungen nach dem 
SGB II verschaffen könnten, auf 
die Leistungen des 
Asylbewerberleistungsgesetzes 
beschränkt ist (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 
AsylbLG), steht dies nicht in 
Widerspruch zu Art. 29 der 
Qualifikationsrichtlinie. Für 
Leistungsbeschränkungen in 
Bezug auf die medizinische 
Versorgung (§ 4 AsylbLG) im 
Sinne des Art. 30 der 
Qualifikationsrichtlinie gilt nichts 
anderes (vgl. zu alledem VGH 
Bad.-Württ., Urteil vom 
13.01.2016 - 11 S 889/16 -, juris).
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3. Dem dargestellten und nach 
gesetzlicher Wertung besonders 
schwerwiegenden 
Ausweisungsinteresse steht ein 
gleichfalls besonders 
schwerwiegendes Bleibeinteresse 
des Klägers gegenüber, da dieser 
eine Niederlassungserlaubnis 
besessen hat, die gerade durch die 
Ausweisungsverfügung betroffen 
ist, er mit deutschen 
Familienangehörigen in familiärer
Lebensgemeinschaft lebt und er 
sein Personensorgerecht für 
minderjährige ledige Deutsche 
ausübt (§ 55 Abs. 1 Nr. 1 und 4 
AufenthG). § 55 Abs. 2 Nr. 5 
AufenthG tritt vorliegend hinter 
die insoweit speziellere Vorschrift 
des § 55 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG 
zurück (Bauer, in: 
Bergmann/Dienelt, 
Ausländerrecht, 11. Aufl., 2016, § 
55 AufenthG, Rn. 23; Neidhardt, 
in: HTK-AuslR, § 55 AufenthG, 
zu Abs. 2 Nr. 5, Stand: 
18.01.2016, Rn. 3: Auffangnorm).
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4. § 53 Abs. 1 AufenthG verlangt 
davon ausgehend ein Überwiegen 
des Interesses an der Ausreise, das
unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles im 
Rahmen einer umfassenden 
Verhältnismäßigkeitsprüfung 
festzustellen ist, wobei in die 
hierbei vorzunehmende 
Abwägung des Interesses an der 
Ausreise mit dem Bleibeinteresse 
die in § 53 Abs. 2 AufenthG 
niedergelegten Umstände in 
wertender Gesamtbetrachtung 
einzubeziehen sind. Diese sind, 
nach den Umständen des 
Einzelfalles, insbesondere die 
Dauer des Aufenthalts des 
Ausländers, seine persönlichen, 
wirtschaftlichen und sonstigen 
Bindungen im Bundesgebiet und 
im Herkunftsstaat oder in einem 
anderen zur Aufnahme bereiten 
Staat sowie die Folgen der 
Ausweisung für 
Familienangehörige und 
Lebenspartner, wobei die in 
Absatz 2 aufgezählten Umstände 
weder abschließend zu verstehen 
sind, noch nur zu Gunsten des 
Ausländers ausfallen müssen. 
Zudem sind stets die grund- und 
konventionsrechtliche Stellung 
des Ausländers und seiner Familie
und die sich daraus ergebenden 
Gewichtungen in den Blick zu 
nehmen. Umstände im Sinne des §
53 Abs. 2 AufenthG prägen den 
Einzelfall insoweit, als sie über 
die den vertypten Interessen 
zugrunde liegenden Wertungen 
hinausgehen, diese unterschreiten 
oder ihnen entgegenstehen. 
Insbesondere in an dieser Stelle 
der Frage nachzugehen, ob und in 
welchem Maße die konkreten 
Umstände des Einzelfalles von 
vertypten gesetzlichen Wertungen 
abweichen. Sind im konkreten 
Fall keine Gründe - etwa auch 
solche rechtlicher Art - ersichtlich,
die den gesetzlichen Wertungen 
der §§ 54, 55 AufenthG 
entgegenstehen, wird regelmäßig 
kein Anlass bestehen, diese 
Wertungen einzelfallbezogen zu 
korrigieren.
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Eine schematische und alleine den
gesetzlichen Typisierungen und 
Gewichtungen verhaftete 
Betrachtungsweise, die einer 
umfassenden Bewertung der den 
Fall prägenden Umstände, jeweils 
entsprechend deren konkreten 
Gewicht, zuwiderlaufen würde, 
verbietet sich ebenso (BVerfG, 
Beschluss vom 10.05.2007 - 2 
BvR 304/07 -, NVwZ 2007, 946; 
VG Düsseldorf, a. a. O., Rn. 78) 
wie eine „mathematische“ 
Abwägung im Sinne eines bloßen 
Abzählens von Umständen, die 
das Ausweisungsinteresse 
einerseits und das Bleibeinteresse 
andererseits begründen (Bauer, a. 
a. O., § 53 AufenthG, Rn. 51) oder
gar ein diesbezügliches 
„Punktesystem“ (so aber: 
Cziersky-Reis, in: Hofmann, 
Ausländerrecht, 2. Aufl., 2016, § 
53 AufenthG, Rn. 29 a. E.).
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Davon ausgehend erweist sich die 
Ausweisung des Klägers als 
verhältnismäßig, da hier das 
Ausweisungsinteresse das 
Bleibeinteresse des Klägers unter 
Berücksichtigung sämtlicher den 
Fall prägenden Umstände 
überwiegt.
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Vorliegend ist zunächst die dem 
Flüchtlingsstatus des Klägers 
geschuldete Besonderheit in 
Rechnung zu stellen, nach der im 
konkreten Fall eine tatsächliche 
Beendigung des Aufenthalts des 
Klägers wegen dessen 
Flüchtlingsstatus nicht 
beabsichtigt ist, obgleich 
gewichtige Gründe für eine 
Ausweisung bestehen. Daher ist 
Bezugspunkt für die 
Verhältnismäßigkeitsfrage auch 
nur die Ausweisung in der hier 
erfolgten Form mit ihrer Folge 
einer ggf. auch langfristigen 
Duldung des Klägers im 
Bundesgebiet und seiner 
Überwachung nach § 56 AufenthG
sowie der schon dargestellten 
Einschränkungen der 
verschiedenen Folgerechte.
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Dem Ausweisungsinteresse, wie 
es sich im konkreten Fall darstellt,
steht ein nach der gesetzlichen 
Wertungen des § 55 Abs. 1 Nr. 1 
und 4 AufenthG ebenfalls 
besonders schwerwiegendes 
Bleibeinteresse gegenüber. Hinzu 
treten auf Seiten des Klägers 
dessen Anspruch auf Achtung 
seiner familiären Bindungen nach 
Art. 8 Abs. 1 EMRK und Art. 6 
GG. Im weiteren ist sein mit über 
26 Jahren über den in § 55 Abs. 1 
Nr. 1 AufenthG verlangten 
mindestens fünfjährigen 
rechtmäßigen Inlandsaufenthalt 
hinausgehender rechtmäßiger 
Aufenthalt zu berücksichtigen. 
Das Gewicht dieser Umstände ist, 
soweit es nicht schon über § 55 
Abs. 1 Nr. 1 und 4 AufenthG 
erfasst wird, aus § 53 Abs. 2 
AufenthG (über fünfjähriger 
rechtmäßiger Aufenthalt des 
Klägers im Bundesgebiet) und den
grund- und 
konventionsrechtlichen Wertungen
mit Blick auf die Folgen der 
Ausweisung auf diese Umstände 
zu ermitteln.
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Wegen der familiären Bindungen 
des Klägers im Bundesgebiet folgt
aus Art. 6 GG zwar unmittelbar 
kein Aufenthaltsrecht, dieses 
Grundrecht gebietet aber die 
Berücksichtigung der in Art. 6 GG
enthaltenen wertentscheidenden 
Grundsatznorm, nach der der Staat
die Familie zu schützen und zu 
fördern hat (vgl. hierzu ausf.: 
Hoppe/Samel in: Rensen/Brink 
(Hrsg.) Linien der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts, 
2009, S. 137 ff.). Diese 
verpflichtet dazu, bei der 
Entscheidung über 
aufenthaltsbeendende Maßnahmen
die familiären Bindungen des den 
(weiteren) Aufenthalt begehrenden
Ausländers an Personen, die sich 
berechtigterweise im 
Bundesgebiet aufhalten, 
pflichtgemäß, d. h. entsprechend 
dem Gewicht dieser Bindungen, 
zur Geltung zu bringen (vgl. 
BVerfG, Beschlüsse vom 
12.05.1987 - 2 BvR 1226/83, 
101/84 313/84 -, NJW 1988, 626 
und vom 18.04.1989 - 2 BvR 
1169/84 -, NJW 1989, 2195; 
Beschluss vom 23.01.2006 - 2 
BvR 1935/05 -, NVwZ 2006, 
682). Daraus kann sich die 
Unverhältnismäßigkeit einer 
Ausweisung ergeben, wenn ein 
gemeinsames Familienleben in 
Deutschland durch diese 
unmöglich gemacht würde und es 
den Familienmitgliedern nicht 
zumutbar wäre, die 
Familiengemeinschaft im Ausland
herzustellen (BVerfG, Beschluss 
vom 18.04.1989 - 2 BvR 1169/84 
-, NJW 1989, 2195). Für das 
Recht auf Achtung des 
Familienlebens aus Art. 8 Abs. 1 
EMRK ergibt sich nichts anderes 
(zu den Kriterien vgl. 
insbesondere EGMR, Urteil vom 
18.10.2006 - 46410/99 <Üner> -, 
NVwZ 2007, 1279; Urteil vom 
02.08.2001 - 54273/00 <Boultif> 
-, InfAuslR 2001, 476 -; 
ausführlich Bauer, in: 
Bergmann/Dienelt, 
Ausländerrecht, 11. Aufl., 2016, 
Vorb §§ 53-56 AufenthG, Rn. 95 
ff. und Mayer, VerwArch 2010, 
482 <530 ff.>, m.w.N.).
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Soweit sich aus der 
Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zu Art.
2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG 
bei langjährigem rechtmäßigen 
Inlandsaufenthalt aus Gründen der
Verhältnismäßigkeit ergibt, dass 
die Dauer des Aufenthalts im 
Bundesgebiet, die Integration in 
die deutsche Gesellschaft, auch 
soweit sie keinen familiären 
Bezug hat, und das Fehlen 
tatsächlicher Bindungen an den 
Staat seiner Staatsangehörigkeit 
bei einer Ausweisung angemessen 
zu gewichten sind (BVerfG, 
Beschluss vom 10.08.2007 - 2 
BvR 535/06 -, NVwZ 2007, 
1300), ist ein Gleichlauf zur 
Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte 
festzustellen, der unter dem Recht 
auf Achtung des Privatlebens nach
Art. 8 Abs. 1 EMRK das Netz an 
persönlichen, gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Beziehungen 
fasst, die für das Privatleben eines 
jeden Menschen schlechthin 
konstitutiv sind (EGMR, Urteil 
vom 09.10.2003 - 48321/99 
<Slivenko> -, EuGRZ 2006, 560).
Diesen Beziehungen kommt bei 
fortschreitender Dauer des 
Aufenthalts wachsende Bedeutung
zu (so BVerfG, Beschluss vom 
10.05.2007 - 2 BvR 304/07 -, 
NVwZ 2007, 946; Thym, EuGRZ 
2006, 541 <544>; Hoppe, ZAR 
2006, 125 <130>; Hofmann, in: 
Kluth/Heusch, BeckOK AuslR, 
Art. 8 EMRK, Stand: 01.11.2015, 
Rn. 20 ff., m.w.N.; Beichel-
Benedetti, in: Huber, AufenthG, 1.
Aufl., 2010, Vorb §§ 53-56 
AufenthG, Rn. 14 ff.). Daraus 
folgt auch für Ausweisungen von 
Ausländern, die über keine 
schützenswerten familiären 
Bindungen im Sinne von Art. 8 
Abs. 1 EMRK bzw. Art. 6 GG 
verfügen, eine Verpflichtung zur 
einzelfallbezogenen Abwägung 
unter angemessener 
Berücksichtigung dieser das Recht
auf Privatleben konstituierenden 
Bindungen. Fehlen Bindungen an 
den Herkunftsstaat kann sich 
daraus eine Unverhältnismäßigkeit
der Ausweisung - selbst bei 
langjährigen Freiheitsstrafen und 
zahlreichen Verurteilungen - 
ergeben (vgl. die Nachweise bei 
Mayer, a.a.O.).
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So liegt der Fall hier jedoch nicht. 
Denn die Ausweisung des Klägers
führt nicht zur Beendigung seines 
tatsächlichen Aufenthalts in 
Deutschland. Vorliegend sind die 
tatsächlichen Bindungen des 
Klägers durch die Ausweisung 
allerdings dadurch betroffen, dass 
ihn die Überwachungsmaßnahmen
nach § 56 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 
2 AufenthG in seiner 
Bewegungsfreiheit beschränken. 
Soweit ihm diese seine 
Möglichkeiten zur Fortführung 
gerade der streitgegenständlichen 
Aktivitäten erschweren, ist 
dadurch, wie das 
Verwaltungsgericht zutreffend 
ausgeführt hat, ein rechtlich 
anerkennenswertes Interesse des 
Klägers schon nicht berührt. Die 
Einschränkungen seiner Rechte 
aus Art. 29 und 30 der 
Qualifikationsrichtlinie 
(Sozialhilfe und medizinische 
Versorgung) sind objektiv 
betrachtet geeignet und 
erforderlich, um den Kläger zu 
einer Verhaltensänderung zu 
bewegen. Die für ihn eintretenden 
Einschränkungen seiner 
Bewegungsmöglichkeiten sind aus
den schon dargelegten Gründen 
erforderlich und auch zumutbar. 
Die für seine Familienmitglieder 
mit den Einschränkungen der 
Bewegungsmöglichkeiten des 
Klägers und seiner genannten 
Rechte verbundenen Folgen sind 
allenfalls mittelbarer Art und als 
solche auch verhältnismäßig, 
zumal sie - als mildere Mittel zur 
tatsächlichen Beendigung des 
Aufenthalts - einzig dem Umstand
geschuldet sind, dass der Beklagte
gerade auf den Flüchtlingsstatus 
des Klägers Rücksicht nimmt, 
obwohl dieser Gründe setzt, die 
gefahrenabwehrrechtliche 
Maßnahmen zum Schutz 
hochrangiger Rechtsgüter 
erforderlich machen (vgl. hierzu 
BVerwG, Urteil vom 30.07.2013 -
1 C 9.12 -, InfAuslR 2013, 418). 
Darüber hinaus sind weitere 
schützens- und nennenswerte 
Bindungen des Klägers in die 
hiesige Gesellschaft, die durch die 
Ausweisung in unzumutbarer 
Weise beschränkt würden, trotz 
des langjährigen rechtmäßigen 
Aufenthalts weder vorgetragen 
worden noch ersichtlich. Der 
Kläger spricht kaum Deutsch, er 
war in Deutschland niemals 
erwerbstätig und ist von Beginn 
seines Aufenthalts in Deutschland 
an von Sozialleistungen abhängig.
Diese Umstände relativieren das 
Gewicht seines langjährigen 
rechtmäßigen Aufenthalts 
jedenfalls im Rahmen der 
Abwägung entscheidend. 
Schließlich ist noch zu 
berücksichtigen, dass es der 
Kläger in der Hand hat, durch eine
glaubhafte Abkehr von seinem 
bisherigen Verhalten eine 
Aufhebung der Wirkungen der 
Ausweisung nach § 11 Abs. 4 Satz
1 AufenthG zu erreichen. Aus all 
dem ergibt sich bei wertender 
Betrachtung der widerstreitenden 
Interessen im konkreten Fall ein 
Überwiegen des 
Ausweisungsinteresses.
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5. Soweit sich, ungeachtet der 
Rechtsstellung des Klägers, aus 
den Stand-Still-Klauseln des Art. 
7 ARB 2/76, des Art. 13 ARB 1/80
bzw. des Art. 41 des 
Zusatzprotokolls zum 
Assoziierungsabkommen 
EWG/Türkei (ZP) ein Verbot 
ergibt, ohne zwingende Gründe 
neue Beschränkungen für sich 
ordnungsgemäß (vgl. EuGH, 
Urteil vom 07.11.2013 - C-225/12 
<Demir> -, InfAuslR 2014, 1) im 
Inland aufhaltende türkische 
Staatsangehörige einzuführen, die 
deren Möglichkeiten zur 
Aufnahme einer (abhängigen oder 
selbstständigen) Beschäftigung im
Verhältnis zur Rechtslage bei 
Inkrafttreten dieser Regelungen 
stärker begrenzen würden (vgl. 
etwa: EuGH, Urteile vom 
10.07.2014 - C-138/13 <Dogan> 
-, NVwZ 2014, 1081 und vom 
17.09.2009 - C-242/06 <Sahin> -, 
InfAuslR 2009, 413), führt dies 
nicht dazu, dass die §§ 53 ff. 
AufenthG in der ab dem 1. Januar 
2016 geltenden Fassung außer 
Anwendung zu bleiben hätten.
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Mit der Neukonzeption des 
Ausweisungsrechts im Gesetz zur 
Neubestimmung des Bleiberechts 
und der Aufenthaltsbeendigung 
vom 27. Juli 2015 (BGBl. I, S. 
1386) will der Gesetzgeber 
ausweislich der 
Gesetzesbegründung der 
Entwicklung Rechnung tragen, 
„wonach das bisherige dreistufige 
Ausweisungsrecht durch die 
höchstrichterliche Rechtsprechung
ohnehin mehr und mehr zu einer 
Ermessensausweisung mit 
umfassender Abwägung aller 
Umstände des Einzelfalls zur 
Wahrung der Verhältnismäßigkeit 
modifiziert worden ist.“ (BT-Drs. 
18/4097). Die Änderungen des 
Ausweisungsrechts dienen danach
der Anpassung an die 
Entwicklung dieser 
Rechtsprechung und sie sollen 
Rechtsunsicherheiten im 
Ausweisungsrecht beseitigen und 
die Arbeit der Ausländerbehörden 
erleichtern. Aus dem mit der 
Neuregelung einhergehenden 
Systemwechsel, weg von einer 
Ausweisung im Ermessenswege, 
hin zu einer zwar gebundenen, 
dafür aber anhand des Maßstabes 
der Verhältnismäßigkeit zu 
messenden, folgt daher bei der 
gebotenen Gesamtbetrachtung 
keine neue Beschränkung in Sinne
der Stand-Still-Klauseln.
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Im Vergleich zu den 
Ausweisungsregelungen der 
Ausländergesetze seit 1965 und 
dem Aufenthaltsgesetz a. F. lässt 
sich feststellen, dass das neue 
Ausweisungsrecht sich 
weitgehend von einer in Bezug 
auf die Interessen des Ausländers 
auf bloßen Verwaltungsvorgaben 
beruhenden 
Ermessensentscheidung des 
Ausländergesetzes 1965 (vgl. 
Kanein, Ausländerrecht, 4. Aufl., 
1988, § 10 AuslG) ebenso gelöst 
hat, wie von schematisierenden 
und insoweit bindenden 
gesetzlichen Vorgaben des 
Ausländergesetzes 1990 und des 
Aufenthaltsgesetzes a. F., die einer
umfassenden Abwägung der 
konkreten Umstände des 
Einzelfalls entsprechend deren 
Gewicht entgegenstehen konnten. 
Schematisierungen dieser Art und 
Wirkung waren auch der Anlass 
für die Gerichte, das bisherige 
Recht aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit, teilweise 
entgegen seinem Wortlaut, 
auszulegen und anzuwenden (vgl. 
Mayer, VerwArch 2010, 482 <483
ff.>, m . w. N.; Beichel-Benedetti, 
in: Huber, AufenthG, 1. Aufl. 
2010, Vorb §§ 53-56 AufenthG, 
Rn. 19 ff.). Während eine 
Ausweisung im Ermessenswege 
gerichtlich bislang nur 
eingeschränkt überprüfbar war (§ 
114 Satz 1 VwGO), stellt das neue
Recht eine vollumfassende 
gerichtliche Überprüfung sicher. 
Das durch die neuen Regelungen 
aufgestellte Prüfprogramm 
garantiert, wie die bisherigen 
Ausführungen deutlich machen, 
eine umfassende Berücksichtigung
der den Fall prägenden Umstände.
Der Verlust der Ermessensebene 
wird durch die nunmehr 
umfassende gerichtliche 
Kontrollpflicht aufgewogen (so 
auch: Neidhardt, a. a. O., Rn. 31; 
Bauer, in: Bergmann/Dienelt, 
Ausländerrecht, 11. Aufl., 2016, § 
53 AufenthG, Rn. 58 ff.; a. A.: 
Cziersky-Reis, in: Hofmann, 
Ausländerrecht, 2. Aufl., 2016, § 
53 AufenthG, Rn. 42, der davon 
ausgeht, dass eine Ausweisung 
nach Ermessen immer günstiger 
für den Betroffenen sei als eine 
gebundene nach § 53 Abs. 1 
AufenthG n. F.; so wohl auch 
Dienelt, in: Bergmann/Dienelt, 
Ausländerrecht, 11. Aufl., 2016, 
ARB 1/80 Art. 13, Rn. 69 ff.). Es 
wäre daher verfehlt, für die Frage 
einer neuen Beschränkung isoliert 
darauf abzustellen, dass es sich 
nunmehr bei der 
Ausweisungsentscheidung um 
eine gebundene handelt. Weder 
Unions- noch Assoziationsrecht 
gebieten eine 
Ermessensentscheidung, sondern 
(nur) eine offene Güter- und 
Interessenabwägung (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 02.09.2009 -
1 C 2.09 -, InfAuslR 2010, 3; vgl. 
zum Erfordernis einer wertenden 
Gesamtbetrachtung: BVerwG, 
Urteil vom 10.07.2012 - 1 C 19.11
-, InfAuslR 2012, 397; VGH Bad.-
Württ., Urteil vom 10.02.2012 - 
11 S 1361/11 -, NVwZ-RR 2012, 
492; VG Düsseldorf, Urteil vom 
19.01.2016 - 27 K 2552/14 -, 
juris, Rn. 140 ff.).
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Soweit § 54 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG nunmehr, wie ebenfalls 
schon dargelegt, die Gefahr 
gesetzlich aus der Erfüllung des 
Tatbestandes ableitet, führt auch 
dies jedenfalls im konkreten Fall 
zu keiner Verschlechterung der 
Rechtsstellung des Klägers, 
nachdem dessen tatsächliches 
Verhalten die gesetzliche 
Festlegung gerade bestätigt.

96 

Dass mit § 56 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2 AufenthG im Falle einer 
Ausweisung die kraft Gesetzes 
geltenden 
Überwachungsmaßnahmen - in 
Abweichung zur früheren 
Rechtslage - nicht mehr die 
sofortige Vollziehbarkeit der 
Ausweisung voraussetzen, stellt 
gleichfalls keine neue 
Beschränkung in diesem Sinne 
dar. Die Stillhalteverpflichtung 
bedeutet nicht, dass jede Facette 
des Verwaltungsverfahrens und 
des Prozessrechts einer Änderung 
entzogen wäre. Die 
Mitgliedstaaten verfügen aufgrund
ihrer Verfahrensautonomie über 
einen Gestaltungsspielraum, der 
allerdings durch den Grundsatz 
der Effektivität und der 
Äquivalenz begrenzt wird (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 10.07.2012 -
1 C 19.11 -, InfAuslR 2012, 397; 
VGH Bad.-Württ., Urteil vom 
10.02.2012 - 11 S 1361/11 -, 
NVwZ-RR 2012, 492). Lässt eine 
Änderung des Verfahrens - wie 
hier - die Effektivität des 
Rechtsschutzes mit Blick auf die 
dem türkischen Staatsangehörigen
eingeräumten Rechte unverändert,
so liegt keine „neue 
Beschränkung“ vor. Es kann nicht 
ernsthaft in Frage stehen, dass 
insoweit effektiver gerichtlicher 
Rechtsschutz über eine 
einstweilige gerichtliche Regelung
nach § 123 VwGO erreicht 
werden kann. Vorliegend kommt 
es hierauf auch nicht an, da der 
Beklagte solche Maßnahmen 
modifizierend und durch 
Verwaltungsakt erlassen hat und 
insoweit Rechtsschutz nach §§ 80 
ff. VwGO gegeben ist.
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Selbst wenn man den 
Rechtsfolgenwechsel - weg von 
der Einräumung von Ermessen, 
hin zu einer gebundenen 
Entscheidung - bzw. die weiteren 
dargestellten Änderungen des 
Ausweisungsrechts grundsätzlich 
als Maßnahmen ansehen wollte, 
die bezweckten oder bewirkten, 
dass die Ausübung der 
Freizügigkeitsrechte durch einen 
türkischen Staatsangehörigen oder
einen Familienangehörigen in 
einem Mitgliedstaat strengeren 
Voraussetzungen als denjenigen 
unterworfen wird, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Bestimmungen in dem 
Mitgliedstaat gelten, wären diese 
Maßnahmen hier rechtlich 
zulässig. Denn die Einführung 
dieser - unterstellt - strengeren 
Voraussetzungen wäre durch 
zwingende Gründe des 
Allgemeininteresses im Sinne der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs 
der Europäischen Union 
gerechtfertigt, gerade weil der 
vorgenommene Systemwechsel 
dazu dient, das ursprüngliche, 
durch die Anforderungen der 
Rechtsprechung erheblich - teils 
gegen den Wortlaut - modifizierte 
Ausweisungsrecht wieder 
handhabbar und in sich schlüssig 
und nachvollziehbar zu machen. 
Die nunmehr gesetzliche 
Festlegung der Gefahr nach § 54 
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG ist mit 
Blick auf die vom Terrorismus 
ausgehenden Gefahren 
gerechtfertigt, zumal sich aus 
praktischer Sicht kaum 
Fallkonstellationen denken lassen,
bei denen eine solche Gefahr zu 
verneinen sein könnte, obwohl ein
Unterstützen einer terroristischen 
Vereinigung tatbestandlich 
vorliegt und eine glaubhafte 
Abwendung hiervon - die das 
Gesetz ausdrücklich zulässt - nicht
erfolgt ist.

II.
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Der hilfsweise gestellte Antrag, 
die Wirkungen der Ausweisung 
aufzuheben, führt ebenfalls nicht 
zum Erfolg. Dieser Antrag ist als 
Klageerweiterung (dazu: Rudisile,
in: Schoch/Schneider/Bier, 
VwGO, Stand: Oktober 2015, § 
124a VwGO, Rn. 51 a. E., unter 
Verweis auf BGH, Urteil vom 
24.02.1988 - IVb ZR 45/87 -, 
NJW-RR 1988, 1465) aufgrund 
des engen Sachzusammenhangs 
der Ausweisungsverfügung mit 
der darauf bezogenen 
Befristungsentscheidung zwar 
zulässig und sachdienlich - 
insbesondere steht § 124a Abs. 6 
VwGO nicht entgegen -, aber 
nicht begründet. Der Kläger hat 
sich darauf beschränkt, die 
Aufhebung der Wirkungen der 
Ausweisung nach § 11 Abs. 4 Satz
1 AufenthG zu beantragen, ohne 
dies näher zu begründen. Aus dem
Gesamtzusammenhang seines 
Vortrags schließt der Senat, dass 
sich der Kläger insoweit darauf 
beruft, dass eine Gefahr von ihm 
nicht ausgehe. Dieser Auffassung 
folgt der Senat aus den schon 
dargestellten Gründen jedoch 
nicht. Im Übrigen hat der Kläger 
keine persönlichen oder sonstigen 
Umstände dargelegt, die die 
Befristungsentscheidung - etwa 
bezüglich der konkret 
festgesetzten Sperrfrist - in Frage 
stellen könnten und solche sind 
auch mit Blick auf das 
Senatsurteil vom 9. Dezember 
2015 (- 11 S 1857/15 -, juris) nicht
ersichtlich.
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Die Kostenentscheidung folgt aus 
§ 154 Abs. 2 VwGO. 100 

Die Revision war wegen 
grundsätzlicher Bedeutung der 
Rechtsache (vgl. § 132 Abs. 2 Nr. 
1 VwGO) zuzulassen.

101 

Beschluss vom 2. März 2016 102 

Der Streitwert wird gem. § 63 
Abs. 2, § 47 Abs. 1, § 52 Abs. 2 
und § 39 Abs. 1 GKG auf 10.000,-
EUR festgesetzt.
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VGH Baden-
Württemberg Urteil
vom 2.3.2016, 11 S 
1389/15
Ausweisung wegen Unterstützung der 
terroristischen PKK

Leitsätze

1. Die PKK ist eine terroristische bzw. den 
Terrorismus unterstützende Vereinigung (in
Fortführung der Senatsrechtsprechung: 
VGH Bad.-Württ., Urteil vom 13.01.2016 -
11 S 889/15 -, juris).

2. Das organisierte, vorsätzlich 
verbotswidrige und unter Einbindung in 
die Strukturen der PKK vorgenommene 
Sammeln von Spenden für diese, sowie 
über Jahre hin (hier: bis 2011) erfolgte 
Teilnahmen an PKK-nahen 
Veranstaltungen stellen 
Unterstützungshandlungen im Sinne des § 
54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG dar und können 
auch die Ausweisung eines anerkannten 
Flüchtlings rechtfertigen.

3. Dies gilt auch dann, wenn in den letzten 
Jahren keine weiteren Aktivitäten mehr 
entfaltet wurden, eine glaubhafte und 
erkennbare Distanzierung von den früheren
Aktivitäten aber nicht erfolgt ist.

Tenor

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil
des Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom 7. 
August 2012 - 1 K 929/12 - wird 
zurückgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des 
Berufungsverfahrens.

Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand

 1 

Der Kläger wendet sich gegen seine
Ausweisung, eine ihm auferlegte 
räumliche Aufenthaltsbeschränkung
und eine Meldeauflage sowie gegen
die im Laufe des 
Berufungsverfahrens getroffene 
Befristungsentscheidung des 
Beklagten.

2 

Der 1956 geborene Kläger ist 
türkischer Staatsangehöriger 
kurdischer Volkszugehörigkeit. Er 
lebt seit 1989 mit seiner Ehefrau 
und mit inzwischen acht 
gemeinsamen Kindern, von denen 
sieben die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen und 
zwei - beide deutsche 
Staatsangehörige - noch 
minderjährig sind, in der 
Bundesrepublik Deutschland. Auf 
seinen Asylantrag wurde er am 24. 
Juni 1993 als Asylberechtigter 
anerkannt. Außerdem wurde 
festgestellt, dass die 
Voraussetzungen des - damals 
geltenden - § 51 Abs. 1 AuslG 
(Flüchtlingsschutz, § 60 Abs. 1 
AufenthG) vorliegen. Die 
Anerkennung wurde mit den 
exilpolitischen Aktivitäten des 
Klägers in der Bundesrepublik 
Deutschland und der ihm deshalb 
bei einer Rückkehr in die Türkei 
drohenden politischen Verfolgung 
begründet (vgl. VG Minden, Urteil 
vom 08.02.1993 - 5 K 2522/91.A 
-). Der im Wesentlichen mit 
geänderten Verhältnissen in der 
Türkei begründete Widerruf der 
Asylanerkennung und der 
Feststellung des Vorliegens der 
Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 
AuslG durch Bescheid des 
Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge vom 21. August 2006 
wurde mit Urteil des 
Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom
30. November 2007 (- A 7 K 
1100/06 -) aufgehoben. Seit dem 7. 
Oktober 1993 ist der Kläger im 
Besitz eines unbefristeten 
Aufenthaltstitels, seine Frau besitzt 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 28
Abs. 1 Nr. 3 AufenthG.

3 

Der Kläger war in den 1990er-
Jahren in vielfältiger Weise für die 
PKK (Partiya Karkerên Kurdistan, 
Arbeiterpartei Kurdistans) bzw. 
deren Neben- oder 
Nachfolgeorganisationen 
exilpolitisch aktiv. Mit Verfügung 
des Bundesministers des Innern 
vom 22. November 1993 wurden 
der PKK und der ERNK (Eniya 
Rizgariya Neteweyî ya Kurdistanê, 
Nationale Befreiungsfront 
Kurdistans) - einer inzwischen 
aufgelösten, damals in Deutschland
für die PKK aktiven 
"Frontorganisation" - verboten, sich
in Deutschland zu betätigen. 1992 
wurde der Kläger in den Vorstand 
des "Arbeiter- und Kulturzentrums 
der Kurden Bielefeld" gewählt. Der
Verein wurde 1993 als 
Teilorganisation der PKK verboten.
Im Asylverfahren gab der Kläger 
selbst an, er besuche alle 
Veranstaltungen und 
Demonstrationen der ERNK. Dabei
sei er teilweise als Ordner 
eingesetzt. Diese exilpolitischen 
Aktivitäten setzte der Kläger auch 
nach seiner Asylanerkennung fort. 
Es kam deshalb zu strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahren. Im Jahr 2001
beteiligte er sich an der 
Unterschriftenaktion im Rahmen 
der so genannten 
"Identitätskampagne" der PKK und 
unterzeichnete die Erklärung "Auch
ich bin ein PKK'ler". Nach 
Erkenntnissen des Landesamts für 
Verfassungsschutz Baden-
Württemberg nahm der Kläger in 
den folgenden Jahren, auch nach 
dem Umzug seiner Familie aus dem
Raum Bielefeld nach Mannheim im
Jahr 2002, weiter regelmäßig an 
Demonstrationen und 
Veranstaltungen teil, bei welchen es
um die Rechte der Kurden, um die 
PKK und/oder deren 
Generalsekretär Abdullah Öcalan 
ging, darunter auch solche mit einer
besonderen PKK-Nähe, wie 
Veranstaltungen aus Anlass des 
Gründungsjahrestages der PKK, 
des Geburtstags und des Jahrestags 
der Festnahme von Öcalan, so 
genannte "Märtyrergedenkfeiern" 
(Feiern zum Gedenken an gefallene
PKK-Kämpfer und 
Selbstmordattentäter) und 
"Volksversammlungen".
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Im Juni 2006 reiste der Kläger in 
den Irak. Er hielt sich dort zwei 
Monate lang auf und besuchte 
Verwandte sowie diverse Orte bzw. 
Stationen im Grenzgebiet zur 
Türkei. 2007 unternahm er mit 
seinem Sohn eine weitere Reise in 
den Irak.

5 

Bei einer Durchsuchung der 
Wohnung des Klägers am 10. 
Januar 2007 wegen des Verdachts 
eines - durch Betätigung für die 
PKK begangenen - Verstoßes gegen
das Vereinsgesetz wurden unter 
anderem eine handschriftlich 
verfasste Spendenliste mit 16 
Namen und Beträgen zwischen 100
und 1.000 EUR sowie eine mit dem
Computer im Jahr 2006 erstellte 
Spendenliste, welche in vier 
Ortsbezirke unterteilt war und auf 
der hinter 29 der insgesamt 48 
aufgeführten Namen monatliche 
Spenden im Zeitraum von Januar 
bis Mai in Höhe von 10 bis 30 EUR
pro Monat vermerkt waren, 
aufgefunden, außerdem ein Zettel 
und ein Notizbuch mit Vermerken 
zu eingesammelten Beträgen, 
Ausdrucke eines Vordrucks für eine
Spendenliste, vier Zeitschriften 
Serxwebun, Fotos mit Abdullah 
Öcalan, darunter eines mit der 
Aufschrift "PKK" im 
Scheckkartenformat im Geldbeutel 
des Klägers, Fotos des Klägers - 
mit einem Schnellfeuergewehr 
posierend, neben weiteren 
bewaffneten Personen - welche von
der Reise des Klägers in den Irak 
im Juni 2006 stammten, Flaggen 
bzw. Fahnen mit dem Emblem der 
"KKK" (Koma Komalên 
Kurdistan), Flaggen mit einer 
Abbildung von Abdullah Öcalan 
sowie ein Buch von Öcalan. Bei der
Durchsuchung wurde in der 
Wohnung des Klägers der türkische
Staatsangehörige kurdischer 
Volkszugehörigkeit T., ein PKK-
Funktionär, angetroffen.
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Der Kläger wurde daraufhin mit 
Urteil des Landgerichts Karlsruhe 
vom 3. Dezember 2008 (5 KLs 500
Js 58139/06) wegen 
Zuwiderhandelns gegen ein 
vereinsrechtliches 
Betätigungsverbot (§ 20 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 VereinsG) zu einer 
Geldstrafe von 150 Tagessätzen zu 
je 20 EUR verurteilt. Auf die 
schriftlichen Urteilsgründe wird 
zunächst verwiesen. Nach 
Verwerfung der Revision durch den
Bundesgerichtshof wurde das Urteil
am 8. April 2009 rechtskräftig.
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Mit Bescheid des 
Regierungspräsidiums Karlsruhe 
vom 27. März 2012 wurde der 
Kläger aus der Bundesrepublik 
Deutschland ausgewiesen (Ziff. 1). 
Er wurde außerdem verpflichtet, 
sich zweimal wöchentlich bei der 
für seinen Aufenthaltsort 
zuständigen polizeilichen 
Dienststelle zu melden. Sein 
Aufenthalt wurde auf den Bereich 
der Stadt Mannheim begrenzt (Ziff.
2). Die Ausweisung wurde auf §§ 
55, 56 i. V. m. § 54 Nr. 5 AufenthG 
gestützt. Zur Begründung wurde 
ausgeführt: Bei der PKK und deren 
Nachfolgeorganisationen KADEK 
und KONGRA-GEL handle es sich 
um Vereinigungen im Sinne des § 
54 Nr. 5 AufenthG. Die Aktivitäten 
des Klägers wie insbesondere das 
Eintreiben von Spenden, der 
Verkauf der PKK-Zeitung 
Serxwebun und auch die ständige 
Teilnahme an Veranstaltungen der 
PKK bzw. PKK-naher Vereine 
seien als Unterstützung im Sinne 
dieser Vorschrift anzusehen. Dabei 
sei auch von einer gegenwärtigen 
Gefährlichkeit auszugehen. 
Schließlich seien bis weit ins Jahr 
2011 Unterstützungshandlungen 
nachgewiesen. Dem Interesse des 
Klägers an seinem Verbleib im 
Bundesgebiet, das sich aus den 
bestehenden persönlichen und 
familiären Bindungen ergebe, 
werde durch Duldungen (d.h. eine 
Aussetzung der Abschiebung ohne 
Aufenthaltstitel) Rechnung 
getragen werden.
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Die vom Kläger gegen diesen 
Bescheid erhobene Klage wurde 
mit Urteil des Verwaltungsgerichts 
Karlsruhe vom 7. August 2012 
abgewiesen. In den 
Entscheidungsgründen wurde 
dargelegt: Der Umstand, dass der 
Kläger durch Urteil des 
Landgerichts Karlsruhe vom 3. 
Dezember 2008 rechtskräftig 
wegen des Sammelns von Spenden 
für die PKK verurteilt worden sei, 
rechtfertige ohne weiteres die 
Annahme einer relevanten 
Unterstützungstätigkeit, wenn diese
Tätigkeiten nicht sogar auf eine 
Zugehörigkeit zur Organisation 
selbst hinwiesen. Des Weiteren 
stelle jedenfalls der regelmäßige, 
über Jahre erfolgte häufige Besuch 
der dem Kläger vorgehaltenen 
Veranstaltungen, insbesondere 
wenn es sich um so genannte 
Märtyrergedenkveranstaltungen 
und Feiern zum Jahrestag der 
Gründung der PKK handle, eine 
relevante Unterstützungstätigkeit 
dar. Durch das Einsammeln der 
Spenden und deren Weiterleitung 
habe der Kläger die PKK sogar in 
qualifizierter Weise unterstützt.

9 

Auf den vom Kläger gestellten 
Antrag hat der 
Verwaltungsgerichtshof mit 
Beschluss vom 28. November 2012
die Berufung gegen das Urteil des 
Verwaltungsgerichts Karlsruhe 
zugelassen.
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Am 3. Januar 2013 hat der Kläger 
unter Stellung eines Antrags die 
Berufung begründet. Er bestreitet, 
dass es sich bei der PKK um eine 
terroristische Vereinigung handelt. 
Jedenfalls habe er diese nicht 
unterstützt. Außerdem seien die für 
ihn als anerkannten Flüchtling 
geltenden Vorgaben der Richtlinie 
2004/83/EG, Art. 21 und Art. 24, 
nicht berücksichtigt worden. Eine 
Ausweisung setze nach Art. 21 Abs.
2 Buchst. a der Richtlinie voraus, 
dass der Betroffene aus 
schwerwiegenden Gründen als eine 
Gefahr für die Sicherheit der 
Bundesrepublik anzusehen sei. 
Solche wären nur zu bejahen, wenn
er eine Vereinigung, die den 
Terrorismus unterstütze, in 
qualifizierter Weise, insbesondere 
durch eigene Gewaltbeiträge oder 
als Funktionär, unterstützt hätte. 
Diese Voraussetzungen seien nicht 
gegeben, auch nicht mit Blick auf 
seine strafrechtliche Verurteilung 
wegen Zuwiderhandelns gegen ein 
vereinsrechtliches 
Betätigungsverbot. Dieser lägen 
Vorgänge aus den Jahren 2005 und 
2006 zugrunde. Ob von ihm - 
unterstellt die vom beklagten Land 
behaupteten Aktivitäten träfen zu - 
eine aktuelle Gefährdung ausginge, 
sei weder überprüft noch 
festgestellt worden. Die 
Voraussetzungen des Art. 24 Abs. 1 
Unterabs. 1 RL 2004/83/EG seien 
schon deshalb eindeutig nicht 
erfüllt, weil die danach 
erforderlichen „zwingenden Gründe
der öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung“ schwerwiegendere 
Gründe als die in Art. 21 Abs. 2 der
Richtlinie genannten Gründe 
voraussetzten. Diesbezüglich sei 
zur Auslegung auf Art. 28 der 
Richtlinie 2004/38/EG - 
Unionsbürgerrichtlinie - 
abzustellen.
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Mit Bescheid vom 28. März 2013 
hat der Beklagte die Wirkungen der 
Ausweisung auf fünf Jahre ab dem 
Zeitpunkt der Ausreise des Klägers 
befristet.
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Der Kläger beantragt, 13 

das Urteil des Verwaltungsgerichts 
Karlsruhe vom 7. August 2012 - 1 
K 929/12 - zu ändern und den 
Bescheid des Regierungspräsidiums
Karlsruhe vom 27. März 2012 
aufzuheben;
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hilfsweise: den Bescheid des 
Beklagten vom 28. März 2013 
aufzuheben und den Beklagten zu 
verpflichten, die in § 11 Abs. 1 Satz
1 und 2 AufenthG bezeichneten 
Wirkungen der Ausweisung 
aufzuheben.
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Der Beklagte beantragt, 16 

die Berufung zurückzuweisen.
17 

Der Beklagte verteidigt den 
angegriffenen 
Ausweisungsbescheid. Art. 24 Abs. 
1 sowie Art. 21 Abs. 2 und 3 RL 
2004/83/EG stünden einer 
Ausweisung nicht entgegen. Der 
Kläger sei schließlich rechtskräftig 
wegen des Sammelns von Spenden 
für die PKK bzw. ihre 
Nachfolgeorganisationen verurteilt 
worden. Den Urteilsgründen des 
Strafurteils sei zu entnehmen, dass 
er in den Jahren 2005 und 2006 in 
Mannheim in gehobener Funktion 
für die PKK aktiv gewesen sei. 
Durch das Sammeln von Spenden 
habe er nicht nur die Strukturen der
PKK in Deutschland gestärkt, 
sondern darüber hinaus auch die 
kämpfende PKK in der Türkei, die 
sich unter anderem durch die 
Spenden ihrer Anhänger finanziere,
im Vorfeld qualifiziert unterstützt. 
Die Ausübung der genannten 
Tätigkeiten und die gehobene 
Funktion des Klägers im Raum 
Mannheim verdeutlichten seine 
strukturelle Einbindung in die 
Organisation, durch welche er das 
Gefährdungspotential der PKK 
mittrage. Dem stehe nicht entgegen,
dass seine Verurteilung schon 
mehrere Jahre zurückliege. Selbst 
wenn er seither nicht mehr für das 
Sammeln von Spenden zuständig 
sei, belege doch die in den 
darauffolgenden Jahren weiterhin 
erfolgte regelmäßige Teilnahme an 
zahlreichen Demonstrationen und 
Veranstaltungen der PKK das 
Fehlen der inneren und äußeren 
Abkehr von der PKK und deren 
Zielen.
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In der mündlichen Verhandlung vor
dem Senat am 4. April 2013 
erklärte der Kläger, er habe die ihm
im Urteil des Landgerichts 
Karlsruhe vom 3. Dezember 2008 
zur Last gelegte Straftat nicht 
begangen und auch nie eingeräumt. 
Er sehe sich als "progressiver 
Kurde", weshalb er sich verpflichtet
fühle, an Newroz-Festen, 
Demonstrationen und 
Veranstaltungen von Kurden 
teilzunehmen. Als Kurde möge er 
die PKK; er stehe hinter ihr. Er sei 
aber kein "PKK'ler". Zu letzteren 
zähle er die Personen, die in den 
Bergen gegen den Feind kämpften. 
Veranstaltungen in Gedenken an die
PKK, wie zum Beispiel zum 
Jahrestag ihrer Gründung, seien für 
ihn persönlich zwar nicht wichtig. 
Wenn es aber "für das Volk" 
wichtig sei, dass er daran 
teilnehme, könne es sein, dass er 
das auch mache. Feiern aus Anlass 
des Geburtstages von Öcalan seien 
nicht verboten und für ihn 
persönlich "schon wichtig". An 
Märtyrergedenkveranstaltungen 
nehme er teil, wenn es ihm danach 
sei. Wenn in den Räumen des 
kurdischen Vereins Versammlungen
durchgeführt worden seien, sei er 
hingegangen. Es habe sich immer 
um erlaubte Veranstaltungen 
gehandelt. Als Vorstandsmitglied 
des kurdischen Vereins in Bielefeld 
Anfang der 1990er-Jahre habe er 
lediglich die Aufgabe gehabt, die 
Einkäufe für den Verein zu 
erledigen. Nach dem Verbot der 
PKK habe es deshalb bei ihm zu 
Hause eine Razzia gegeben und er 
sei auch angeklagt worden. Später 
habe er keine Aufgaben mehr 
übernommen. Nach seinem Umzug 
nach Mannheim 2002 sei er zwar 
zunächst noch Mitglied des 
örtlichen Kulturvereins der Kurden 
gewesen, nach Verlegung des 
Vereinssitzes in die benachbarte 
Stadt Ludwigshafen aber nicht 
mehr. Wegen der mit der 
Ausweisungsverfügung gegen ihn 
verhängten Beschränkung seines 
Aufenthalts auf die Stadt 
Mannheim sei er auch nicht mehr 
dorthin gegangen, früher habe er 
sich einmal die Woche, manchmal 
auch täglich, in den Vereinsräumen 
aufgehalten. Seine Reise in den Irak
sei für ihn wie eine "Pilgerreise" 
gewesen. Dies habe er unter 
anderem deshalb so empfunden, 
weil dort sogar Staatsbedienstete 
wie Polizisten, Richter usw. 
kurdischer Volkszugehörigkeit 
seien. Mit einem Neffen sei er 
überall unterwegs gewesen. 
Bewaffnete Personen wie die, mit 
denen er sich auf Fotos habe 
ablichten lassen, gebe es dort 
überall.
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Der Senat hat mit Beschluss vom 
27. Mai 2013 das Verfahren 
ausgesetzt und gemäß Artikel 267 
AEUV eine Vorabentscheidung bei 
dem Gerichtshof der Europäischen 
Union eingeholt, die dieser mit 
Urteil vom 24. Juni 2015 (- C-
373/13 <T.> -, InfAuslR 2015, 357)
beantwortet hat.

20 

Der Beklagte hat mit Schriftsatz 
vom 19. August 2015 erneut 
Stellung genommen. Er meint, der 
Gerichtshof habe in seinem Urteil 
nochmals ausdrücklich bestätigt, 
dass es den einzelnen 
Mitgliedstaaten freistehe zu 
bestimmen, was die Begriffe 
„öffentliche Sicherheit“ und 
„öffentliche Ordnung“ nach ihren 
nationalen Bedürfnissen 
erforderten. Notwendig sei zu 
berücksichtigen, dass die PKK 
weiterhin als Terrororganisation 
gelistet sei und diese seit 2015 auch
wieder terroristische Anschläge zu 
verantworten habe. Die 
Handlungen des Klägers erfüllten 
davon ausgehend die vom 
Gerichtshof aufgestellten und nicht 
abschließend zu verstehenden 
Voraussetzungen des Art. 24 der 
Qualifikationsrichtlinie auf der 
Grundlage der vom Senat schon 
vorgenommenen individuellen 
Würdigung. Dieser habe sich von 
der Unterstützung der PKK auch 
nicht distanziert, weswegen 
weiterhin von einer gegenwärtigen 
Gefährlichkeit des Klägers 
auszugehen sei, zumal dieser im 
Januar an einer PKK-
Großveranstaltung in Paris und am 
22. Dezember 2013 an einer PKK-
Gründungsfeier in 
Mannheim/Neckarau teilgenommen
habe, bei der vor ca. 1.000 
Teilnehmern mehrere Redner 
aufgetreten und einschlägige 
Parolen skandiert worden seien, 
wie sich aus dem Bericht des 
Landesamtes für Verfassungsschutz
vom 30. Juli 2015 ergebe.

21 

Der Kläger bestreitet seine 
Teilnahme an beiden 
Veranstaltungen. 22 

In der mündlichen Verhandlung hat 
der Beklagte den Beweisantrag 
gestellt: „Zum Beweis der Tatsache,
dass der Kläger am 22. Dezember 
2013 bei einer PKK-
Gründungsfeier in Mannheim-
Neckarau sowie am 12. Januar 
2013 bei einer Großdemonstration 
von PKK-Anhängern in Paris 
anwesend war, wird beantragt, 
einen Zeugen vom Hörensagen, zu 
laden über das Landesamt für 
Verfassungsschutz Baden-
Württemberg, zu laden und zu 
befragen.“ Diesen hat der Senat 
abgelehnt.
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Dem Senat liegen die Akten des 
Regierungspräsidiums Karlsruhe 
über das Ausweisungsverfahren (3 
Hefte), die ausländerrechtlichen 
Akten der Stadt Mannheim 
bezüglich des Klägers (2 Hefte), die
Strafakten betreffend das Urteil des
Landgerichts Karlsruhe vom 
03.12.208 - 5 KLs 500 Js 58139/06 
- (1 Band Strafakten und 1 Band 
Vollstreckungsakten) und die Akten
des Verwaltungsgerichts Karlsruhe 
über das Klageverfahren wegen 
Widerrufs der Asylanerkennung - A
7 K 1100/06 - vor. Diese sind 
ebenso wie die Akten über das 
Klageverfahren beim 
Verwaltungsgericht Karlsruhe - 1 K
929/12 - und über das Verfahren auf
Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes - 1 K 930/12 -, über
das vorliegende 
Berufungsverfahren - 11 S 2336/12 
-, über das Beschwerdeverfahren 
bezüglich der Ablehnung von 
Prozesskostenhilfe durch das 
Verwaltungsgericht - 11 S 1437712 
- und über das Verfahren auf 
Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes - 11 S 1987/12 - 
Gegenstand der mündlichen 
Verhandlungen am 4. April 2013 
und am 2. März 2016 gewesen; 
hierauf wird ergänzend Bezug 
genommen.

Entscheidungsgründe

 24 

Die nach Zulassung durch das 
Verwaltungsgericht statthafte und 
auch im Übrigen zulässige, 
insbesondere fristgerecht und 
ordnungsgemäß begründete (§ 
124a Abs. 6 und Abs. 3 Satz 4 
VwGO) Berufung gegen das 
Urteil des Verwaltungsgerichts 
Karlsruhe vom 7. August 2012 ist 
unbegründet. Das 
Verwaltungsgericht hat die Klage 
zu Recht abgewiesen, da die 
Ausweisungsverfügung 
rechtmäßig ist (§ 113 Abs. 1 
VwGO) (I.). Auch die Berufung 
hinsichtlich der 
Befristungsentscheidung bleibt 
ohne Erfolg (II.).

I.
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Die Ausweisungsverfügung ist auf
§ 53 Abs. 1 AufenthG i. V. m. § 54
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG in der seit 
1. Januar 2016 geltenden Fassung 
(Art. 9 des Gesetzes zur 
Neubestimmung des Bleiberechts 
und der Aufenthaltsbeendigung, 
BGBl. I, S. 1386 <1399>) zu 
stützen; maßgeblicher Zeitpunkt 
für die Beurteilung der Sach- und 
Rechtslage ist der der mündlichen 
Verhandlung des Senats (BVerwG,
Urteil vom 04. Oktober 2012 - 1 C
13.11 -, Rn. 16, BVerwGE 144, 
230, Rn. 16 und vom 10. Juli 2012
- 1 C 19.11 -, BVerwGE 143, 277, 
Rn. 12).
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Nach § 53 Abs. 1 AufenthG wird 
ein Ausländer ausgewiesen, 
dessen Aufenthalt die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, die 
freiheitliche demokratische 
Grundordnung oder sonstige 
erhebliche Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland 
gefährdet, wenn die unter 
Berücksichtigung aller Umstände 
des Einzelfalles vorzunehmende 
Abwägung der Interessen an der 
Ausreise mit den Interessen an 
einem weiteren Verbleib des 
Ausländers im Bundesgebiet 
ergibt, dass das öffentliche 
Interesse an der Ausreise 
überwiegt. Dieser 
Grundtatbestand des neuen 
Ausweisungsrechts umreißt die 
Ausweisungszwecke auf 
tatbestandlicher Ebene, die in § 54
AufenthG in vertypter und 
zugleich gewichteter Form als 
Ausweisungsinteressen 
ausdifferenziert werden. Ein 
Ermessen ist der 
Ausländerbehörde aufgrund des 
gesetzlichen Systemwechsels, hin 
zu einer gebundenen 
Entscheidung auf 
Tatbestandsseite, nicht mehr 
eingeräumt (Bauer, in: 
Bergmann/Dienelt, 
Ausländerrecht, 11. Aufl., 2016, § 
53 AufenthG, Rn. 5; Neidhardt, 
in: HTK-AuslR, § 53 AufenthG, 
Ausweisung, Überblick, Stand: 
18.01.2016, Rn. 1).
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Hier erfüllt das Verhalten des 
Klägers das danach besonders 
schwerwiegende 
Ausweisungsinteresse des § 54 
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG (1.). § 53 
Abs. 3 AufenthG modifiziert den 
Ausweisungsmaßstab im Sinne 
erhöhter Anforderungen an das 
Gewicht der drohenden 
Rechtsgutsverletzung, sofern die 
in dieser Vorschrift aufgeführten 
Personengruppen betroffen sind. 
Der Kläger unterfällt als 
anerkannter Flüchtling dieser 
Regelung (2.). Dem 
Ausweisungsinteresse 
gegenüberzustellen ist das 
Bleibeinteresse des Ausländers 
nach § 55 AufenthG, das der 
Gesetzgeber ebenfalls vertypt und 
zugleich gewichtet, aber nicht 
abschließend aufgeführt hat (3.). §
53 Abs. 1 AufenthG verlangt 
davon ausgehend ein Überwiegen 
des Interesses an der Ausreise, im 
konkreten Fall in Form des 
Interesses an der Beendigung der 
Rechtsmäßigkeit des weiteren 
Aufenthalts, das unter 
Berücksichtigung aller Umstände 
des Einzelfalles im Rahmen einer 
umfassenden 
Verhältnismäßigkeitsprüfung 
festzustellen ist, wobei in die 
hierbei vorzunehmende 
umfassende und abschließende 
Abwägung des 
Ausweisungsinteresses mit dem 
Bleibeinteresse die in § 53 Abs. 2 
AufenthG niedergelegten 
Umstände einzubeziehen sind (4.).
Die Ausweisung verstößt 
vorliegend auch nicht gegen die 
assoziationsrechtlichen Stand-
Still-Klauseln (5.).
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1. Im Fall des Klägers liegt ein 
besonders schwer wiegendes 
Ausweisungsinteresse im Sinne 
des § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 
vor, der bestimmt, dass ein solches
im Sinne von § 53 Absatz 1 
AufenthG besonders schwer 
wiegt, wenn der Ausländer die 
freiheitliche demokratische 
Grundordnung oder die Sicherheit
der Bundesrepublik Deutschland 
gefährdet, wovon - unter anderem 
dann - auszugehen ist, wenn 
Tatsachen die Schlussfolgerung 
rechtfertigen, dass er einer 
Vereinigung angehört oder 
angehört hat, die den Terrorismus 
unterstützt oder er eine derartige 
Vereinigung unterstützt oder 
unterstützt hat, es sei denn, der 
Ausländer nimmt erkennbar und 
glaubhaft von seinem 
sicherheitsgefährdenden Handeln 
Abstand.
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Soweit in der Literatur vertreten 
wird, §§ 54, 55 AufenthG seien 
auf Personen, die dem 
Anwendungsbereich des § 53 Abs.
3 AufenthG unterfallen, nicht 
anwendbar (so: Cziersky-Reis, in: 
Hofmann, Ausländerrecht, 2. 
Aufl., 2016, § 53 AufenthG, Rn. 
37), folgt der Senat dem nicht. 
Das Unionsrecht gebietet die 
Einhaltung des einschlägigen 
unionsrechtlichen 
Ausweisungsmaßstabs, die im 
neuen Ausweisungsrecht über § 53
Abs. 3 AufenthG sichergestellt 
wird, es gibt dem nationalen 
Gesetzgeber aber darüber hinaus 
die Ausgestaltung der 
Ausweisungsregelungen nicht vor.
Insbesondere untersagt es keine 
nationalrechtliche Konkretisierung
der ausweisungsrechtlichen 
Schutzgüter, die § 54 AufenthG n. 
F. durch die Vertypung der 
Ausweisungsinteressen leistet, 
indem die in § 53 Abs. 1 
AufenthG vorgegebenen 
Schutzgüter ausgeformt und damit
zugleich in einer Weise begrenzt 
werden, die sowohl die 
Vorhersehbarkeit der Folgen der 
Regelungen als auch deren gleich-
und verhältnismäßige 
Handhabung gewährleisten soll. 
Es ist kein Grund ersichtlich, der 
es gebieten würde, diese 
Konkretisierungen außer Acht zu 
lassen. Die zugleich mit § 54 
AufenthG erfolgende Gewichtung 
der Ausweisungsinteressen führt 
zu keinem Rechtsnachteil für die 
Betroffenen, da es gleichwohl 
stets einer konkreten 
Einzelfallprüfung in Bezug auf 
sämtliche den Fall prägenden 
Umstände bedarf (VGH Bad.-
Württ., Urteil vom 13.01.2016 - 
11 S 889/16 -, juris; Bauer, a.a.O., 
Rn. 7). In Bezug auf § 55 
AufenthG gilt nichts anderes.
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Der Kläger hat die PKK, eine 
terroristische bzw. den 
Terrorismus unterstützende 
Vereinigung, unterstützt (a.), und 
dies überwiegend in 
herausgehobener Funktion (b.).
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a.) Das Aufenthaltsgesetz selbst 
enthält keine eigene Definition des
Terrorismus. Da die - insoweit - 
tatbestandlich deckungsgleichen 
Vorgängervorschriften des § 54 
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG (§ 47 Abs. 
2 Nr. 4 AuslG i. V. m. § 8 Abs. 1 
Nr. 5 AuslG; § 54 Nr. 5 AufenthG 
a. F.) auf die UN-
Sicherheitsratsresolution 1373 
(2001) vom 28. September 2001 
zurückgehen (Art. 11 Nr. 3 des 
Gesetzes zur Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus 
(Terrorismusbekämpfungsgesetz) 
vom 09.01.2002, BGBl I, Nr. 3, S.
361; Kießling, Die Abwehr 
terroristischer und extremistischer 
Gefahren durch Ausweisung, 1. 
Aufl., 2012, S. 187) und diese das 
Internationale Übereinkommen 
zur Bekämpfung der Finanzierung
des Terrorismus vom 9. Dezember
1999 (BGBl 2003 II, S. 1923) in 
Bezug nimmt, wird in der 
Rechtsprechung zunächst auf die 
Definition terroristischer 
Straftaten in Art. 2 Abs. 1 lit. b des
Internationalen Übereinkommens 
abgestellt (BVerwG, Urteile vom 
30.07.2013 - 1 C 9.12 -, 
BVerwGE 147, 261 und vom 
15.03.2005 - 1 C 26.03 -, 
BVerwGE 123, 114; VGH Bad.-
Württ., Urteil vom 25.05.2011 - 
11 S 308/11 -, juris; Bauer, a. a. 
O., § 54 AufenthG, Rn. 24, m. w. 
Nachw.). Danach ist eine 
terroristische Straftat als eine 
Handlung definiert, „die den Tod 
oder eine schwere 
Körperverletzung einer 
Zivilperson oder einer anderen 
Person, die bei einem bewaffneten
Konflikt nicht aktiv an den 
Feindseligkeiten teilnimmt, 
herbeiführen soll, wenn diese 
Handlung aufgrund ihres Wesens 
oder der Umstände darauf abzielt, 
die Bevölkerung einzuschüchtern 
oder eine Regierung oder 
internationale Organisation zu 
einem Tun oder Unterlassen zu 
nötigen“.
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Nichts anderes wird der Sache 
nach durch die Definition des Art. 
1 Abs. 3 des Gemeinsamen 
Standpunktes des Rates vom 27. 
Dezember 2001 über die 
Anwendung besonderer 
Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Terrorismus (2001/931/GASP, 
ABl. L 344 vom 28.12.2001, S. 
93, juris) zum Ausdruck gebracht 
(vgl. hierzu VGH Bad.-Württ., 
Urteil vom 13.01.2016 - 11 S 
889/16 -, juris).
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Bei der erforderlichen wertenden 
Gesamtschau sind insbesondere 
die Ausübung von Gewalt 
gegenüber der Zivilbevölkerung 
als auch der Einsatz 
gemeingefährlicher Waffen zur 
Durchsetzung politischer Ziele für
terroristische Handlungen 
kennzeichnend, daneben aber auch
Tötungen von abtrünnigen 
Mitgliedern der eigenen 
Organisation oder von 
Sicherheitskräften, sofern die 
Merkmale eines innerstaatlichen 
bewaffneten Konflikts im Sinne 
des Art. 8 Abs. 2 lit. d und f des 
Römischen Statuts des 
Internationalen Strafgerichtshofs 
vom 17. Juli 1998 nicht erfüllt 
sind (OVG NRW, Urteil vom 
02.07.2013 - 8 A 5118/05.A -, 
juris, unter Verweis auf EuGH, 
Urteil vom 09.11.2010 - C-57/09, 
C-101/09 <B. und D.> -, NVwZ 
2011, 285; BVerwG, Urteile vom 
07.07.2011 - 10 C 26.10 -, juris 
und vom 04.09.2012 - 10 C 13.11 
-, BVerwGE 144, 230; jew. zum 
Ausschluss der Asylberechtigung 
wegen Unterstützung 
terroristischer Aktivitäten der 
PKK) bzw. eine Rechtfertigung 
über Art. 43 i. V. m. Art. 1 Abs. 4 
des Zusatzprotokolls zu den 
Genfer Abkommen vom 12. 
August 1949 über den Schutz der 
Opfer internationaler Konflikte 
vom 08. Juni 1977 (BGBl. 1990 
II, S. 1551) nicht in Betracht 
kommt (so: BGH, Beschluss vom 
06.05.2014 - 3 StR 265/13 -, 
NStZ-RR 2014, 274, verneinend 
zur PKK), Der Senat ist sich 
danach bewusst, dass für die 
Definition des Terrorismus nicht 
schlicht auf die Anwendung von 
Gewalt abgestellt werden kann 
und unter anderem auch 
Konstellationen denkbar sind, bei 
denen sich eine Gewaltanwendung
als legitimes Mittel zur 
Wiederherstellung eines 
völkerrechtsgemäßen Zustands 
darstellt.
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Davon ausgehend gibt der 
vorliegende Fall dem Senat keinen
Anlass, seine bisherige Bewertung
zu revidieren, dass es sich bei der 
PKK um eine terroristische bzw. 
eine den Terrorismus 
unterstützende Vereinigung 
handelt (VGH Bad.-Württ., VGH 
Bad.-Württ., Urteil vom 
13.01.2016 - 11 S 889/16 -, juris; 
Beschluss vom 27.05.2013 - 11 S 
2336/12 -, juris; Urteil vom 
16.05.2012 - 11 S 2328/11 -, juris;
vom 07.12.2011 - 11 S 897/11 -, 
NVwZ-RR 2012, 412).
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Die PKK ist auch weiterhin auf 
der vom Rat der Europäischen 
Union erstellten Liste der 
Terrororganisationen aufgeführt 
(vgl. Anhang zum Gemeinsamen 
Standpunkt des Rates vom 
02.05.2002 betreffend die 
Aktualisierung des Gemeinsamen 
Standpunkts 2001/931/GSAP über
die Anwendung besonderer 
Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Terrorismus - 2002/340/GSAP -, 
ABl. EG L 116 vom 03.05.2002, 
S. 75, zuletzt aktualisiert mit 
Beschluss 2015/2430 des Rates 
vom 21.12.2015, ABl. L 337 vom 
22.12.2015, S. 18 und die 
Durchführungsverordnung 
2015/2425 des Rates vom 
21.12.2015, ABl. L 334 vom 
22.12.2015, S. 1), was nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs 
der Europäischen Union die 
Feststellung erlaubt, dass die 
Vereinigung terroristischer Art ist 
(Urteil vom 09.11.2010 - C-57/09,
C-101/09 <B. und D.> -, NVwZ 
2011, 285). Folgt man der 
Auffassung der Generalanwältin 
Sharpston, die in der Aufnahme 
einer Organisation in die Liste im 
Anhang des Gemeinsamen 
Standpunkts 2001/931 „auf den 
ersten Blick“ einen „deutlichen 
Anhaltspunkt dafür“ sieht, „dass 
die Organisation entweder eine 
terroristische Organisation ist oder
(gestützt auf Beweise, die 
ihrerseits rechtlich angegriffen 
werden können) im Verdacht 
steht, eine solche Organisation zu 
sein“ (EuGH, Schlussanträge vom
11.09.2014, C- 373/13 <T.> -, 
juris, Rn. 95), führt dies in Bezug 
auf die PKK zu keiner anderen 
Bewertung. Der Senat geht 
unbeschadet der Listung der PKK 
davon aus, dass von dieser keine 
Bindungswirkung ausgeht und 
daher eine eigenständige 
gerichtliche Prüfung der 
vorliegenden Erkenntnismittel 
nicht entbehrlich ist (so auch: 
BayVGH, Beschluss vom 
08.05.2009 - 19 CS 09.268 -, 
juris; Bauer, a. a. O., § 54 
AufenthG, Rn. 26; a. A.: 
Neidhardt, in: HTK-AuslR, § 54 
AufenthG, zu Abs. 1 Nr. 2, Stand: 
16.01.2016, Rn. 83), gleichwohl 
handelt es sich um ein gewichtiges
Indiz, zumal gegen eine Listung 
effektiver gerichtlicher 
Rechtsschutz gewährt wird 
(Bauer, in: Sinn/Zöller, 
Neujustierung des Strafrechts 
durch Terrorismus und 
Organisierte Kriminalität, 2013, 
103 <111>, unter Verweis auf 
EuGH, Urteil vom 09.11.2012 - 
C-539/10 P, 550/10 P <Stichting 
Al-Aqsa> -, juris).
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Der Senat legt in tatsächlicher 
Hinsicht zunächst die im 
bisherigen Verfahren vom 
Beklagten und dem 
Verwaltungsgericht getroffenen 
Feststellungen zu den Aktivitäten 
der PKK zu Grunde und verweist 
im Übrigen auf die 
diesbezüglichen Ausführungen des
Senats in seinem Urteil vom 13. 
Januar 2016 (- 11 S 889/15 -, juris,
Rn. 76 ff.), die Gegenstand der 
Erörterungen in der mündlichen 
Verhandlung in dieser Sache 
waren.
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Hiervon ausgehend ist zunächst 
festzustellen, dass die PKK, wie in
den in Bezug genommenen 
Entscheidungen des Senats schon 
ausgeführt, zu keinem Zeitpunkt 
ernst- und dauerhaft von 
terroristischen Aktionen Abstand 
genommen hat, da von ihr 
ausgerufene Waffenruhen stets 
wieder beendet wurden. Selbst 
während solcher Waffenruhen 
kam es weiterhin zu 
terroristischen Aktivitäten. Die 
Global Terrorism Database der 
University of Maryland 
(start.umd.edu unter dem 
Stichwort PKK) listet in ihrer 
aktuell bis Ende 2014 reichenden 
Datensammlung zahlreiche 
terroristische Aktivitäten in der 
Türkei auf, die der PKK bzw. 
deren militärischen Arm, der 
HPG, zugerechnet werden. In 
zwei - im Übrigen gravierenden - 
Fällen aus dem Jahr 2014 hat 
diese sogar ausdrücklich die 
Verantwortung für Anschläge 
übernommen, und zwar für einen 
Angriff am 26. September 2014 
auf Verkehrspolizisten zwischen 
Diyarbakir und Bitlis, bei der drei 
Polizisten getötet und zwei 
verwundet wurden und einen 
weiteren „Granatenangriff“ auf 
eine Fabrikanlage am 24. Oktober 
2014 in Kagizman, in der Provinz 
Kars, bei der drei der Angreifer 
getötet wurden. Wie sich der 
aktuellen Tagespresse und den 
weiteren Erkenntnismitteln des 
Gerichts entnehmen lässt, hat die 
PKK zuletzt Ende Juli 2015 die 
zuvor etwa zwei Jahre währende 
(relative) Waffenruhe ausdrücklich
aufgekündigt. Es kam in der 
Folge, als Reaktion auf einen 
Anschlag in der türkischen Stadt 
Suruc, zur Ermordung zweier 
türkischer Polizisten in 
Ceylanpinar, zu der sich die PKK 
bekannt hat, und in der Folge 
zudem zu Auseinandersetzungen 
von pro-türkischen und pro-
kurdischen Gruppen auch in 
Deutschland (Deutscher 
Bundestag, „Konflikt zwischen 
der Türkei und PKK“, 
Parlamentsnachrichten vom 
22.10.2015; tagessschau.de, „PKK
bekennt sich zu Anschlag auf 
Polizisten“, 22.07.2015, 15:29 
Uhr; Deutschlandfunk.de, „PKK 
fühlt sich nicht mehr an erklärten 
Gewaltverzicht gebunden“, 
05.11.2015; Wladimir van 
Wilgenburg, jamestown.org, 
TerrorismMonitor, Vol. XIII, Issue
19, 17.09.2015, „Turkey`s New 
Syria Policy: Preventing Islamic 
State an Kurdish Expansion“, S. 6 
f.). Die Australian National 
Security weist in einer aktuellen 
Stellungnahme zur PKK darauf 
hin, dass diese zwar im Zuge der 
Waffenruhe mit dem türkischen 
Staat ihre terroristischen 
Aktivitäten heruntergefahren 
habe, gleichwohl aber seit dem 20.
August 2012 über 50 Menschen 
durch Attacken der PKK ums 
Leben gekommen und über 300 
gekidnappte Kinder zwischen 
Dezember 2013 und Mai 2014 zu 
verzeichnen gewesen seien 
(nationalsecurity.gov.au/listedterro
rorganisations/pages/kurdistanwor
kers-party). Entführungen von 
Kindern zur Erpressung von 
Geldzahlungen werden auch durch
eine weitere seriöse Quelle 
bestätigt: M. M. berichtet in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
vom 31. Oktober 2015 in einem 
ausführlichen Hintergrundbericht 
(„Die heimlichen Herrscher von 
Diyarbakir“, S. 7) von einer 
größer werdenden Abhängigkeit 
gewählter Politiker der HDP von 
der PKK in den kurdischen 
Gebieten der Türkei mit nach 
Auskunft von kurdischen 
Menschenrechtlern, wie etwa S. 
B., fatalen Folgen für jene 
Kurden, die bei der PKK nicht 
wohlgelitten seien: Die PKK sehe 
sich keinen moralischen oder 
rechtlichen Werten unterworfen. 
Wer ins Fadenkreuz der PKK 
gerate, könne auf niemanden 
hoffen. Sie treibe ihre eigenen 
Steuern ein und entführe Kinder 
von Leuten, die nicht zahlten. Es 
sei überraschend, dass man im 
Ausland so wenig darüber wisse. 
In Diyarbakir sei es leichter, 
Erdogan oder den türkischen Staat
anzugreifen als die PKK. Der 
Preis für Kritik an der PKK könne
der Tod sein, das Verbrennen von 
Autos, Häusern oder Büros.
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Angesichts dieser Erkenntnislage 
kann keine Rede davon sein, die 
PKK hätte sich zu einer den 
Menschenrechten und der 
Demokratie verpflichteten 
Organisation gewandelt. Die 
Erschießung von 
Verkehrspolizisten, der Angriff auf
eine Fabrikanlage mit Granaten 
sowie die Entführung von Kindern
zur Finanzierung der eigenen 
Aktivitäten lassen sich nach 
Auffassung des Senats nicht als 
Kampfhandlungen in einem 
innerstaatlichen Konflikt oder gar 
als ein völkerrechtlich 
gerechtfertigtes Handeln in einem 
solchen bewerten (vgl. hierzu: 
BGH, Beschluss vom 06.05.2014 
- 3 StR 265/13 -, NStZ-RR 2014, 
274).
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Der Senat sieht sich hier auch in 
Übereinstimmung mit den 
aktuellen Bewertungen der PKK 
und deren Teilorganisationen 
durch den Bundesgerichtshof, 
(Beschluss vom 03.09.2015 - AK 
27/15 -, BeckRS 2015, 16318; 
vom 19.03.2015 - AK 2/15 -, juris;
vom 06.05.2014 - 3 StR 265/13 -, 
NStZ-RR 2014, 274, auch zur 
Zurechnung von Taten der TAK 
zur PKK; vom 16.02.2012 - AK 
1/12 und AK 2/12 -, juris, zur 
KCK und der HPG; Urteil vom 
28.10.2010 - 3 StR 179/10 -, NJW
2011, 542; vgl. auch Haverkamp, 
ZStW 2011, 92 <96>, Fn. 25, die 
bezüglich der PKK von einer 
Allianz von Terrorismus mit 
organisierter Kriminalität 
ausgeht).
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Soweit der Kläger darauf abstellen
will, dass die PKK in der 
Vergangenheit positiv im 
Entspannungsprozess in der 
Türkei gewirkt habe und es 
insbesondere der Politikwechsel 
des türkischen Präsidenten 
Erdogan sei, der die Situation 
erneut habe eskalieren lassen, 
führt dies für den Senat zu keiner 
anderen Einschätzung der PKK. 
Unbestritten gab es in der 
Vergangenheit beiderseitige 
Bemühungen um eine 
Entspannung, gleichwohl hat die 
PKK zu keinem Zeitpunkt ihr 
Selbstverständnis geändert und 
ihrer auch terroristischen 
Vorgehensweise abgeschworen. 
Eine heterogene Ausrichtung einer
Vereinigung steht ihrer 
Qualifikation als terroristisch im 
Übrigen nicht entgegen. Es 
genügt, dass terroristische Mittel 
Teil ihrer politischen Agenda sind 
(VGH Bad.-Württ., Urteil vom 
25.05.2011 - 11 S 308/11 -, juris; 
Bauer, a.a.O., § 54 AufenthG, Rn. 
31).
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b.) Davon ausgehend stellen sich 
die vom Kläger entfalteten 
Aktivitäten als 
Unterstützungshandlungen zu 
Gunsten der PKK dar, die ihm als 
Ausweisungsinteresse auch aktuell
vorgehalten werden dürfen, da er 
von diesen weder erkennbar noch 
glaubhaft Abstand genommen hat.
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Diese Aktivitäten des Klägers sind
überwiegend als 
Unterstützungshandlungen im 
Sinne des § 54 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG zu werten, insoweit 
gelten die Maßstäbe des § 54 Nr. 5
AufenthG in der bis zum 31. 
Dezember 2015 geltenden 
Fassung vom 30. Juli 2004 (BGBl 
I, S. 1950) - AufenthG a. F. und 
die hierzu in der Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätze - 
weiterhin. Als 
tatbestandserhebliches 
Unterstützen ist hiernach jede 
Tätigkeit des Ausländers 
anzusehen, die sich in irgendeiner 
Weise positiv auf die 
Aktionsmöglichkeiten der 
Vereinigung, die den 
internationalen Terrorismus 
unterstützt, auswirkt. Dazu zählt 
zum Beispiel auch jedes 
Tätigwerden eines Nichtmitglieds,
das die innere Organisation und 
den Zusammenhalt der 
Vereinigung fördert, ihren 
Fortbestand oder die 
Verwirklichung ihrer auf die 
Unterstützung terroristischer 
Bestrebungen gerichteten Ziele 
fördert und damit ihre potenzielle 
Gefährlichkeit festigt und ihr 
Gefährdungspotenzial stärkt. Auf 
einen beweis- und messbaren 
Nutzen für die Verwirklichung der
missbilligten Ziele kommt es 
ebenso wenig an wie auf eine 
subjektive Vorwerfbarkeit. 
Allerdings kann nicht jede 
Handlung, die sich zufällig als für 
die betreffende Vereinigung bzw. 
den Terrorismus objektiv 
vorteilhaft erweist, als 
tatbestandsmäßiges Unterstützen 
verstanden werden. Vielmehr 
muss die eine Unterstützung der 
Vereinigung bezweckende 
Zielrichtung des Handelns für den 
Ausländer regelmäßig erkennbar 
und ihm deshalb zurechenbar sein,
nicht vorausgesetzt wird, dass 
diese ihm auch bekannt ist und er 
sich dessen bewusst sein muss. 
Auch fehlt es an einem 
Unterstützen, wenn jemand allein 
einzelne politische, humanitäre 
oder sonstige Ziele der 
Organisation, nicht aber auch die 
Unterstützung des internationalen 
Terrorismus befürwortet - und sich
hiervon gegebenenfalls deutlich 
distanziert - und lediglich dies 
durch seine Teilnahme an 
erlaubten Veranstaltungen in 
Wahrnehmung seines Grundrechts
auf freie Meinungsäußerung nach 
außen vertritt. Dienen solche 
Veranstaltungen allerdings 
erkennbar dazu, nicht nur einzelne
Meinungen kundzutun, wie sie 
auch die Vereinigung vertritt, 
sondern soll durch die - auch 
massenhafte - Teilnahme 
jedenfalls auch diese Vereinigung 
selbst vorbehaltlos und unter 
Inkaufnahme des Anscheins der 
Billigung ihrer terroristischen 
Bestrebungen (beispielsweise 
wegen des angekündigten 
Auftretens von Funktionären einer
verbotenen Vereinigung, die den 
internationalen Terrorismus 
unterstützt) gefördert werden, 
dann liegt ein im Hinblick auf den
Normzweck potenziell 
gefährliches Unterstützen im 
Sinne von § 54 Nr. 5 AufenthG a. 
F. bzw. § 54 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG n. F. vor, der die 
Freiheit der Meinungsäußerung 
insoweit verhältnismäßig 
beschränkt. Eine Unterstützung 
kann ferner dann in Betracht 
kommen, wenn durch zahlreiche 
Beteiligungen an Demonstrationen
und Veranstaltungen im Umfeld 
einer Vereinigung - wie der 
verbotenen PKK - bei einer 
wertenden Gesamtschau feststeht, 
dass der Ausländer auch als 
Nichtmitglied in einer inneren 
Nähe und Verbundenheit zu der 
Vereinigung selbst steht, die er 
durch sein Engagement als 
ständiger (passiver) Teilnehmer 
zum Ausdruck bringt, und damit 
deren Stellung in der Gesellschaft 
(vor allem unter Landsleuten) 
begünstigend beeinflusst, ihre 
Aktionsmöglichkeiten und 
eventuell auch ihr 
Rekrutierungsfeld erweitert und 
dadurch insgesamt zu einer 
Stärkung ihres latenten 
Gefahrenpotenzials beiträgt. 
Dabei muss allerdings die 
terroristische oder den 
Terrorismus unterstützende 
Tätigkeit der Vereinigung im In- 
oder Ausland zum jeweiligen 
Zeitpunkt feststehen und das 
Verhalten des Einzelnen auch 
unter Berücksichtigung etwaiger 
glaubhafter Distanzierungen von 
der Unterstützung des Terrorismus
(oder das Fehlen jeglicher 
Distanzierung überhaupt) 
gewürdigt werden. Eine darüber 
hinausgehende konkrete oder 
persönliche Gefährdung der 
inneren oder äußeren Sicherheit ist
dagegen nicht erforderlich. 
Ebenso wenig ist ein "aktives 
Tätigwerden" erforderlich 
(BVerwG, Urteil vom 15.03.2005 
- 1 C 26.03 -, InfAuslR 2005, 374,
zur früheren Regelung des § 8 
Abs. 1 Nr. 5 AuslG; vgl. auch 
Beschluss vom 23.09.2011 - 1 B 
19.11 -, juris, m. w. N.; VGH 
Bad.-Württ., Beschluss vom 
08.12.2010 - 11 S 2366/10 -, 
InfAuslR 2011, 105; Urteil vom 
25.05.2011 - 11 S 308/11 - juris, 
vom 21.04.2010 - 11 S 200/10 -, 
DVBl 2010, 797; vom 07.12.2011 
- 11 S 897/11 -, juris; vom 
14.05.2014 - 11 S 2224/13 -, juris;
BayVGH, Urteil vom 29.11.2010 -
11 K 1763/10 -, juris).
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Nach den dargelegten Maßstäben 
stehen zur Überzeugung des 
Senats hier eine Vielzahl von 
Tatsachen fest, die die 
Schlussfolgerung rechtfertigen, 
dass der Kläger die PKK und 
damit den Terrorismus unterstützt 
hat, ohne hiervon erkennbar und 
glaubhaft Abstand genommen zu 
haben.
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Der Kläger sammelte in den 
Jahren 2005 und 2006 in Kenntnis
des Verbots der PKK Spenden für 
diese, um die PKK aktiv und 
vorbehaltlos zu unterstützen. 
Soweit der Kläger dies 
abgestritten hat, ist dies für den 
Senat nicht glaubhaft. Das 
Landgericht hat sich in seinen 
ausführlichen Urteilsgründen im 
Einzelnen mit den im Zuge der 
Ermittlungen gewonnenen 
Erkenntnissen auseinandergesetzt 
und ist danach zu der 
Überzeugung gelangt, dass gerade
der Kläger für die Eintreibung der 
Spenden für die PKK im Bezirk 
Mannheim zuständig und dabei 
unmittelbar dem 
Gebietsverantwortlichen der PKK 
unterstellt war. Es hat in seinen 
Urteilsgründen unter anderem das 
Folgende ausgeführt:
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„Im Übrigen hat der Angeklagte in
der Hauptverhandlung folgende 
Angaben zur Sache gemacht: 46 

Er hat eingeräumt, 4 Exemplare 
der Zeitschrift Serxwebun von 
einem jungen Kurden erhalten zu 
haben, um diese an Interessierte 
abzugeben. Er sei Sympathisant 
der PKK, jedoch nicht deren 
Mitglied. Er habe nichts von den 
im Personalcomputer 
abgespeicherten Dateien gewusst 
und könne einen Computer auch 
nicht betätigen. Der Computer sei 
von seinem ältesten Sohn und 
seiner Ehefrau, die ihn auch 
bezahlt habe, angeschafft worden 
und habe allen 
Familienmitgliedern, vorwiegend 
jedoch seinem ältesten Sohn für 
dessen Schreibarbeiten, zur 
Verfügung stehen sollen. Auch die
bei der Wohnungsdurchsuchung 
am 10.1.2007 aufgefundene 
handschriftliche Vorlage für ein 
Spendenformular habe er nicht 
gefertigt. Der in seiner 
Hosentasche aufgefundene 
Notizblock und der im 
Wohnzimmerschrank 
aufgefundene Notizzettel, der sich
unter anderen ihm gehörenden 
Unterlagen befunden habe, 
könnten ihm gehören; vielleicht 
habe er auch die darin enthaltenen 
Aufschriebe gefertigt, wisse 
jedoch nicht mehr, was diese 
bedeuteten. Er habe ein 
Mobiltelefon, könne SMS-
Nachrichten jedoch weder 
schreiben, noch öffnen.
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Die Kammer hält diese Einfassung
bereits für unglaubhaft, soweit der 
Angeklagte behauptet hat, dass er 
seine Aufschriebe in dem 
Notizblock und auf dem 
Notizzettel nicht deuten könne. 
Zur Überzeugung der Kammer ist 
dies nicht ansatzweise 
nachvollziehbar, da die 
Aufschriebe in einfacher 
Gestaltung im Wesentlichen nur 
aus der Zuordnung von Zahlen zu 
aufgelisteten Namen bestehen und
nicht sämtliche Aufschriebe 
älteren Datums gewesen sind, was
die Kammer aus dem Umstand 
schließt, dass der Notizblock in 
der Hosentasche des Angeklagten 
aufgefunden worden ist. Zudem 
ist die Einlassung widerlegt und 
der Angeklagte zur Überzeugung 
der Kammer überführt.
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Hierbei waren folgende 
Erwägungen maßgeblich: 49 

a) Die Feststellungen zu den vom 
Gebietsverantwortlichen T. 
versendeten Rundschreiben per 
SMS am 26.7. und 27.7.2005, 
deren Inhalt und deren Empfänger
ergeben sich zur Überzeugung der
Kammer aus den zuverlässigen 
Bekundungen des Zeugen KHK 
D.. Die in türkischer Sprache 
verfassten SMS-Rundschreiben 
sind von der vereidigten 
Dolmetscherin N. U. in die 
deutsche Sprache übersetzt 
worden, an deren fachlicher 
Kompetenz und Zuverlässigkeit 
die Kammer nach den glaubhaften
Ausführungen des Zeugen KHK 
D. keine Zweifel hat, der die von 
ihr schon seit vielen Jahren für 
seine Dienststelle erbrachten 
Übersetzungsleistungen als stets 
beanstandungsfrei bezeichnet hat.
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b) Dass der Angeklagte in 
gehobener Stellung zumindest 
dem Raumverantwortlichen für 
Mannheim direkt unterstellt und 
auch direkter Ansprechpartner des 
Gebietsverantwortlichen T. 
gewesen ist, schließt die Kammer 
aus dem Umstand, dass der 
Angeklagte als einer von wenigen 
Adressaten vom 
Gebietsverantwortlichen T. die 
beiden Rundschreiben per SMS 
erhalten hat und hiermit 
aufgefordert worden ist, dass er 
als einer der „Freunde, die für die 
Räume verantwortlich sind,...die 
Freunde, mit denen" er 
„zusammenarbeite, 
benachrichtigen" müsse und aus 
dem Umstand, dass - so der Zeuge
KHK D. glaubhaft - bei der 
Polizeikontrolle des 
Gebietsverantwortlichen T. am 
17.10.2005 aus den bei diesem 
sichergestellten Notizzetteln die 
Verantwortlichkeiten und 
telefonischen Erreichbarkeiten 
verschiedener Personen für die 
Räume des Gebietes Mannheim 
und speziell für den Raum 
Mannheim wie folgt notiert 
gewesen sind: „Mannheim: M. 
verantwortl. 0176…H. 0170… K. 
0… Whg." Die zur Person H. 
angegebene Mobilfunknummer 
konnte nach den zuverlässigen 
Bekundungen des Zeugen KHK 
D. eindeutig als 
Mobilfunknummer des 
Angeklagten ermittelt werden.
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c) Die Feststellungen über die bei 
der Wohnungsdurchsuchung 
außerhalb des vom ältesten Sohn 
A. bewohnten Zimmers 
aufgefundenen und 
sichergestellten Gegenstände 
ergeben sich aus den 
zuverlässigen Bekundungen des 
Zeugen KOK S.. Aus dem 
Auffindeort des kleinen 
Notizblocks in der Hosentasche 
des Angeklagten hat die Kammer 
geschlossen, dass er dem 
Angeklagten auch gehört. 
Gleiches gilt für den 
handschriftlich beschriebenen 
Notizzettel, der äußerlich in 
Format, Gestaltung und noch zu 
erkennender ursprünglicher 
Heftung mit den Blättern aus dem 
kleinen Notizblock identisch ist, 
in vergleichbarer Weise mit einer 
Liste von Namen und diesen 
zugeordneten Zahlen beschrieben 
ist und - so der Angeklagte in 
seiner Einlassung - im 
Wohnzimmerschrank bei weiteren
ihm gehörenden Unterlagen 
gefunden worden ist. Die 
Feststellungen zum 
Durchsuchungsergebnis im vom 
ältesten Sohn bewohnten Zimmer, 
insbesondere dem am Arbeitsplatz
um den Personalcomputer 
aufgefundenen Briefverkehr, zu 
den im Personalcomputer 
festgestellten und von der Zeugin 
KHK' in S. ausgedruckten Dateien
und ihrem Erstellungsdatum, 
insbesondere des Vordrucks einer 
Spendenliste, der Auflistung der in
Abschnitt II. B. festgestellten 
Spenden und der Lichtbilder vom 
Angeklagten im irakisch-
türkischen Grenzgebiet aus dem 
Sommer 2006, ergeben sich aus 
den zuverlässigen Bekundungen 
der Zeugin KHK' in S.. Aus deren 
glaubhaften, konkreten und 
originelle Einzelheiten 
enthaltenden Bekundungen 
rechtfertigt sich zur Überzeugung 
der Kammer auch der nachfolgend
zu ziehende Schluss darauf, dass 
der älteste Sohn des Angeklagten 
A. zuletzt am 10.1.2007 um 00:32 
Uhr im Personalcomputer einen 
neuen Vordruck einer Spendenliste
hergestellt hat und ausdrucken 
wollte. Bei der Durchsuchung am 
10.1.2007 gegen 6:10 Uhr hat im 
Zimmer des ältesten Sohnes A. - 
so die Zeugin KHK' in S. - auf der
Tastatur zum Personalcomputer 
ein handschriftlich beschriebenes 
Blatt in tabellarischer Form 
gelegen, das sie habe 
beschlagnahmen wollen und daher
zur Seite gelegt habe. Beim 
Hochfahren des ausgeschalteten 
Personalcomputers sei der 
Bildschirmhintergrund mit 
zahlreichen Büsten des PKK-
Vorsitzenden Abdullah Öcalan 
voll gewesen, was durch eine 
gerichtliche Inaugenscheinnahme 
des vom Desktop gefertigten 
Lichtbildes bestätigt werden 
konnte. Des Weiteren seien ohne 
weitere Tastaturbefehle sofort drei
Blätter ausgedruckt worden, 
worunter sich der in den eigenen 
Dateien am 10.1.2007 um 0:32 
Uhr hergestellte Vordruck für eine 
Spendenliste befunden habe. 
Diesen habe A. dem Drucker 
entnommen, zerknüllt und in den 
Papierkorb geworfen. Bei einem 
Vergleich mit der ursprünglich auf
der Tastatur liegenden 
handschriftlichen Vorlage habe sie
feststellen können, dass diese und 
der ausgedruckte Vordruck in der 
Überschrift und in der 
Überschriftenzeile inhaltlich 
identisch gewesen seien. Gegen 
Ende der Durchsuchung habe A. 
die zur Seite gelegte 
handschriftliche Vorlage in einem 
unbeobachteten Moment zerrissen
und in den Papierkorb geworfen. 
Sie habe die noch auffindbaren 
Schnipsel mitgenommen, auf der 
Dienststelle zusammengesetzt und
die so wieder-hergestellte 
handschriftliche Vorlage sowie 2 
Ausdrucke des am 10.1.2007 um 
00:32 Uhr am Personalcomputer 
erstellten Vordrucks für 
Spendenlisten als Beweismittel 
asserviert. Durch 
Inaugenscheinnahme dieser 
beiden Asservate sowie des auf 
dem Wohnzimmerschrank 
aufgefundenen Vordrucks für 
Spendenlisten konnte zur 
Überzeugung der Kammer 
bestätigt werden, dass alle drei 
Schriftstücke in Überschrift und 
Überschriftenzeile identisch 
gewesen sind. Dass es sich um 
einen Vordruck für Spendenlisten 
gehandelt hat, hat die Kammer aus
den Bekundungen des Zeugen 
KOK S. über die von der auch der 
Kammer als zuverlässig 
bekannten Dolmetscherin A. für 
die ermittelnde Polizeidienststelle 
gefertigten Übersetzung der 
Überschrift und der 
Überschriftenzeile der Vordrucke 
geschlossen. Die Überschrift der 
Vordrucke lautete demnach 
„Mannheim 2006 
Belegzählungsliste". Die erste 
Zeile, die die Überschriften für 
insgesamt 5 Spalten beinhaltet hat,
wurde wie folgt zuverlässig 
übersetzt: „Bezirk"/„Beleg-
Nummer"/„Beleg-
Seriennummer" /„Betrag in EUR"/
„offen Verlust". Die 
Zuverlässigkeit der Übersetzung 
wird durch die glaubhaften 
Bekundungen des Zeugen KOK S.
weiter bestätigt, sie stimme im 
Wesentlichen mit der bereits zuvor
vorgenommenen Übersetzung 
durch den türkisch-stämmigen 
Kollegen KOM I. überein.
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d) Dass der Angeklagte Spenden 
selbst oder durch Hilfspersonen 
entgegengenommen und diese in 
seinem kleinen Notizblock 
handschriftlich verbucht hat, hat 
die Kammer aus dem 
festgestellten Inhalt dieser 
handschriftlichen Auflistungen 
geschlossen. Dieser Schluss wird 
bekräftigt durch das festgestellte 
politische Vorleben des 
Angeklagten, das nicht nur einen 
engagierten Einsatz für die 
kurdische Sache demonstriert, 
sondern sogar Kontakte zu aktiven
Freiheitskämpfern im türkisch-
irakischen Grenzgebiet. Des 
Weiteren äußert sich dieser 
Einsatz sogar in der bereits 
dargelegten gehobenen Stellung 
des Angeklagten im Raum 
Mannheim, wie sich aus den 
beiden an ihn adressierten SMS-
Rundschreiben ergibt. 
Anhaltspunkte dafür, dass es sich 
um die Auflistung von aus 
anderen Gründen von bestimmten 
Personen an den Angeklagten 
geleisteten Beträgen gehandelt 
hat, sind weder vorgetragen, noch 
sonst ersichtlich geworden.
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e) Dass der Angeklagte die zu II. 
B. festgestellten Spenden selbst 
oder durch Hilfspersonen 
entgegengenommen, selbst oder 
durch seinen ältesten Sohn A. in 
der am 21.5.2006 am Computer 
erstellten Auflistung verbucht und 
an ein zentrales Finanz- und 
Wirtschaftsbüro der PKK 
abgeführt hat, hat die Kammer aus
der weitreichenden 
Übereinstimmung dieser 
Auflistung mit den vom 
Angeklagten in seinem kleinen 
Notizblock handschriftlich 
gefertigten Spendenauflistungen 
geschlossen. Die Computerdatei 
enthält die im Sachverhalt 
dargestellten Namen in der linken 
Spalte, in einer weiteren Spalte 
Zahlen zwischen 10 und 30 und - 
allerdings nur 10 - weitere 
Spalten, die mit den Ziffern 1 bis 
10 überschrieben und in den 
jeweiligen Namenszeilen 
unregelmäßig mit einem Plus-
Zeichen versehen sind. Bestätigt 
wird dieser Schluss durch die 
übereinstimmenden und 
zuverlässigen Bekundungen der 
Zeugen KHK S. und KHK D., in 
zahlreichen früheren Verfahren 
über Spendenerhebungen von 
PKK-Aktivisten hätten sie solche 
oder ganz ähnliche Listen 
aufgefunden. Dass der 
Personalcomputer, in dem die 
Auflistung der festgestellten 
eingetriebenen Spenden erstellt 
worden ist, überwiegend vom 
ältesten Sohn des Angeklagten 
genutzt und dieser im Rahmen der
Durchsuchung am 10.1.2007 
dabei ertappt worden ist, wie er 
selbst in der Nacht zuvor einen 
Vordruck einer Spendenliste am 
Computer hergestellt hat, lässt 
Zweifel an der Aussagekraft der 
genannten Schlussfolgerung nicht 
aufkommen. Dass der Angeklagte 
entweder selbst oder jedenfalls A. 
im Auftrag des Angeklagten an 
dem Computer Arbeiten 
vorgenommen hat, schließt die 
Kammer daraus, dass auf der 
Festplatte auch die vom 
Angeklagten aufgenommenen 
Bilder seiner Reise ins türkisch-
irakische Grenzgebiet im Sommer 
2006 abgespeichert waren und der
gesamte nicht unerhebliche 
Briefverkehr des und mit dem 
Angeklagten am Arbeitsplatz um 
den Computer herum aufgefunden
worden ist. Die Kammer hat 
ausgeschlossen, dass nicht der 
Angeklagte, sondern A. für das 
Einsammeln der festgestellten 
Spenden allein oder zumindest 
überwiegend verantwortlich 
gewesen ist, weil in der 
Hosentasche des Angeklagten ein 
Notizblock mit Spendenlisten 
aufgefunden worden ist und sein 
ausgeprägtes politisches Vorleben 
und die Sendung der beiden SMS-
Rundschreiben auf sein Handy 
den zweifelsfreien Schluss auf 
seine führende Rolle als PKK-
Aktivist im Raum Mannheim 
gebietet.
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f) Dass der Angeklagte die vier bei
ihm aufgefundenen Exemplare des
Publikationsorgans Serxwebun 
nicht nur zur Abgabe an andere - 
wie er selbst eingeräumt hat -, 
sondern zum Verkauf erhalten hat,
schließt die Kammer aus der mit 
nicht unerheblichen Kosten 
verbundenen Aufmachung der 
Zeitschrift als zentrales 
Publikationsorgan der PKK und 
dem als gerichtskundig 
festgestellten Umstand.“
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Diesen überzeugenden 
Ausführungen des Landgericht 
schließt sich der Senat an und 
macht sich diese zu eigen. Der 
Kläger hat sich im hiesigen 
Verfahren darauf beschränkt, diese
Aktivitäten sowie jegliche 
konkrete Verbindung zur PKK 
pauschal zu bestreiten. Die im 
Zuge der 
Durchsuchungsmaßnahme 
aufgefundenen Fotos, die ihn mit 
einem Schnellfeuergewehr 
posierend zeigen, suchte er damit 
zu erklären, dass er die Waffe für 
die Fotos von ihm ansonsten nicht
näher bekannten Kurden 
bekommen habe. Ihm sei danach 
gewesen und es habe sich bei der 
Reise in den Irak um eine 
„Pilgerreise“ gehandelt. Im 
Weiteren wollte er den Senat in 
seiner Anhörung in der 
mündlichen Verhandlung am 4. 
April 2013 ohne Erfolg glauben 
machen, die Anwesenheit des 
Herrn T. bei ihm zuhause bei der 
Durchsuchung, bei dem es sich 
ausweislich der Akte des 
Landgerichts um einen PKK-
Funktionär handelt, sei rein 
zufällig gewesen, er wisse dessen 
Namen nicht, habe ihn nicht näher
gekannt und er sei nur deshalb bei 
ihm gewesen, weil er diesen 
einmal in der Stadt getroffen und 
sich über seinen Sohn unterhalten 
habe, was bei Kurden üblich sei, 
weshalb er ihn zum Tee 
eingeladen habe. Er stellte, soweit 
es um seine Teilnahme an PKK-
nahen Veranstaltungen bis ins Jahr
2011 ging, wie sie in der 
Ausweisungsverfügung dargelegt 
wurden, diese zunächst nicht in 
Abrede, erklärte sodann jedoch in 
seiner Anhörung am 2. März 
2016, nach der 
Gerichtsverhandlung in Karlsruhe 
2008 an keinen solchen 
Veranstaltungen mehr 
teilgenommen zu haben.
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Diese Einlassungen des Klägers 
sind nicht nur lebensfremd und 
teilweise widersprüchlich, sondern
auch mit Blick auf seine frühere 
langjährige Vereinstätigkeit in 
PKK-nahen Vereinigungen und 
unter Berücksichtigung der 
Ausführungen des Landgerichts 
schlicht unglaubhaft. Soweit er in 
der letzten mündlichen 
Verhandlung erklärte, dass er 
Gewaltanwendung nicht gut heiße,
hat sich dies in seinem konkreten 
Tun nicht niedergeschlagen. Im 
Gegenteil, sein Posieren mit 
einem Schnellfeuergewehr 
anlässlich einer „Pilgerreise“ in 
den Irak spricht eine andere 
Sprache. Es liegt für den Senat 
nach all dem fern, anzunehmen, 
der Kläger sei sich beim 
organisierten Sammeln von 
Geldern für die PKK und bei 
seinen Teilnahmen an PKK-nahen 
Veranstaltungen bis ins Jahr 2011 
nicht bewusst gewesen, damit 
auch deren terroristische 
Aktivitäten zu unterstützen.

57 

Zur Überzeugung des Senats 
stehen daher eine Vielzahl von 
Umständen fest, die die 
Schlussfolgerung zulassen, dass 
der Kläger die PKK bewusst, 
gewollt, vorbehaltlos und durch 
das organisierte Spendensammeln 
in qualifizierter Weise unterstützt. 
Es verbietet sich dabei, die 
Schwere der Gefahr unter 
Außerachtlassung des 
terroristischen Kontexts zu 
bestimmen. Ohne ideologische, 
personelle und finanzielle 
Unterstützung lässt sich das 
Phänomen des Terrorismus und 
dessen spezifische Gefährlichkeit 
kaum adäquat erfassen, die von 
Haverkamp (ZStW 2011, 92 <94 
f.>) zutreffend wie folgt 
umschrieben wird:
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„Die Herstellung von 
Öffentlichkeit durch Gewalt stellt 
das gewählte Mittel zur 
Erreichung der politischen 
Vorstellungen dar. Dabei dient die 
mediale Aufmerksamkeit als 
kommunikativer 
Transmissionsriemen zwischen 
Terroristen und Publikum, letztere
unterteilt in Angst erfüllte Dritte 
und in Sympathisanten. Auf diese 
Weise soll eine Reaktionsspirale 
ausgelöst werden, in der zum 
einen die Gegner Zugeständnisse 
machen (z.B. Austausch von 
Gefangenen) oder durch 
Demokratie aushöhlende 
Gegenmaßnahmen überreagieren 
und zum anderen Unterstützer 
gewonnen oder mobilisiert 
werden.“
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Gerade der finanziellen 
Unterstützung terroristischer 
Vereinigungen in organisierter 
Form und unter Einbindung in 
deren Struktur kommt in diesem 
Kontext besonderes Gewicht zu.
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Liegt ein Unterstützen im Sinne 
des § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG - 
wie hier - vor, ist von einer 
Gefährdung der freiheitlich 
demokratischen Grundordnung 
bzw. der Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland 
auszugehen, es sei denn der 
Ausländer nimmt erkennbar und 
glaubhaft von seinem 
sicherheitsgefährdenden Handeln 
Abstand, wie die gesetzliche 
Legaldefinition deutlich macht 
(„…Hiervon ist auszugehen…“). 
Insoweit hebt sich die Regelung 
von den übrigen 
Ausweisungsinteressen ab, bei 
denen die Gefahr in jedem 
Einzelfall aus dem - dem 
jeweiligen Ausweisungsinteresse 
zugrunde liegenden - Verhalten 
des Ausländers konkret abzuleiten 
ist und unterscheidet sich auch 
von der Vorgängervorschrift des § 
54 Nr. 5 AufenthG a. F. Die 
gesetzliche Legaldefinition (so: 
Bauer, a. a. O., § 54 AufenthG, 
Rn. 21) bzw. widerlegbare 
Vermutung (so: Neidhardt, in: 
HTK-AuslR, § 54 AufenthG, zu 
Abs. 1 Nr. 2, Stand: 16.01.2016, 
Rn. 45 ff.) der Gefahr begegnet 
nach Auffassung des Senats in 
diesem Kontext keinen 
durchgreifenden rechtlichen 
Bedenken. Die schon dargestellten
spezifischen Gefahren des 
Terrorismus, zu deren 
Bekämpfung sich die 
internationale 
Staatengemeinschaft und dabei 
auch die Bundesrepublik in Bezug
auf internationale, 
grenzüberschreitende Gefahren, 
völkerrechtlich verpflichtet hat 
(UN-Sicherheitsresolution 1373 
(2001) vom 28.09.2001; Kießling,
Die Abwehr terroristischer und 
extremistischer Gefahren durch 
Ausweisung, 2012, S. 188 f.), 
rechtfertigen diese gesetzliche 
Festlegung, auch soweit davon 
terroristische Vereinigungen 
erfasst werden, die in der 
Bundesrepublik selbst keine 
terroristischen Gewalttaten 
verüben (Bauer, a. a. O., Rn. 16, 
21). Dies gilt erst recht vor dem 
Hintergrund der Erkenntnis, dass 
terroristische Vereinigungen nur 
allzu schnell ihren Kampf über 
Ländergrenzen hinweg führen.
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Denn das Ausweisungsinteresse 
nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 
wäre nur zu verneinen, wenn im 
konkreten Fall besondere 
Umstände vorliegen würden, die 
der dargestellten gesetzlichen 
Festlegung einer Gefahr 
widersprechen oder die Gefahr 
beseitigen. Ob und gegebenenfalls
in welcher Weise von dieser 
gesetzlichen Festlegung in 
besonderen Fallkonstellationen 
abgewichen werden kann oder ob 
insoweit allein auf den 
Gesichtspunkt des erkennbaren 
und glaubhaften Abstandnehmens 
abzustellen ist, bedarf an dieser 
Stelle keiner Entscheidung. Dies 
ergibt sich aus den folgenden 
Überlegungen:
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Wenn nach der 
Vorgängervorschrift des § 54 Nr. 5
AufenthG a. F. eine Ausweisung 
auf zurückliegende 
Mitgliedschaften in einer den 
Terrorismus unterstützenden 
Vereinigung oder diesbezügliche 
Unterstützungshandlungen nur 
gestützt werden durfte, soweit 
diese eine gegenwärtige 
Gefährlichkeit begründeten, 
genügte schon bislang ein rein 
passives Verhalten gleichwohl 
nicht, um die gegenwärtige 
Gefährlichkeit zu verneinen. Es 
bedurfte stets eindeutiger 
Erklärungen und 
Verhaltensweisen, die eine 
erkennbare Distanzierung aus 
innerer Überzeugung glaubhaft 
zum Ausdruck brachte (Bauer, a. 
a. O., Rn. 32; BVerwG, Urteil 
vom 30.7.2013 - 1 C 9.12 -, 
InfAuslR 2013, 418; VGH Bad.-
Württ., Urteil vom 14.5.2014 - 11 
S 2224/13 -, juris). Selbst wenn 
man daher in der Neuregelung 
eine (materielle) Verschärfung und
nicht nur eine Scharfzeichnung 
durch ausdrückliche Normierung 
des Ausnahmetabstandes des 
Abstandnehmens sehen will, 
dessen Voraussetzungen 
regelmäßig vom betroffenen 
Ausländer darzulegen sind, käme 
diese in vorliegendem Fall nicht 
zum Tragen. Denn auch dann, 
wenn man neben dem 
Abstandnehmen im Sinne des § 54
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG weitere 
Gründe für eine Verneinung der 
Gefahr gerade in diesem Kontext 
anerkennen wollte, müsste es sich 
um solche handeln, die dem Ziel 
der Abstandnahmeklausel 
entsprechen, die vom Betroffenen 
ausgehende Gefahr verlässlich 
verneinen zu können. Daran ließe 
sich etwa in Fällen denken, in 
denen Unterstützungshandlungen 
lange Zeit zurückliegen und der 
Ausländer sich tatsächlich aus 
dem Umfeld der terroristischen 
Vereinigung eindeutig 
zurückgezogen hat oder er aus 
tatsächlichen Gründen nicht mehr 
in der Lage ist, unterstützend tätig 
zu sein (etwa aufgrund einer 
gravierenden Erkrankung o. ä.).
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So liegt der Fall hier jedoch nicht. 
Angesichts der unglaubhaften 
Einlassungen des Klägers, bei 
denen dieser gleichwohl seine 
ideologische Nähe zur PKK nicht 
verbergen konnte (Befragung am 
4. April 2013 zu PKK-Fahnen, 
Fotos von Öcalan in seiner 
Wohnung: „Uns gefällt das ja 
auch, wir sind ja auch nicht 
dagegen“ … „Also in bin kein 
PKK’ler, aber ich mag als Kurde 
die PKK, ich stehe dahinter“ … 
„Also PKK’ler ist derjenige, der in
den Bergen gegen den Feind 
kämpft. Wie soll ich PKK’ler sein,
ich muss jeden Tag die Kinder zur 
Schule bringen und abholen usw. 
Ich muss einkaufen usw.“) ist der 
Senat zu der Überzeugung 
gelangt, dass der Kläger nach wie 
vor ideologisch vorbehaltlos 
hinter der PKK steht und seine 
Zurückhaltung hinsichtlich seiner 
Aktivitäten einzig dem 
Ausweisungsverfahren geschuldet 
ist und daher keine Gewähr dafür 
besteht, dass er sich künftig nicht 
erneut aktiv für die PKK 
engagiert. Der Kläger hat daher 
weder glaubhaft und erkennbar 
von seinen 
Unterstützungshandlungen 
Abstand genommen noch liegen 
andere Umstände vor, die es 
zulassen würden, eine 
gegenwärtige und vom Kläger 
ausgehende Gefahr von 
erheblichem Gewicht zu 
verneinen.
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Darauf, ob der Kläger zuletzt im 
Januar 2013 an einer PKK-nahen 
Großveranstaltung in Paris und im
Dezember 2013 an einer an einer 
PKK-Gründungsfeier in 
Mannheim/Neckarau 
teilgenommen hat, kommt es 
danach nicht mehr entscheidend 
an, weshalb dem diesbezüglichen 
Beweisantrag des Beklagten schon
deshalb nicht nachgekommen 
werden musste. Der Senat kann 
daher offen lassen, ob der 
Beweisantrag überhaupt zulässig 
war, nachdem ein solcher nicht 
nur einen substantiierten Vortrag 
zu den unter Beweis gestellten 
Tatsachen voraussetzt (BGH, 
Urteil vom 29.08.1990 - 3 StR 
184/90 -, NJW 1991, 435) und der
Zeuge hinreichend individualisiert
bezeichnet werden muss, sondern 
auch, dass konkrete und 
nachvollziehbare Angaben dazu 
erfolgen, aus welchem Grund der 
Zeuge die in sein Wissen gestellte 
Beweistatsache bestätigen kann 
(BGH, Beschlüsse vom 3.11.2010 
- 1 StR 497/10 -, NJW 2011, 1239
und vom 2.08.2000 - 3 StR 154/00
-, NStZ-RR 2001, 43; Urteil vom 
28.11.1997 - 3 StR 114/97 -, NJW 
1998, 1723 <1725>).
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2. Die Ausweisungsverfügung 
genügt davon ausgehend auch § 
53 Abs. 3 AufenthG, der 
bestimmt, dass ein Ausländer, der 
als Asylberechtigter anerkannt ist, 
der im Bundesgebiet die 
Rechtsstellung eines 
ausländischen Flüchtlings genießt,
der einen von einer Behörde der 
Bundesrepublik Deutschland 
ausgestellten Reiseausweis nach 
dem Abkommen vom 28. Juli 
1951 über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge (BGBl. 1953 II, S. 
559) besitzt, dem nach dem 
Assoziationsabkommen 
EWG/Türkei ein Aufenthaltsrecht 
zusteht oder der eine Erlaubnis 
zum Daueraufenthalt-EU besitzt, 
nur ausgewiesen werden darf, 
wenn das persönliche Verhalten 
des Betroffenen gegenwärtig eine 
schwerwiegende Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und 
Ordnung darstellt, die ein 
Grundinteresse der Gesellschaft 
berührt und die Ausweisung für 
die Wahrung dieses Interesses 
unerlässlich ist.
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Mit dieser Vorschrift will der 
Gesetzgeber nach der 
Gesetzesbegründung 
unionsrechtlichen Vorgaben für 
besonders privilegierte 
Personengruppen Rechnung 
tragen (BT-Drs. 18/4097, S. 50). 
Die Vorgaben sind in ihrer 
Reichweite vor dem Hintergrund 
der jeweils betroffenen 
Personengruppe autonom 
unionsrechtlich und insbesondere 
bereichsspezifisch eigenständig 
auszulegen, wie sich auch aus der 
Gesetzesbegründung ergibt 
(Bauer, a. a. O., § 53 AufenthG, 
Rn. 54; Neidhardt, in: HTK-
AuslR, § 53 AufenthG, Abs. 3, 
Stand: 18.01.2016, Rn. 27, geht 
von der Notwendigkeit einer 
ergänzenden Heranziehung zu den
angehobenen gesetzlichen 
Voraussetzungen einer 
Ausweisung aus). Aus der 
Formulierung des 
Ausweisungsmaßstabs in § 53 
Abs. 3 AufenthG kann hingegen 
nicht abgeleitet werden, dass der 
Gesetzgeber, losgelöst von den 
jeweiligen unionsrechtlichen 
Maßstäben, einen eigenen 
nationalen und völlig identischen 
Maßstab festlegen wollte, der für 
sämtliche der Norm 
unterfallenden Personengruppen 
Geltung beansprucht. Daher soll 
auch nationalrechtlich kein 
höheres Schutzniveau versprochen
werden, als dieses unionsrechtlich 
geboten ist. Das wäre mit Blick 
auf die verschiedenen 
Geltungsgründe und die 
Heterogenität der erfassten 
Personengruppen sowie der sich 
daraus ergebenden 
unterschiedlichen 
Schutzrichtungen und -niveaus 
auch nicht begründbar, zumal ein 
einheitlicher unionsrechtlicher 
Ausweisungsmaßstab gerade nicht
existiert (VGH Bad.-Württ., 
Vorlagebeschluss vom 27.05.2013
- 11 S 2336/12 -, juris, Rn. 154, m.
w. N.; Schlussanträge der 
Generalanwältin Sharpston vom 
11.09.2014 - C-373/13 <T.> -, 
juris, Rn. 88, m. w. N; a. A.: 
Welte, InfAuslR 2015, 426, der 
auf den unionsrechtlichen 
Maßstab des § 6 FreizügG/EU 
verweist). Festzuhalten ist 
allerdings, dass sämtlichen 
unionsrechtlich fundierten 
Ausweisungsmaßstäben 
gemeinsam ist, dass stets nur auf 
das persönliche Verhalten des 
Betroffenen und damit nur auf 
spezialpräventive Gründe 
abgestellt werden darf, aus denen 
sich eine gegenwärtige Gefahr 
ergeben muss (EuGH, Urteil vom 
19.01.1999 - C-348/96 <Calfa> -, 
InfAuslR 1999, 165 und vom 
08.12.2011 - C-371/08 
<Ziebell/Örnek> -, InfAuslR 
2012, 43; Neidhardt, a. a. O., Rn. 
7 f.). Dem entsprechend kann eine
an § 53 Abs. 3 AufenthG zu 
messende Ausweisung nur dann 
rechtmäßig sein, wenn sie 
ausschließlich spezialpräventiv 
motiviert ist.
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Davon ausgehend folgt für den 
Kläger ein besonderer 
unionsrechtlich fundierter 
Ausweisungsmaßstab zunächst 
nicht aus dem Assoziationsrecht, 
nachdem er in der Vergangenheit 
in Deutschland zu keinem 
Zeitpunkt abhängig beschäftigt 
oder selbstständig tätig gewesen 
war. Für seine Ehefrau gilt nichts 
anderes, so dass diese ihm ein 
solches Recht auch nicht 
vermitteln kann.
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Erhöhter Schutz nach § 53 Abs. 3 
AufenthG kommt dem Kläger 
aber als anerkannter Flüchtling zu.
Für diese aufgrund ihres 
Verfolgungsschicksals gerade in 
Bezug auf aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen besonders vulnerable
Personengruppe sind Inhalt und 
Reichweite des 
Ausweisungsmaßstabs aus der 
einschlägigen Regelungen der 
Richtlinie 2004/83, neu gefasst 
durch Richtlinie 2011/95/EU 
(ABl. L 337 S. 9, nachfolgend: 
Qualifikationsrichtlinie), 
abzuleiten.
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Der Gerichtshof der Europäischen 
Union hat auf das 
Vorabentscheidungsersuchen des 
Senats hin (Beschluss vom 
27.05.2013 - 11 S 2336/12 -, 
juris), betreffend die 
Unterstützung der PKK durch 
einen anerkannten Flüchtling, die 
entscheidungserheblichen 
Rechtsfragen mit Urteil vom 24. 
Juni 2015 (- C-373/13 <T.> -, 
juris) jedenfalls dem Grunde nach 
geklärt. Der Gerichtshof hat, 
davon ausgehend, dass Art. 21 der 
Qualifikationsrichtlinie engere 
Voraussetzungen statuiert als Art. 
24 der Qualifikationsrichtlinie 
(a.a.O., Rn. 44, 71: Art. 21 als 
„ultima ratio“; so auch schon der 
Senat in seinem Vorlagebeschluss,
a.a.O., Rn. 154) klargestellt, dass 
die Qualifikationsrichtlinie dahin 
auszulegen ist, dass ein einem 
Flüchtling erteilter Aufenthaltstitel
entweder nach Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie 
widerrufen werden kann, wenn 
zwingende Gründe der 
öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung im Sinne dieser 
Bestimmung vorliegen, oder nach 
Art. 21 Abs. 3 der 
Qualifikationsrichtlinie, wenn 
Gründe für die Anwendung der in 
Art. 21 Abs. 2 der 
Qualifikationsrichtlinie 
vorgesehenen Ausnahmen vom 
Grundsatz der 
Nichtzurückweisung vorliegen 
(a.a.O., Rn. 55).
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Da die Ausweisung des Klägers 
verfügt wurde, um dessen 
Niederlassungserlaubnis zum 
Erlöschen zu bringen und eine 
tatsächliche 
Aufenthaltsbeendigung mit Blick 
auf seinen Flüchtlingsstatus nicht 
beabsichtigt ist, auch nur Art. 24 
Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie
maßstäblich. Dies zugrunde gelegt
ist die Ausweisung als Widerruf 
im Sinne der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs der Europäischen 
Union zu Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie zu 
qualifizieren und am Maßstab 
dieser Vorschrift zu messen, die 
insoweit den 
Ausweisungsmaßstab des § 53 
Abs. 3 AufenthG ausfüllt und 
konkretisiert. Es müssen daher 
„zwingende Gründe der 
nationalen Sicherheit oder 
öffentlichen Ordnung“ im Sinne 
des Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie vorliegen, 
um die Ausweisung zu 
rechtfertigen.

71 

Der Gerichtshof hat in diesem 
Zusammenhang im Anschluss an 
die Schlussanträge der 
Generalanwältin Sharpston 
(Schlussanträge vom 11.09.2014 - 
C-373/13 <T.> -, juris, Rn. 68) 
zunächst betont, dass für die 
dargelegte Auslegung des Art. 24 
Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie
spreche, dass den Mitgliedstaaten 
mit dieser Regelung die 
Möglichkeit gegeben werden 
sollte, unter spezifischen 
Voraussetzungen die Freizügigkeit
von Drittstaatsangehörigen im 
Schengen-Raum zu beschränken, 
um den Terrorismus zu bekämpfen
und Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung 
einzudämmen (a. a. O, Rn. 52). Er
definiert im weiteren (a.a.O., Rn. 
78 ff.) unter Bezugnahme auf die 
Richtlinie 2004/38 „zwingende 
Gründe“ als Beeinträchtigungen, 
die einen besonders hohen 
Schweregrad aufweisen müssten 
und fasst unter die „öffentliche 
Sicherheit“ sowohl die innere als 
auch die äußere Sicherheit eines 
Mitgliedstaats und somit auch die 
Beeinträchtigung des 
Funktionierens der Einrichtungen 
des Staates und seiner wichtigen 
öffentlichen Dienste sowie das 
Überleben der Bevölkerung 
ebenso wie die Gefahr einer 
erheblichen Störung der 
auswärtigen Beziehungen oder des
friedlichen Zusammenlebens der 
Völker oder eine Beeinträchtigung
der militärischen Interessen (unter 
Hinweis auf EuGH, Urteil vom 
23.11.2010 - C-145/09 
<Tsakouridis> -, InfAuslR 2011, 
45). Der Begriff der „öffentlichen 
Ordnung“ sei dahin auszulegen 
dass außer der sozialen Störung, 
die jeder Gesetzesverstoß 
darstelle, eine tatsächliche, 
gegenwärtige und hinreichend 
erhebliche Gefahr vorliege, die ein
Grundinteresse der Gesellschaft 
berühre. Mit Blick auf die die 
Richtlinie 2004/83 und deren 28. 
Erwägungsgrund gelte der Begriff 
der „öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung“ auch für Fälle, in denen
ein Drittstaatsangehöriger einer 
Vereinigung angehöre, die den 
internationalen Terrorismus 
unterstütze, oder er eine derartige 
Vereinigung unterstütze. Der 
Gerichtshof verweist darauf, dass 
die PKK in der Liste im Anhang 
dieses Gemeinsamen Standpunkts 
2001/931/GASP des Rates vom 
27. Dezember 2001 über die 
Anwendung besonderer 
Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Terrorismus (ABI. L 344, S. 93) 
aufgeführt sei und nach alledem 
die Unterstützung, die ein 
Flüchtling einer Organisation 
zuteil werden lasse, welche 
Handlungen begehe, die in den 
Anwendungsbereich des 
Gemeinsamen Standpunkts fallen, 
grundsätzlich einen Umstand 
darstelle, der belegen könne, dass 
die Voraussetzungen für die 
Anwendung der 
Ausnahmeregelung von Art. 24 
Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie
erfüllt seien. Die Aufnahme einer 
Organisation in die Liste sei daher
ein deutlicher Anhaltspunkt dafür, 
dass sie entweder eine 
terroristische Organisation sei 
oder in diesem Verdacht stehe. Ein
solcher Umstand sei daher von der
zuständigen Behörde notwendig 
zu berücksichtigen, wenn sie in 
einem ersten Schritt zu prüfen 
habe, ob die fragliche 
Organisation terroristische 
Handlungen begangen habe. Es 
sei somit von Fall zu Fall zu 
prüfen, ob die Handlungen der 
fraglichen Organisation die 
öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung im Sinne von Art. 24 
Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie
bedrohen könnten. Der 
Gerichtshof habe schon 
entschieden, dass terroristische 
Handlungen, die durch ihre 
Gewalt gegenüber 
Zivilbevölkerungen 
gekennzeichnet seien, auch wenn 
mit ihnen vorgeblich politische 
Ziele verfolgt würden, als schwere
nichtpolitische Straftaten im Sinne
dieser Vorschrift angesehen 
werden müssten (unter Verweis 
auf EuGH, Urteil vom 09.11.2010 
- C-57/09 und C-101/09 <B. und 
D.> -, NVwZ 2011, 285).
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In einem zweiten Schritt müssten 
die genauen tatsächlichen 
Umstände einer Würdigung 
unterzogen werden, um zu 
ermitteln, ob die Unterstützung 
der fraglichen Organisation durch 
eine Mitwirkung beim Sammeln 
von Geldern und eine regelmäßige
Teilnahme an Veranstaltungen 
dieser Organisation in den 
Anwendungsbereich von Art. 24 
Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie
falle. Allein der Umstand, dass die
betreffende Person diese 
Organisation unterstützt habe, 
könne nicht die automatische 
Aufhebung ihres Aufenthaltstitels 
gemäß dieser Vorschrift zur Folge 
haben. Denn zwischen dem 
Gemeinsamen Standpunkt 
2001/931 und der Richtlinie 
2004/83 bestehe hinsichtlich der 
verfolgten Ziele kein 
unmittelbarer Zusammenhang, 
und es sei nicht gerechtfertigt, 
dass die zuständige Stelle, wenn 
sie in Betracht ziehe, einem 
Flüchtling seinen Aufenthaltstitel 
nach Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie zu 
entziehen, sich nur auf dessen 
Unterstützung einer Organisation 
stütze, die in einer Liste 
aufgeführt sei, die außerhalb des 
Rahmens erlassen wurde, den die 
Richtlinie in Übereinstimmung 
mit der Genfer Konvention 
geschaffen habe. Es bedürfe daher
einer individuellen Würdigung der
genauen tatsächlichen Umstände 
insbesondere dazu, welche Rolle 
der Betroffene im Rahmen seiner 
Unterstützung dieser Organisation
tatsächlich gespielt habe, ob dieser
etwa selbst terroristische 
Handlungen begangen habe, ob 
und in welchem Maße er an der 
Planung, an Entscheidungen oder 
an der Anleitung anderer Personen
zum Zweck der Begehung solcher 
Handlungen beteiligt gewesen sei 
und ob und in welchem Umfang er
solche Handlungen finanziert oder
anderen Personen die Mittel zu 
ihrer Begehung verschafft habe. 
Soweit dieser an legalen 
Versammlungen und an 
Veranstaltungen wie dem 
kurdischen Neujahrsfest 
teilgenommen und sich am 
Sammeln von Spenden für diese 
Organisation beteiligt habe, 
bedeute dies nicht notwendig, dass
der Betroffene die Auffassung 
vertreten habe, terroristische 
Handlungen seien legitim. Erst 
recht seien derartige Handlungen 
als solche keine terroristischen 
Handlungen. In diesem 
Zusammenhang müsse auch der 
Schweregrad der Gefahr beurteilt 
werden, die von den Handlungen 
für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung ausgehe. Es sei 
insbesondere zu prüfen, ob dem 
Betroffenen eine individuelle 
Verantwortung bei der 
Durchführung von Aktionen der 
PKK zugerechnet werden könne. 
In Anbetracht des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit, den die zu 
ergreifende Maßnahme zu wahren 
habe, sei zu untersuchen, ob die 
Gefahr, die die betreffende Person 
gegebenenfalls in der 
Vergangenheit für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung der 
Bundesrepublik Deutschland 
dargestellt habe, noch immer 
bestehe. Mit Blick auf das 
Erfordernis zwingender Gründe 
müsse etwa, soweit ein 
Betroffener zu einer Geldstrafe 
und nicht zu einer Freiheitsstrafe 
verurteilt worden sei, in 
Anbetracht dieses Umstands und 
gegebenenfalls der Art der von 
ihm begangenen Handlungen 
geprüft werden, ob eine 
Aufhebung des Aufenthaltstitels 
zu rechtfertigen sei.
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Dies zugrunde gelegt, genügt die 
Ausweisungsverfügung den 
Maßstäben des Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie in 
Verbindung mit § 53 Abs. 3 
AufenthG. Die Konkretisierung 
der Maßstäbe hat durch das 
erkennende nationale Gericht 
anhand des jeweiligen Falles und 
den diesen prägenden 
tatsächlichen Umstände 
entsprechend deren Gewicht zu 
erfolgen. Soweit der Gerichtshof 
in beispielhafter Form einzelne 
dem im Vorlageverfahren 
betroffenen Ausländer 
vorgehaltene Handlungen 
herausgreift und diese in eher 
abstrakter Form bewertet und 
gewichtet, ist dies dem 
abstrahierenden Charakter der 
Vorlagefragen in einem 
Vorabentscheidungsersuchen 
geschuldet und entbindet den 
Senat als Tatsachengericht nicht 
von seiner Verpflichtung, solche 
Umstände im konkreten Fall 
umfassend zu bewerten. Nichts 
anderes gilt, soweit Reichweite 
und Grenzen der dem Kläger 
zustehenden weiteren Rechte nach
Kapitel VII der 
Qualifikationsrichtlinie durch die 
Ausweisung in Rede stehen.
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Danach bestehen für den Senat 
auch vor dem Maßstab des Art. 24
Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie
keine durchgreifenden Bedenken, 
dass die konkreten vom Kläger 
geleisteten 
Unterstützungshandlungen 
zugunsten der PKK „zwingende 
Gründe der nationalen Sicherheit 
oder öffentlichen Ordnung“ 
begründen, zumal der Kläger nach
Überzeugung des Senats in vollem
Bewusstsein um deren Bedeutung 
für den ideologischen 
Zusammenhalt der PKK und in 
dem Willen, diese vorbehaltlos 
auch in Bezug auf deren 
terroristische Aktivitäten zu 
unterstützen, gehandelt hat. Da 
nach den Feststellungen des 
Senats das Verhalten des Klägers 
gefahrbegründend ist und er die 
tatbestandlichen Festlegungen des 
§ 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 
bestätigt, kann der Senat offen 
lassen, ob jedenfalls im Kontext 
des § 53 Abs. 3 AufenthG i. V. m. 
Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie hier 
ausnahmsweise und ungeachtet 
der Fallkonstellation des 
endgültigen und glaubhaften 
Abstandnehmens gewissermaßen 
als „Zwischenstufe“ eine konkrete
Widerlegungsmöglichkeit der 
gesetzlichen Gefahrenannahme 
zugelassen werden muss.
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Soweit der Gerichtshof der 
Europäischen Union in seiner in 
Bezug genommen Entscheidung 
im weiteren auf das Fortbestehen 
des Flüchtlingsstatus hinweist, 
wenn ein Mitgliedstaat das 
Aufenthaltsrecht aufgrund des Art.
24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie widerruft 
(a.a.O., Rn. 94 f.; so auch schon 
der Senat in seinem Urteil vom 
14.05.2014 - 11 S 2224/13 -, juris,
Rn. 128 ff. m. w. N.) und er 
daraus ableitet, dass dieser sich 
bei deshalb weiterhin gestattetem 
Aufenthalt auch ungeschmälert 
(a.a.O., Rn. 96) auf die sozialen 
Vergünstigungen nach Kapitel VII
der Qualifikationsrichtlinie 
berufen kann, steht dies in 
vorliegendem Fall der 
Ausweisung nicht entgegen.
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Kapitel VII der Richtlinie 
gewährleistet jedem Flüchtling 
Schutz vor Zurückweisung, das 
Recht auf Information, Wahrung 
des Familienverbands, 
Ausstellung von 
Reisedokumenten, Zugang zur 
Beschäftigung, zu Bildung, zu 
Sozialhilfeleistungen, zu 
medizinischer Versorgung und zu 
Wohnraum, auf Freizügigkeit 
innerhalb des fraglichen 
Mitgliedstaats sowie Zugang zu 
Integrationsmaßnahmen. 
Einschränkungen dieser Rechte 
sind bei einem anerkannten 
Flüchtling nur nach Maßgabe 
dieses Kapitels der 
Qualifikationsrichtlinie zulässig 
(a.a.O., Rn. 97).
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Die die Ausweisung tragenden 
„zwingenden Gründe der 
nationalen Sicherheit oder 
öffentlichen Ordnung“ stellen, 
soweit sie diese Rechte nach 
Kapitel VII berühren, zulässige 
Beschränkungen im Sinne der 
Richtlinie dar.
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Wird mit der Ausweisung das 
Erlöschen der 
Niederlassungserlaubnis (§ 51 
Abs. 1 Nr. 5 AufenthG) bezweckt 
und ist zugleich eine tatsächliche 
Aufenthaltsbeendigung nicht 
beabsichtigt, wovon hier mit Blick
auf den Flüchtlingsstatus des 
Klägers auszugehen ist, werden 
der Schutz vor Zurückweisung 
nach Art. 21 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie, das 
Informationsrecht aus Art. 22 der 
Qualifikationsrichtlinie sowie der 
Anspruch auf Wahrung des 
Familienverbandes nach Art. 23 
der Qualifikationsrichtlinie schon 
nicht tangiert. Dafür, dass 
vorliegend das Recht auf Bildung 
nach Art. 27 der 
Qualifikationsrichtlinie, der 
Zugang zu Wohnraum nach Art. 
32 der Qualifikationsrichtlinie 
oder zu Integrationsmaßnahmen 
nach Art. 34 der 
Qualifikationsrichtlinie betroffen 
sein könnte, ist gleichfalls nichts 
ersichtlich.
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Soweit durch den Duldungsstatus 
des Klägers dessen Recht auf 
Aufnahme einer (selbstständigen 
oder unselbstständigen) 
Erwerbstätigkeit nach Art. 26 der 
Qualifikationsrichtlinie zunächst 
kraft Gesetzes mit einem 
präventiven Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt belegt ist, ist 
dieser für sich genommen 
unbedenklich, zumal sich aus § 4 
Abs. 3 Satz 3 AufenthG ergibt, 
dass dieser nicht gilt, wenn dem 
Ausländer auf Grund einer 
zwischenstaatlichen Vereinbarung,
eines Gesetzes oder einer 
Rechtsverordnung die 
Erwerbstätigkeit gestattet ist, ohne
dass er hierzu durch einen 
Aufenthaltstitel berechtigt sein 
muss. So liegt der Fall hier, da 
diese Vorschrift mit Blick auf den 
vorrangigen Art. 26 der 
Qualifikationsrichtlinie 
auszulegen ist. Unbeschadet 
dessen ist für den Senat im 
konkreten Fall aber auch nicht 
ersichtlich, dass der Kläger durch 
Einschränkungen seiner 
rechtlichen Möglichkeiten, einer 
Erwerbstätigkeit nachzugehen, in 
tatsächlicher Hinsicht unzumutbar
belastet wäre, nachdem er trotz 
seines langjährigen Aufenthalts in 
Deutschland niemals einer solchen
nachgegangen ist.
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Aufgrund der Ausweisung greifen 
im konkreten Fall jedoch die 
angeordneten Maßnahmen nach § 
56 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
AufenthG (Meldepflichten, 
Aufenthaltsbeschränkung auf den 
Stadtbezirk Mannheim). Diese 
dienen unmittelbar der Abwehr 
bzw. Eindämmung der von Kläger
ausgehenden Gefahren und 
schränken insoweit das Recht des 
Betroffenen auf ein 
Reisedokument nach Art. 25 Abs. 
1 der Qualifikationsrichtlinie 
sowie das Recht auf Freizügigkeit 
innerhalb der Bundesrepublik 
nach Art. 33 der 
Qualifikationsrichtlinie in 
sachangemessener Weise ein. Art. 
25 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie 
verpflichtet zur Erteilung eines 
Reisedokumentes auch für Reisen 
ins Ausland, es sei denn, Gründe 
der nationalen Sicherheit oder der 
öffentlichen Ordnung stehen dem 
entgegen. Art. 33 der 
Qualifikationsrichtlinie verlangt 
von den Mitgliedstaaten, dass 
Personen, denen internationaler 
Schutz zuerkannt worden ist, 
Bewegungsfreiheit in ihrem 
Hoheitsgebiet zu gestatten „unter 
den gleichen Bedingungen und 
Einschränkungen wie für andere 
Drittstaatsangehörige, die sich 
rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet
aufhalten“. Nachdem im 
persönlichen Verhalten des 
Klägers „zwingende Gründe der 
nationalen Sicherheit oder 
öffentlichen Ordnung“ im Sinne 
des Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie gegeben 
sind, liegt ein Versagungsgrund im
Sinne des Art. 25 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie vor, da die
Einschränkung seiner 
Reisemöglichkeiten gerade dazu 
dient, sein die PKK 
unterstützendes Verhalten 
zumindest deutlich zu erschweren.
Daraus rechtfertigt sich auch die 
Einschränkung seiner 
Freizügigkeit innerhalb des 
Bundesgebietes nach Art. 33 der 
Qualifikationsrichtlinie. Das hat 
der Senat schon unter 
Zugrundelegung der 
Vergleichsgruppe von 
Drittstaatsangehörigen, die sich 
nach nationalem Recht rechtmäßig
im Bundesgebiet aufhalten, 
festgestellt (VGH Bad.-Württ., 
Urteil vom 14.05.2014 - 11 S 
2224/13 -, juris, Rn. 128 ff., 
m.w.N.).
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Da der Gerichtshof eine 
Ausweisung unter 
Berücksichtigung des Maßstabs 
des Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie auch dann 
für zulässig erachtet, wenn 
dadurch der Aufenthalt zwar rein 
tatsächlich nicht beendet werden 
soll, es aber dennoch notwendig 
erscheint, zumindest die 
Freizügigkeit von 
Drittstaatsangehörigen zu 
beschränken, um den Terrorismus 
zu bekämpfen und Gefahren für 
die öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung einzudämmen (a.a.O., 
Rn. 52), ist es nach Auffassung 
des Senats aus systematischen 
Gründen und zur Effektivierung 
des Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie angezeigt, 
dessen Wertungen auch insoweit 
zu berücksichtigen, als Reichweite
und Grenzen der weiteren in 
Kapitel VII aufgeführten Rechte 
in entscheidungserheblicher Weise
in Rede stehen. Denn eine 
Ausweisung, deren Folge sich im 
Erlöschen des Titels erschöpfen 
würde, ohne daran anknüpfend 
verhaltenssteuernde Wirkungen zu
entfalten, die geeignet und 
erforderlich sind, die Gefahr 
wirksam einzudämmen, wäre 
letztlich wegen Zweckverfehlung 
unverhältnismäßig. Dies würde 
Art. 24 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie, in Fällen 
wie dem vorliegenden, die 
praktische Wirksamkeit nehmen 
und damit dessen Bedeutung, wie 
er auch in den Erwägungsgründen 
31 und 37 der Richtlinie zum 
Ausdruck kommt, verfehlen.
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Nach alledem ist es für den Senat 
auch folgerichtig, auf den Fall des 
Klägers nicht Art. 29 Abs. 1 der 
Qualifikationsrichtlinie, sondern 
dessen Absatz 2 entsprechend 
anzuwenden, nachdem die 
Mitgliedstaaten abweichend von 
Absatz 1 die Sozialhilfe für 
Personen, denen (nur) der 
subsidiäre Schutzstatus zuerkannt 
worden ist, auf Kernleistungen 
beschränken kann. Dies gilt hier 
umso mehr, als es der Kläger im 
Gegensatz zu subsidiär 
Schutzberechtigten selbst in der 
Hand hat, durch eine Abkehr von 
seinen den Terrorismus 
unterstützenden Handlungen die 
Ursachen für diese 
Einschränkungen zu beseitigen 
und es gerade in der Logik des 
Duldungsstatus liegt, den Kläger 
zu einer dahingehenden 
Verhaltensänderung zu bewegen. 
Soweit sich demnach ergeben 
sollte, dass der Kläger aufgrund 
seines Duldungsstatus und 
mangels anderweitiger 
Regelungen, die ihm, etwa als 
Familienangehöriger aus 
abgeleitetem Recht, einen vollen 
Anspruch auf 
Sozialhilfeleistungen nach dem 
SGB II verschaffen könnten, auf 
die Leistungen des 
Asylbewerberleistungsgesetzes 
beschränkt ist (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 
AsylbLG), steht dies nicht in 
Widerspruch zu Art. 29 der 
Qualifikationsrichtlinie. Für 
Leistungsbeschränkungen in 
Bezug auf die medizinische 
Versorgung (§ 4 AsylbLG) im 
Sinne des Art. 30 der 
Qualifikationsrichtlinie gilt nichts 
anderes (vgl. zu alledem VGH 
Bad.-Württ., Urteil vom 
13.01.2016 - 11 S 889/16 -, juris).
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3. Dem dargestellten und nach 
gesetzlicher Wertung besonders 
schwerwiegenden 
Ausweisungsinteresse steht ein 
gleichfalls besonders 
schwerwiegendes Bleibeinteresse 
des Klägers gegenüber, da dieser 
eine Niederlassungserlaubnis 
besessen hat, die gerade durch die 
Ausweisungsverfügung betroffen 
ist, er mit deutschen 
Familienangehörigen in familiärer
Lebensgemeinschaft lebt und er 
sein Personensorgerecht für 
minderjährige ledige Deutsche 
ausübt (§ 55 Abs. 1 Nr. 1 und 4 
AufenthG). § 55 Abs. 2 Nr. 5 
AufenthG tritt vorliegend hinter 
die insoweit speziellere Vorschrift 
des § 55 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG 
zurück (Bauer, in: 
Bergmann/Dienelt, 
Ausländerrecht, 11. Aufl., 2016, § 
55 AufenthG, Rn. 23; Neidhardt, 
in: HTK-AuslR, § 55 AufenthG, 
zu Abs. 2 Nr. 5, Stand: 
18.01.2016, Rn. 3: Auffangnorm).
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4. § 53 Abs. 1 AufenthG verlangt 
davon ausgehend ein Überwiegen 
des Interesses an der Ausreise, das
unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles im 
Rahmen einer umfassenden 
Verhältnismäßigkeitsprüfung 
festzustellen ist, wobei in die 
hierbei vorzunehmende 
Abwägung des Interesses an der 
Ausreise mit dem Bleibeinteresse 
die in § 53 Abs. 2 AufenthG 
niedergelegten Umstände in 
wertender Gesamtbetrachtung 
einzubeziehen sind. Diese sind, 
nach den Umständen des 
Einzelfalles, insbesondere die 
Dauer des Aufenthalts des 
Ausländers, seine persönlichen, 
wirtschaftlichen und sonstigen 
Bindungen im Bundesgebiet und 
im Herkunftsstaat oder in einem 
anderen zur Aufnahme bereiten 
Staat sowie die Folgen der 
Ausweisung für 
Familienangehörige und 
Lebenspartner, wobei die in 
Absatz 2 aufgezählten Umstände 
weder abschließend zu verstehen 
sind, noch nur zu Gunsten des 
Ausländers ausfallen müssen. 
Zudem sind stets die grund- und 
konventionsrechtliche Stellung 
des Ausländers und seiner Familie
und die sich daraus ergebenden 
Gewichtungen in den Blick zu 
nehmen. Umstände im Sinne des §
53 Abs. 2 AufenthG prägen den 
Einzelfall insoweit, als sie über 
die den vertypten Interessen 
zugrunde liegenden Wertungen 
hinausgehen, diese unterschreiten 
oder ihnen entgegenstehen. 
Insbesondere in an dieser Stelle 
der Frage nachzugehen, ob und in 
welchem Maße die konkreten 
Umstände des Einzelfalles von 
vertypten gesetzlichen Wertungen 
abweichen. Sind im konkreten 
Fall keine Gründe - etwa auch 
solche rechtlicher Art - ersichtlich,
die den gesetzlichen Wertungen 
der §§ 54, 55 AufenthG 
entgegenstehen, wird regelmäßig 
kein Anlass bestehen, diese 
Wertungen einzelfallbezogen zu 
korrigieren.
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Eine schematische und alleine den
gesetzlichen Typisierungen und 
Gewichtungen verhaftete 
Betrachtungsweise, die einer 
umfassenden Bewertung der den 
Fall prägenden Umstände, jeweils 
entsprechend deren konkreten 
Gewicht, zuwiderlaufen würde, 
verbietet sich ebenso (BVerfG, 
Beschluss vom 10.05.2007 - 2 
BvR 304/07 -, NVwZ 2007, 946; 
VG Düsseldorf, a. a. O., Rn. 78) 
wie eine „mathematische“ 
Abwägung im Sinne eines bloßen 
Abzählens von Umständen, die 
das Ausweisungsinteresse 
einerseits und das Bleibeinteresse 
andererseits begründen (Bauer, a. 
a. O., § 53 AufenthG, Rn. 51) oder
gar ein diesbezügliches 
„Punktesystem“ (so aber: 
Cziersky-Reis, in: Hofmann, 
Ausländerrecht, 2. Aufl., 2016, § 
53 AufenthG, Rn. 29 a. E.).
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Davon ausgehend erweist sich die 
Ausweisung des Klägers als 
verhältnismäßig, da hier das 
Ausweisungsinteresse das 
Bleibeinteresse des Klägers unter 
Berücksichtigung sämtlicher den 
Fall prägenden Umstände 
überwiegt.
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Vorliegend ist zunächst die dem 
Flüchtlingsstatus des Klägers 
geschuldete Besonderheit in 
Rechnung zu stellen, nach der im 
konkreten Fall eine tatsächliche 
Beendigung des Aufenthalts des 
Klägers wegen dessen 
Flüchtlingsstatus nicht 
beabsichtigt ist, obgleich 
gewichtige Gründe für eine 
Ausweisung bestehen. Daher ist 
Bezugspunkt für die 
Verhältnismäßigkeitsfrage auch 
nur die Ausweisung in der hier 
erfolgten Form mit ihrer Folge 
einer ggf. auch langfristigen 
Duldung des Klägers im 
Bundesgebiet und seiner 
Überwachung nach § 56 AufenthG
sowie der schon dargestellten 
Einschränkungen der 
verschiedenen Folgerechte.
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Dem Ausweisungsinteresse, wie 
es sich im konkreten Fall darstellt,
steht ein nach der gesetzlichen 
Wertungen des § 55 Abs. 1 Nr. 1 
und 4 AufenthG ebenfalls 
besonders schwerwiegendes 
Bleibeinteresse gegenüber. Hinzu 
treten auf Seiten des Klägers 
dessen Anspruch auf Achtung 
seiner familiären Bindungen nach 
Art. 8 Abs. 1 EMRK und Art. 6 
GG. Im weiteren ist sein mit über 
26 Jahren über den in § 55 Abs. 1 
Nr. 1 AufenthG verlangten 
mindestens fünfjährigen 
rechtmäßigen Inlandsaufenthalt 
hinausgehender rechtmäßiger 
Aufenthalt zu berücksichtigen. 
Das Gewicht dieser Umstände ist, 
soweit es nicht schon über § 55 
Abs. 1 Nr. 1 und 4 AufenthG 
erfasst wird, aus § 53 Abs. 2 
AufenthG (über fünfjähriger 
rechtmäßiger Aufenthalt des 
Klägers im Bundesgebiet) und den
grund- und 
konventionsrechtlichen Wertungen
mit Blick auf die Folgen der 
Ausweisung auf diese Umstände 
zu ermitteln.
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Wegen der familiären Bindungen 
des Klägers im Bundesgebiet folgt
aus Art. 6 GG zwar unmittelbar 
kein Aufenthaltsrecht, dieses 
Grundrecht gebietet aber die 
Berücksichtigung der in Art. 6 GG
enthaltenen wertentscheidenden 
Grundsatznorm, nach der der Staat
die Familie zu schützen und zu 
fördern hat (vgl. hierzu ausf.: 
Hoppe/Samel in: Rensen/Brink 
(Hrsg.) Linien der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts, 
2009, S. 137 ff.). Diese 
verpflichtet dazu, bei der 
Entscheidung über 
aufenthaltsbeendende Maßnahmen
die familiären Bindungen des den 
(weiteren) Aufenthalt begehrenden
Ausländers an Personen, die sich 
berechtigterweise im 
Bundesgebiet aufhalten, 
pflichtgemäß, d. h. entsprechend 
dem Gewicht dieser Bindungen, 
zur Geltung zu bringen (vgl. 
BVerfG, Beschlüsse vom 
12.05.1987 - 2 BvR 1226/83, 
101/84 313/84 -, NJW 1988, 626 
und vom 18.04.1989 - 2 BvR 
1169/84 -, NJW 1989, 2195; 
Beschluss vom 23.01.2006 - 2 
BvR 1935/05 -, NVwZ 2006, 
682). Daraus kann sich die 
Unverhältnismäßigkeit einer 
Ausweisung ergeben, wenn ein 
gemeinsames Familienleben in 
Deutschland durch diese 
unmöglich gemacht würde und es 
den Familienmitgliedern nicht 
zumutbar wäre, die 
Familiengemeinschaft im Ausland
herzustellen (BVerfG, Beschluss 
vom 18.04.1989 - 2 BvR 1169/84 
-, NJW 1989, 2195). Für das 
Recht auf Achtung des 
Familienlebens aus Art. 8 Abs. 1 
EMRK ergibt sich nichts anderes 
(zu den Kriterien vgl. 
insbesondere EGMR, Urteil vom 
18.10.2006 - 46410/99 <Üner> -, 
NVwZ 2007, 1279; Urteil vom 
02.08.2001 - 54273/00 <Boultif> 
-, InfAuslR 2001, 476 -; 
ausführlich Bauer, in: 
Bergmann/Dienelt, 
Ausländerrecht, 11. Aufl., 2016, 
Vorb §§ 53-56 AufenthG, Rn. 95 
ff. und Mayer, VerwArch 2010, 
482 <530 ff.>, m.w.N.).
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Soweit sich aus der 
Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zu Art.
2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG 
bei langjährigem rechtmäßigen 
Inlandsaufenthalt aus Gründen der
Verhältnismäßigkeit ergibt, dass 
die Dauer des Aufenthalts im 
Bundesgebiet, die Integration in 
die deutsche Gesellschaft, auch 
soweit sie keinen familiären 
Bezug hat, und das Fehlen 
tatsächlicher Bindungen an den 
Staat seiner Staatsangehörigkeit 
bei einer Ausweisung angemessen 
zu gewichten sind (BVerfG, 
Beschluss vom 10.08.2007 - 2 
BvR 535/06 -, NVwZ 2007, 
1300), ist ein Gleichlauf zur 
Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte 
festzustellen, der unter dem Recht 
auf Achtung des Privatlebens nach
Art. 8 Abs. 1 EMRK das Netz an 
persönlichen, gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Beziehungen 
fasst, die für das Privatleben eines 
jeden Menschen schlechthin 
konstitutiv sind (EGMR, Urteil 
vom 09.10.2003 - 48321/99 
<Slivenko> -, EuGRZ 2006, 560).
Diesen Beziehungen kommt bei 
fortschreitender Dauer des 
Aufenthalts wachsende Bedeutung
zu (so BVerfG, Beschluss vom 
10.05.2007 - 2 BvR 304/07 -, 
NVwZ 2007, 946; Thym, EuGRZ 
2006, 541 <544>; Hoppe, ZAR 
2006, 125 <130>; Hofmann, in: 
Kluth/Heusch, BeckOK AuslR, 
Art. 8 EMRK, Stand: 01.11.2015, 
Rn. 20 ff., m.w.N.; Beichel-
Benedetti, in: Huber, AufenthG, 1.
Aufl., 2010, Vorb §§ 53-56 
AufenthG, Rn. 14 ff.). Daraus 
folgt auch für Ausweisungen von 
Ausländern, die über keine 
schützenswerten familiären 
Bindungen im Sinne von Art. 8 
Abs. 1 EMRK bzw. Art. 6 GG 
verfügen, eine Verpflichtung zur 
einzelfallbezogenen Abwägung 
unter angemessener 
Berücksichtigung dieser das Recht
auf Privatleben konstituierenden 
Bindungen. Fehlen Bindungen an 
den Herkunftsstaat kann sich 
daraus eine Unverhältnismäßigkeit
der Ausweisung - selbst bei 
langjährigen Freiheitsstrafen und 
zahlreichen Verurteilungen - 
ergeben (vgl. die Nachweise bei 
Mayer, a.a.O.).
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So liegt der Fall hier jedoch nicht. 
Denn die Ausweisung des Klägers
führt nicht zur Beendigung seines 
tatsächlichen Aufenthalts in 
Deutschland. Vorliegend sind die 
tatsächlichen Bindungen des 
Klägers durch die Ausweisung 
allerdings dadurch betroffen, dass 
ihn die Überwachungsmaßnahmen
nach § 56 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 
2 AufenthG in seiner 
Bewegungsfreiheit beschränken. 
Soweit ihm diese seine 
Möglichkeiten zur Fortführung 
gerade der streitgegenständlichen 
Aktivitäten erschweren, ist 
dadurch, wie das 
Verwaltungsgericht zutreffend 
ausgeführt hat, ein rechtlich 
anerkennenswertes Interesse des 
Klägers schon nicht berührt. Die 
Einschränkungen seiner Rechte 
aus Art. 29 und 30 der 
Qualifikationsrichtlinie 
(Sozialhilfe und medizinische 
Versorgung) sind objektiv 
betrachtet geeignet und 
erforderlich, um den Kläger zu 
einer Verhaltensänderung zu 
bewegen. Die für ihn eintretenden 
Einschränkungen seiner 
Bewegungsmöglichkeiten sind aus
den schon dargelegten Gründen 
erforderlich und auch zumutbar. 
Die für seine Familienmitglieder 
mit den Einschränkungen der 
Bewegungsmöglichkeiten des 
Klägers und seiner genannten 
Rechte verbundenen Folgen sind 
allenfalls mittelbarer Art und als 
solche auch verhältnismäßig, 
zumal sie - als mildere Mittel zur 
tatsächlichen Beendigung des 
Aufenthalts - einzig dem Umstand
geschuldet sind, dass der Beklagte
gerade auf den Flüchtlingsstatus 
des Klägers Rücksicht nimmt, 
obwohl dieser Gründe setzt, die 
gefahrenabwehrrechtliche 
Maßnahmen zum Schutz 
hochrangiger Rechtsgüter 
erforderlich machen (vgl. hierzu 
BVerwG, Urteil vom 30.07.2013 -
1 C 9.12 -, InfAuslR 2013, 418). 
Darüber hinaus sind weitere 
schützens- und nennenswerte 
Bindungen des Klägers in die 
hiesige Gesellschaft, die durch die 
Ausweisung in unzumutbarer 
Weise beschränkt würden, trotz 
des langjährigen rechtmäßigen 
Aufenthalts weder vorgetragen 
worden noch ersichtlich. Der 
Kläger spricht kaum Deutsch, er 
war in Deutschland niemals 
erwerbstätig und ist von Beginn 
seines Aufenthalts in Deutschland 
an von Sozialleistungen abhängig.
Diese Umstände relativieren das 
Gewicht seines langjährigen 
rechtmäßigen Aufenthalts 
jedenfalls im Rahmen der 
Abwägung entscheidend. 
Schließlich ist noch zu 
berücksichtigen, dass es der 
Kläger in der Hand hat, durch eine
glaubhafte Abkehr von seinem 
bisherigen Verhalten eine 
Aufhebung der Wirkungen der 
Ausweisung nach § 11 Abs. 4 Satz
1 AufenthG zu erreichen. Aus all 
dem ergibt sich bei wertender 
Betrachtung der widerstreitenden 
Interessen im konkreten Fall ein 
Überwiegen des 
Ausweisungsinteresses.
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5. Soweit sich, ungeachtet der 
Rechtsstellung des Klägers, aus 
den Stand-Still-Klauseln des Art. 
7 ARB 2/76, des Art. 13 ARB 1/80
bzw. des Art. 41 des 
Zusatzprotokolls zum 
Assoziierungsabkommen 
EWG/Türkei (ZP) ein Verbot 
ergibt, ohne zwingende Gründe 
neue Beschränkungen für sich 
ordnungsgemäß (vgl. EuGH, 
Urteil vom 07.11.2013 - C-225/12 
<Demir> -, InfAuslR 2014, 1) im 
Inland aufhaltende türkische 
Staatsangehörige einzuführen, die 
deren Möglichkeiten zur 
Aufnahme einer (abhängigen oder 
selbstständigen) Beschäftigung im
Verhältnis zur Rechtslage bei 
Inkrafttreten dieser Regelungen 
stärker begrenzen würden (vgl. 
etwa: EuGH, Urteile vom 
10.07.2014 - C-138/13 <Dogan> 
-, NVwZ 2014, 1081 und vom 
17.09.2009 - C-242/06 <Sahin> -, 
InfAuslR 2009, 413), führt dies 
nicht dazu, dass die §§ 53 ff. 
AufenthG in der ab dem 1. Januar 
2016 geltenden Fassung außer 
Anwendung zu bleiben hätten.
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Mit der Neukonzeption des 
Ausweisungsrechts im Gesetz zur 
Neubestimmung des Bleiberechts 
und der Aufenthaltsbeendigung 
vom 27. Juli 2015 (BGBl. I, S. 
1386) will der Gesetzgeber 
ausweislich der 
Gesetzesbegründung der 
Entwicklung Rechnung tragen, 
„wonach das bisherige dreistufige 
Ausweisungsrecht durch die 
höchstrichterliche Rechtsprechung
ohnehin mehr und mehr zu einer 
Ermessensausweisung mit 
umfassender Abwägung aller 
Umstände des Einzelfalls zur 
Wahrung der Verhältnismäßigkeit 
modifiziert worden ist.“ (BT-Drs. 
18/4097). Die Änderungen des 
Ausweisungsrechts dienen danach
der Anpassung an die 
Entwicklung dieser 
Rechtsprechung und sie sollen 
Rechtsunsicherheiten im 
Ausweisungsrecht beseitigen und 
die Arbeit der Ausländerbehörden 
erleichtern. Aus dem mit der 
Neuregelung einhergehenden 
Systemwechsel, weg von einer 
Ausweisung im Ermessenswege, 
hin zu einer zwar gebundenen, 
dafür aber anhand des Maßstabes 
der Verhältnismäßigkeit zu 
messenden, folgt daher bei der 
gebotenen Gesamtbetrachtung 
keine neue Beschränkung in Sinne
der Stand-Still-Klauseln.
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Im Vergleich zu den 
Ausweisungsregelungen der 
Ausländergesetze seit 1965 und 
dem Aufenthaltsgesetz a. F. lässt 
sich feststellen, dass das neue 
Ausweisungsrecht sich 
weitgehend von einer in Bezug 
auf die Interessen des Ausländers 
auf bloßen Verwaltungsvorgaben 
beruhenden 
Ermessensentscheidung des 
Ausländergesetzes 1965 (vgl. 
Kanein, Ausländerrecht, 4. Aufl., 
1988, § 10 AuslG) ebenso gelöst 
hat, wie von schematisierenden 
und insoweit bindenden 
gesetzlichen Vorgaben des 
Ausländergesetzes 1990 und des 
Aufenthaltsgesetzes a. F., die einer
umfassenden Abwägung der 
konkreten Umstände des 
Einzelfalls entsprechend deren 
Gewicht entgegenstehen konnten. 
Schematisierungen dieser Art und 
Wirkung waren auch der Anlass 
für die Gerichte, das bisherige 
Recht aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit, teilweise 
entgegen seinem Wortlaut, 
auszulegen und anzuwenden (vgl. 
Mayer, VerwArch 2010, 482 <483
ff.>, m . w. N.; Beichel-Benedetti, 
in: Huber, AufenthG, 1. Aufl. 
2010, Vorb §§ 53-56 AufenthG, 
Rn. 19 ff.). Während eine 
Ausweisung im Ermessenswege 
gerichtlich bislang nur 
eingeschränkt überprüfbar war (§ 
114 Satz 1 VwGO), stellt das neue
Recht eine vollumfassende 
gerichtliche Überprüfung sicher. 
Das durch die neuen Regelungen 
aufgestellte Prüfprogramm 
garantiert, wie die bisherigen 
Ausführungen deutlich machen, 
eine umfassende Berücksichtigung
der den Fall prägenden Umstände.
Der Verlust der Ermessensebene 
wird durch die nunmehr 
umfassende gerichtliche 
Kontrollpflicht aufgewogen (so 
auch: Neidhardt, a. a. O., Rn. 31; 
Bauer, in: Bergmann/Dienelt, 
Ausländerrecht, 11. Aufl., 2016, § 
53 AufenthG, Rn. 58 ff.; a. A.: 
Cziersky-Reis, in: Hofmann, 
Ausländerrecht, 2. Aufl., 2016, § 
53 AufenthG, Rn. 42, der davon 
ausgeht, dass eine Ausweisung 
nach Ermessen immer günstiger 
für den Betroffenen sei als eine 
gebundene nach § 53 Abs. 1 
AufenthG n. F.; so wohl auch 
Dienelt, in: Bergmann/Dienelt, 
Ausländerrecht, 11. Aufl., 2016, 
ARB 1/80 Art. 13, Rn. 69 ff.). Es 
wäre daher verfehlt, für die Frage 
einer neuen Beschränkung isoliert 
darauf abzustellen, dass es sich 
nunmehr bei der 
Ausweisungsentscheidung um 
eine gebundene handelt. Weder 
Unions- noch Assoziationsrecht 
gebieten eine 
Ermessensentscheidung, sondern 
(nur) eine offene Güter- und 
Interessenabwägung (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 02.09.2009 -
1 C 2.09 -, InfAuslR 2010, 3; vgl. 
zum Erfordernis einer wertenden 
Gesamtbetrachtung: BVerwG, 
Urteil vom 10.07.2012 - 1 C 19.11
-, InfAuslR 2012, 397; VGH Bad.-
Württ., Urteil vom 10.02.2012 - 
11 S 1361/11 -, NVwZ-RR 2012, 
492; VG Düsseldorf, Urteil vom 
19.01.2016 - 27 K 2552/14 -, 
juris, Rn. 140 ff.).
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Soweit § 54 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG nunmehr, wie ebenfalls 
schon dargelegt, die Gefahr 
gesetzlich aus der Erfüllung des 
Tatbestandes ableitet, führt auch 
dies jedenfalls im konkreten Fall 
zu keiner Verschlechterung der 
Rechtsstellung des Klägers, 
nachdem dessen tatsächliches 
Verhalten die gesetzliche 
Festlegung gerade bestätigt.
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Dass mit § 56 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2 AufenthG im Falle einer 
Ausweisung die kraft Gesetzes 
geltenden 
Überwachungsmaßnahmen - in 
Abweichung zur früheren 
Rechtslage - nicht mehr die 
sofortige Vollziehbarkeit der 
Ausweisung voraussetzen, stellt 
gleichfalls keine neue 
Beschränkung in diesem Sinne 
dar. Die Stillhalteverpflichtung 
bedeutet nicht, dass jede Facette 
des Verwaltungsverfahrens und 
des Prozessrechts einer Änderung 
entzogen wäre. Die 
Mitgliedstaaten verfügen aufgrund
ihrer Verfahrensautonomie über 
einen Gestaltungsspielraum, der 
allerdings durch den Grundsatz 
der Effektivität und der 
Äquivalenz begrenzt wird (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 10.07.2012 -
1 C 19.11 -, InfAuslR 2012, 397; 
VGH Bad.-Württ., Urteil vom 
10.02.2012 - 11 S 1361/11 -, 
NVwZ-RR 2012, 492). Lässt eine 
Änderung des Verfahrens - wie 
hier - die Effektivität des 
Rechtsschutzes mit Blick auf die 
dem türkischen Staatsangehörigen
eingeräumten Rechte unverändert,
so liegt keine „neue 
Beschränkung“ vor. Es kann nicht 
ernsthaft in Frage stehen, dass 
insoweit effektiver gerichtlicher 
Rechtsschutz über eine 
einstweilige gerichtliche Regelung
nach § 123 VwGO erreicht 
werden kann. Vorliegend kommt 
es hierauf auch nicht an, da der 
Beklagte solche Maßnahmen 
modifizierend und durch 
Verwaltungsakt erlassen hat und 
insoweit Rechtsschutz nach §§ 80 
ff. VwGO gegeben ist.
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Selbst wenn man den 
Rechtsfolgenwechsel - weg von 
der Einräumung von Ermessen, 
hin zu einer gebundenen 
Entscheidung - bzw. die weiteren 
dargestellten Änderungen des 
Ausweisungsrechts grundsätzlich 
als Maßnahmen ansehen wollte, 
die bezweckten oder bewirkten, 
dass die Ausübung der 
Freizügigkeitsrechte durch einen 
türkischen Staatsangehörigen oder
einen Familienangehörigen in 
einem Mitgliedstaat strengeren 
Voraussetzungen als denjenigen 
unterworfen wird, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Bestimmungen in dem 
Mitgliedstaat gelten, wären diese 
Maßnahmen hier rechtlich 
zulässig. Denn die Einführung 
dieser - unterstellt - strengeren 
Voraussetzungen wäre durch 
zwingende Gründe des 
Allgemeininteresses im Sinne der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs 
der Europäischen Union 
gerechtfertigt, gerade weil der 
vorgenommene Systemwechsel 
dazu dient, das ursprüngliche, 
durch die Anforderungen der 
Rechtsprechung erheblich - teils 
gegen den Wortlaut - modifizierte 
Ausweisungsrecht wieder 
handhabbar und in sich schlüssig 
und nachvollziehbar zu machen. 
Die nunmehr gesetzliche 
Festlegung der Gefahr nach § 54 
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG ist mit 
Blick auf die vom Terrorismus 
ausgehenden Gefahren 
gerechtfertigt, zumal sich aus 
praktischer Sicht kaum 
Fallkonstellationen denken lassen,
bei denen eine solche Gefahr zu 
verneinen sein könnte, obwohl ein
Unterstützen einer terroristischen 
Vereinigung tatbestandlich 
vorliegt und eine glaubhafte 
Abwendung hiervon - die das 
Gesetz ausdrücklich zulässt - nicht
erfolgt ist.

II.
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Der hilfsweise gestellte Antrag, 
die Wirkungen der Ausweisung 
aufzuheben, führt ebenfalls nicht 
zum Erfolg. Dieser Antrag ist als 
Klageerweiterung (dazu: Rudisile,
in: Schoch/Schneider/Bier, 
VwGO, Stand: Oktober 2015, § 
124a VwGO, Rn. 51 a. E., unter 
Verweis auf BGH, Urteil vom 
24.02.1988 - IVb ZR 45/87 -, 
NJW-RR 1988, 1465) aufgrund 
des engen Sachzusammenhangs 
der Ausweisungsverfügung mit 
der darauf bezogenen 
Befristungsentscheidung zwar 
zulässig und sachdienlich - 
insbesondere steht § 124a Abs. 6 
VwGO nicht entgegen -, aber 
nicht begründet. Der Kläger hat 
sich darauf beschränkt, die 
Aufhebung der Wirkungen der 
Ausweisung nach § 11 Abs. 4 Satz
1 AufenthG zu beantragen, ohne 
dies näher zu begründen. Aus dem
Gesamtzusammenhang seines 
Vortrags schließt der Senat, dass 
sich der Kläger insoweit darauf 
beruft, dass eine Gefahr von ihm 
nicht ausgehe. Dieser Auffassung 
folgt der Senat aus den schon 
dargestellten Gründen jedoch 
nicht. Im Übrigen hat der Kläger 
keine persönlichen oder sonstigen 
Umstände dargelegt, die die 
Befristungsentscheidung - etwa 
bezüglich der konkret 
festgesetzten Sperrfrist - in Frage 
stellen könnten und solche sind 
auch mit Blick auf das 
Senatsurteil vom 9. Dezember 
2015 (- 11 S 1857/15 -, juris) nicht
ersichtlich.
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Die Kostenentscheidung folgt aus 
§ 154 Abs. 2 VwGO. 100 

Die Revision war wegen 
grundsätzlicher Bedeutung der 
Rechtsache (vgl. § 132 Abs. 2 Nr. 
1 VwGO) zuzulassen.
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Beschluss vom 2. März 2016 102 

Der Streitwert wird gem. § 63 
Abs. 2, § 47 Abs. 1, § 52 Abs. 2 
und § 39 Abs. 1 GKG auf 10.000,-
EUR festgesetzt.
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